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    Executive Summary


    Occupy! ist der Hinweis auf eine ökonomische Schieflage, die viele Menschen immer weniger hinzunehmen gewillt sind. Sie glauben – zu Recht – erkannt zu haben, dass mit dem ökonomischen Aufstieg der Finanzbranche der langsame wirtschaftliche Niedergang der Menschen in den Nicht-Finanzbranchen verbunden ist. Aber die Bewegung schüttet das Kind mit dem Bade aus und wendet sich gegen den Kapitalismus. Schuld ist die Wirtschaftstheorie, die keine schlüssige Lösung für die Probleme der Welt hervorgebracht hat. Dem muss abgeholfen werden.


    Es geht darum, das Gefühl dieser Menschen zu kanalisieren, ihnen einen konkreten Weg aufzuzeigen und ein realisierbares Ziel vorzugeben, um aus der Generation der Verlierer eine Generation der Gewinner zu machen – mit Marktwirtschaft und Kapitalismus. Der Schlüssel der Fehlentwicklungen liegt in den ökonomischen Theorien. Man feiert noch heute den Sieg über den Sozialismus, hat aber keine Antwort auf die anderen großen Fragen der Zeit, weder auf die ökologischen noch auf die ökonomischen.


    Ursachenforschung bildet den Anfang. Eine Ist-Aufnahme der Realität entdeckt vier Ansätze für die Lösung der sozialen Frage sowie ihre theoretischen Hintergründe:


    
      	† den Liberalismus, der den Markt in den Mittelpunkt seiner Überlegungen stellt,


      	† den Sozialismus, der Gerechtigkeit durch Demokratisierung und Egalisierung zu finden glaubt,


      	† den Kompetitionismus, eine Wettbewerbs-Ideologie, umgesetzt im anglo-amerikanischen Kartellrecht, endend beziehungsweise noch nicht beendet im Raubtier-Kapitalismus,


      	† den Solidarismus, eine Soziale Marktwirtschaft, welche die Prinzipien der wirtschaftlichen Solidarität und der staatlichen Subsidiarität institutionalisiert und realisiert.

    


    Ein nicht ganz neuer Denkansatz bildet nunmehr den ersten Schlüssel für das Verstehen dessen, was uns an wirtschaftlichen Verhältnissen umgibt: Schon die alten Griechen unterschieden zwischen Marktwirtschaft (Katallaxie) und Hauswirtschaft (Ökonomie). Die eigentliche Ökonomie findet in der Haus- und Betriebswirtschaft statt (griechisch: Oikos, das Haus). Die Ökonomie ist Privatsache: Sie ist gekennzeichnet durch Privateigentum, Privatsphäre und Privatautonomie.


    Ökonomie ist privat, Marktwirtschaft (Katallaxie) hingegen ist öffentlich! Der Markt: Ein Platz, auf dem sich die Menschen treffen, um Dinge auszutauschen (griechisch: katalage, tauschen), vornehmlich Geld gegen Ware, aber auch Geld gegen Arbeit und umgekehrt. Die Anpreisung der Ware ist öffentlich, frei zugänglich, jedermann kann hi­neinspazieren und wieder heraus – wie auch beim Besuch auf einer Internetseite.


    Der Markt, die Marktwirtschaft ist als Organisationsplattform der Arbeitsteilung eher wertfrei. Der Tausch kennt keine Gerechtigkeit, nur die Gleichwertigkeit von Angebot und Nachfrage bei Vertragsschluss und in der Vertragserfüllung. Der Kapitalismus, das Kapital, der Privatbesitz sind der Haus- und Betriebswirtschaft zuzuordnen. Dort findet auch Verteilungsgerechtigkeit statt – oder auch nicht statt, dort gelten die Kategorien von Ethik und Moral. Der Markt lebt vom Egoismus, Haus und Betrieb leben als soziale Gebilde, als Gemeinschaften im Inneren von Egoismus und Altruismus zugleich. Soziale Gebilde, Gemeinschaften können sich auch mehrstufig bilden, zum Beispiel in Form von Kartellen.


    Aus dem neuen Verständnis entwickelt sich ein neues Verstehen der Entwicklung der Industriegesellschaft: Am Anfang der Entwicklung stand der landwirtschaftliche Selbstversorger, die Entwicklung von Industrie und Verkehrswegen ermöglichte großflächige Arbeitsteilung und machte die Menschen zu Dienstleistern. Die technologische Entwicklung (Do-it-yourself) beendet die Arbeitsteilung in vielen Bereichen, setzt die Dienstleistenden zuhauf frei. Sie erzeugt die Generation der Verlierer (die technologisch die Generation der Gewinner ist). Ihnen fehlt das Geld.


    Jedoch: Wichtigster Funktionsträger der Arbeitsteilung und der Marktwirtschaft ist das Geld. Geld bezieht seinen Wert ursprünglich vom Wert der Edelmetalle, in denen die Münzen geprägt waren (Gold, Silber). Auch unser Papiergeld hat den Gold-Charakter behalten. Der Finanzindustrie (Investment-Banking) ist es gelungen, sich von seiner eigentlichen Funktion in der Realwirtschaft abzulösen, sich zu verselbstständigen und aus Geld/Gold wiederum Geld/Gold zu machen. Hier sitzen die Gewinner. Der Böttger’sche Wunschtraum der Goldproduktion, der für Böttger beim »weißen Gold«, beim Porzellan endete, wurde wahr. Geholfen hat der Finanzwelt die Unersättlichkeit der Staaten nach Krediten, die zu einem irreparablen Überhang an Verschuldung geführt hat. Stichwort: Kreditspirale nach unten.


    Verlierer und Gewinner stehen sich in einer Generation gegenüber. Durch die neuen Denkansätze wird aus der »unsichtbaren Hand« Adam Smiths eine sichtbare. Die neue Transparenz erlaubt es, realistische und zweckgerichtete politische Programme zu entwickeln, die nicht mehr auf Ideologien beruhen, sondern auf eigenen, nachvollziehbaren Beobachtungen. Ein sozialer Kapitalismus wird möglich. Gut nicht nur für »occupy«-Anhänger und »Piraten«, sondern für uns alle.


    Florian Josef Hoffmann, 29. Mai 2012

  


  
    Einleitung:

    Warum »Occupy Economics«?


    »occupy Wall Street« ist die Bewegung, die den eleganten Begriff »occupy« zum Schlagwort gemacht hat. Die Wall Street ist der Ort, wohin sich die protestierenden Amerikaner aufgemacht haben, weil sie – nicht ohne Grund – glauben, dort eine himmelschreiende Ungerechtigkeit entdeckt zu haben. Die Wall Street ist das Sinnbild der Finanzwirtschaft, der Bankenwelt, der Hedgefonds und der Spekulation. Wall Street steht für Geld, das aus Geld gemacht wird, das Milliarden-Einkommen erzeugt, ohne dass sich real mehr bewegt als sekündlich ein paar Trilliarden Elektronen in weltweiten Netzwerken. »Occupy!« ist der Schrei nach Gerechtigkeit, ohne die ein friedliches Zusammenleben auf Dauer nicht möglich ist. Der deutsche Journalist Detlev Gürtler stellte in seinem Kommentar1 treffend den Zusammenhang zwischen der »occupy«-Bewegung und dem Aufkommen der Piraten her, indem er schrieb:


    »Eine erste Rebellion hat diese ›Generation der Verlierer‹ 2011 versucht. Es begann im Mai mit den Platzbesetzungen der ›Indignados‹ in Spanien und setzte sich nach einem kurzen Abstecher über den Atlantik als Occupy-Bewegung auf dem ganzen Kontinent fort. Die Anhänger dieser Bewegung einte ein irgendwie gemeinsames Dagegen-Gefühl, aus dem allerdings kein wie auch immer geartetes Ziel entstanden ist. Ohne Möglichkeit, sich in den politischen Prozess zu integrieren, wird sich dieses Gefühl verstärken, sich schließlich in destruktiven Aktionen entladen. Um diese Bewegung konstruktiv in das politische System einzubinden, müsste man so etwas wie die Piratenpartei erfinden. Wenn es sie nicht schon gäbe.«


    Wie treffend! Also geht es darum, ein Gefühl zu kanalisieren, ihm einen Weg aufzuzeigen, ihm ein Ziel vorzugeben, um aus der »Generation der Verlierer« eine Generation der Gewinner zu machen.


    Der Schlüssel zur Lösung liegt in den ökonomischen Theorien. Denn am Anfang der Entwicklung in unserer zivilisierten Welt stehen immer Ideen. Ideen regieren die Welt. Ideen sind für Prosperität verantwortlich, aber auch für Schieflagen. Vor allem in Krisensituationen kommen die Politiker zu den Theoretikern und fragen nach Lösungen und neuen Ideen. Heraus kommt dabei der »New Deal« der 1930er-Jahre in den USA oder Wirtschaftsminister Karl Schillers »Konzertierte Aktion« der 1970er-Jahre in Deutschland. Letztere war die Antwort der Wissenschaft auf die nachlassende Dynamik der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland. Heute gibt es keine lauten Antworten der Volkswirtschaftslehre auf die aktuellen Probleme der Staaten mehr, nur noch differenzierte Speziallösungen kleinerer Problemstellungen. Große neue theoretische Ansätze werden angekündigt (Nobelpreisträger Joseph Stiglitz im Sommer 2011) und verlaufen als Ankündigung im Sande. Die ganze Wirtschaftstheorie hat sich vergaloppiert. Man feiert den Sieg über den Sozialismus, hat aber keine Antwort auf andere große Fragen.


    »Ökonomie neu denken« schlägt der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft deshalb vor und organisiert im Frühjahr 2012 eine zweitägige Konferenz. Eine andere wirtschaftliche Denkrichtung geben die »Post-Autisten« vor, die sich weltweit organisieren, um dem autistischen Denken in der Ökonomik ein Ende zu bereiten. Das Problem steckt jedoch in der bereits geäußerten Feststellung:


    »Woher soll ein studierter oder lehrender Ökonom etwas anderes wissen als das, was in den Büchern steht, die er im Rahmen seines Studiums vorgeschrieben bekommt? Die Ökonomie als Wissenschaft bleibt zwangsläufig bei den Theorien ihrer Lehrer und Schulen hängen«,


    … denn auch diese Initiativen beziehungsweise Veranstaltungen werden ausschließlich von gelernten Ökonomen besucht. Sie sind vom Lehrbetrieb abhängig. Ihnen fehlt durchweg die betriebliche Praxis, die sie durch Erfahrung klüger werden ließe.


    Zu Beginn meiner Studienzeit, Ende der 1960er-Jahre, gab es an den Universitäten heftige ideologische Auseinandersetzungen, die immer wieder in der Forderung mündeten, man solle nicht nur einseitig die traditionelle Wirtschaftstheorie lehren, sondern doch bitteschön auch alternative Wirtschaftsmodelle, wie beispielsweise die Marx’schen Theorien. Rechte und Linke prallten heftig aufeinander, und das in einem wirtschaftlichen Umfeld, das man fast noch Wirtschaftswunder nennen konnte, hätte es nicht schon das erste Konjunkturprogramm von einer (!) Milliarde Mark gegeben – der Anfang der Verschwendung. Die politische Rechte, das war das wissenschaftliche Establishment, der konservative Lehrkörper, der – von ein paar Abweichlern abgesehen – traditionelle Wirtschaftstheorien lehrte, insbesondere die liberal orientierten neoklassischen. Graduelle Abweichungen gab es, wenn der Schwerpunkt auf makroökonomische Betrachtungen gelegt wurde. Erwähnt wurden gelegentlich die Theorien populärer Einzelerscheinungen wie Friedrich von Hayek und Josef Schumpeter oder Milton Friedman.


    Die Vergangenheit war noch bunt und variantenreich gegenüber dem, was heute an Theorien angeboten wird. Die Neoklassik ist der Standardlehrstoff an den Universitäten, angereichert mit spieltheoretischen Ansätzen und Institutionen-ökonomischen Untersuchungen. Bewegt hat sich in einem halben Jahrhundert im Grunde fast nichts, außer dass man sich in den Theorien festgefressen hat, im Kreise dreht und das Theoriengebäude in luftige Höhen geschraubt hat, wo der Bezug von Theorie und Realität oft schon nicht mehr verständlich dargestellt werden kann. Gab es vor fünfzig Jahren noch einen Ausreißversuch, indem man die Aufnahme sozialistischer Theorien in den Lehrplan forderte (aber nicht bekam), hat sich diese Forderung heute durch den »Sieg« des Kapitalismus und den Untergang der kommunistischen Länder erledigt.


    Und das ist auch gut so. Nicht gut ist jedoch, dass sich die Theorie nicht weiterentwickelt hat, dass sie von der Realität überholt wurde, dass sie auf die drängenden Fragen der Neuzeit keine Antworten mehr hat, dass Menschen wie Politiker heute vor einer Blackbox stehen, die ihnen keinen Durchblick und damit keine Entscheidungshilfe mehr liefert. Und gleichzeitig befindet sich die Welt immer mehr in einer Schieflage, nein, nicht in einer Schieflage, in vielen Schieflagen. Die Theorien haben an vielen Stellen fundamental versagt.


    Die wahrscheinlich bedeutendste Schieflage ist die ökologische Schieflage, eine Schieflage, deren Neigung vermutlich schon so ist, dass das gesamte Ökosystem der Erde dabei ist, abzurutschen. Das Schmelzen der Gletscher, der Polkappen und des Grönlandschildes ist wohl schon nicht mehr aufzuhalten.


    Nicht minder bedeutend ist die humanitäre Schieflage, die schon deshalb schwer zu beschreiben ist, weil sie so viele Gesichter hat: Da ist die wachsende Zahl der Armenküchen bei uns und der Sozialmarken-Empfänger in den USA, da gibt es das Wachstum der Slums und ihrer unsäglichen Bedingungen in mehreren Teilen der Welt (Indien, Südamerika et cetera), eine Entwicklung, die sogar Mutter Theresa an Gott zweifeln ließ. Da gibt es die globale Entwurzelung von Milliarden von Menschen, getrieben vom Wachstumszwang einer Industriegesellschaft (China), die die Worte Ruhe, Muße und Gleichgewicht nicht mehr kennt.


    Und da ist die ökonomische Schieflage, die zwei Gesichter hat, die Ungerechtigkeit der Einkommensverteilung und die Ungerechtigkeit der Vermögensverteilung. »Wir sind die 99 Prozent« ist der Aufschrei der »occupy-Habenichtse«, die 99 Prozent der Bevölkerung ausmachen, die aber nur einen minimalen Anteil des Vermögens besitzen.


    Der Erfolg der Piraten-Partei wird aus einer ähnlichen Begründung gespeist. Die Piraten sind die jungen, überdurchschnittlich gebildeten, politischen Protestierer. Sie sind eine Protestorganisation der »Generation der Verlierer«, Kinder einer Generation, die sich die Förderung der Kreativität in den Kinderzimmern und Kindergärten auf die Fahne geschrieben hatte. Auf dem Arbeitsmarkt angekommen, macht die so geförderte Generation die Erfahrung, dass sich mit den erlernten Fähigkeiten kein Geld verdienen lässt. Während ihre Vorfahren ihre Zukunft in traditionellen, bodenständigen Berufen sah – Arzt, Jurist, Handwerker – stellt die junge Generation fest, dass die Positionen besetzt sind, dass der Wettbewerb unerträglich geworden ist, dass sie als hoch qualifizierte Praktikanten jahrelang kostenlos arbeiten müssen, um Zugang zu ihrer Branche zu finden. Sie stellen fest, dass manche intellektuell orientierten oder kreativen Berufe durch technologische Neuerungen (Blogs, Handy-Kameras) so extreme Überkapazitäten aufweisen, dass sich für ihre Leistung kein Preis mehr erzielen lässt. Die Folge ist ihre gefährliche Kostenlos-Ideologie. Die Piraten setzen das Urheberrecht aufs Spiel, den Schutz der intellektuellen und kreativen Leistung, weil die Ökonomik ihnen den Wert der Wertschöpfung nicht vermittelt hat. Sie graben mit Intensität an ihrem eigenen Grab.


    Auf all diese Entwicklungen und Fragen antwortet die Ökonomik, die Lehre von der Ökonomie, mit Beschwörungsformeln von Wachstum und Wettbewerb, obwohl die Realität sie widerlegt. Die Realität hat deshalb Bewegungen hervorgebracht, die anprangern, aber nicht wirklich sagen, wohin die Reise gehen soll. Denn sie wissen es nicht. Die Piraten vermuten es nicht einmal: »Wir haben auf viele Fragen keine Antwort.«


    Die occupy-Wall-Street-Bewegung beruht auf der Vermutung, dass im Finanzsektor die Ursache des Übels steckt, weshalb sie den Marsch auf die Wall Street begonnen hat. Wenn man die Milliarden(!)-Gewinne der Finanzspekulanten betrachtet, kann an der Vermutung nicht sehr viel falsch sein. Die Bewegung ist gesichtslos beziehungsweise versteckt sich hinter einer Maske. Hätte sie einen Führer, müsste dieser sagen, wohin die Reise gehen soll. Er müsste begründen und sich streiten, mit denen, die die Welt der Ökonomie beherrschen. Aber es gibt keinen Führer, weil es unter ihnen niemanden gibt, der eine schlüssige Antwort hat auf die Fragen der Zeit. Deshalb wird nur der Missstand angeprangert, die Schieflage, die Notlage, aber es gibt keine Forderungen, die sich politisch umsetzen ließen. Empörung über den Zustand und die Entwicklung kennzeichnet die Bewegung. »Empört Euch!« ist Buchtitel ihrer Bibel in Europa. Und Piraten wie auch die occupy-Bewegung versuchen es – schon wieder mal – mit Basis-Demokratie, obwohl diese mit dem Sozialismus schon untergegangen schien. Deshalb geht es darum, neue Antworten zu finden, diesen Bewegungen neue Antworten zu geben, damit der Rückfall in die verhängnisvollen basisdemokratischen Muster vermieden wird.


    Ursachenforschung ist der Anfang. Einer Ist-Aufnahme muss eine Begründung folgen. Weshalb ist der Zustand so, wie er ist, und wo sind die Ursachen dieser Entwicklung zu suchen? Welches sind die geistigen Konzepte, die die Gegenwart begleiten und die den jetzigen Zustand herbeigeführt haben? Und am Ende werden die entscheidenden Fragen gestellt: Wie kann man die Fehlentwicklung berichtigen? Wie lautet die geistige Grundlage dazu, das geistige Konzept? Um diese Frage beantworten zu können, bedarf es zu Beginn einer kursorischen Beleuchtung der deutschen Wirtschaftsgeschichte und der parallel dazu verlaufenden Ideengeschichte. Danach folgen neue Erkenntnisse über das, was Marktwirtschaft, Kapitalismus und Geld wirklich sind. »Gefahr erkannt, Gefahr gebannt« lautet sodann die Devise. Wenn wir endlich sehen, wie Wirtschaft wirklich funktioniert, können wir sie auch erfolgreich gestalten. Erst wenn wir die falschen Theorien und Ideologien entzaubert haben, sehen wir den richtigen Weg.


    
      1 Detlef Gürtler: »Die Maximalisten«, Die Welt, 11. April 2012.

    

  


  
    
      1. Geschichte der Sozialtheorien (occupy history)

    


    Welche Bedeutung das deutsche Denken wirtschaftspolitisch in den vergangenen zweihundert Jahren in der Welt bekommen hat, lässt sich am besten aus seinem größten Negativbeispiel, dem sozialistischen Marxismus betrachten, vom Deutschen Karl Marx Mitte des 19. Jahrhunderts ersonnen und bis heute wirksam. Noch heute leiden Millionen von Menschen in Nordkorea und auf Kuba unter der Knute dieser Ideologie. Hunderte von Millionen haben gravierende Fehlentwicklungen ihres persönlichen Schicksals bis hin zu Folter und Ermordung ertragen müssen. An Milliarden von Menschen sind in China und der ehemaligen Sowjetunion jahrzehntelang die Segnungen der industriellen Zivilisation vorübergegangen. Der größte Verbrecher aller Zeiten, Adolf Hitler, war mit seinem National-»Sozialismus« zugleich erfolgreichster Trittbrettfahrer – eben auch in Deutschland.


    Es geht hier nicht darum, Deutschland oder dem deutschen Denken eine spezielle Bühne zu geben, sondern es geht darum, anhand der deutschen Wirtschaftsgeschichte und weiterer theoretischer Überlegungen und Schlussfolgerungen am Ende Marktwirtschaft und Kapitalismus zu dem zu machen, was sie sein sollen: Instrumente einer dynamischen, halbwegs gerechten Versorgung aller Menschen mit Einkommen, Gütern und Geld unter Erhaltung der substanziellen Grundlagen, um damit am Ende die anonymisierende Maske von Guy Fawkes, das Gesicht der occupy-Bewegung, doch noch zum Sprechen zu bringen.


    
      1.1 Die Vorgeschichte

    


    Die erste Wirtschaftstheorie von Bedeutung war der sogenannte Merkantilismus, der vom 16. bis zum 18. Jahrhundert Geltung hatte. Es war der Rahmen für Kleinstaaten und Fürsten mit ihren Staatshaushalten und wirtschaftlichen Organisationen. Parallel zur Entstehung der Nationen entwickelte der Schotte Adam Smith die Theorie des Wirtschaftsliberalismus in seinem bekanntesten Werk The Wealth of Nations. Seine Ideen basierten auf der Beobachtung einer prosperierenden Wirtschaft bei Öffnung der Grenzen zu den amerikanischen Kolonien und dem sich aus der damals neuen Freiheit entwickelnden Handel. Es war der organisierte Beginn dessen, was man heute Globalisierung nennt. Die Globalisierung haben wir genau diesem Ursprung zu verdanken. Das wirtschaftliche Prinzip, das dahinter steckt, lautet Arbeitsteilung durch Handel. Die Folge der Arbeitsteilung ist effizientere Produktion, verbilligte Produkte, höhere Margen im Handel über größere Entfernungen, gar Kontinente, Verbreiterung der verfügbaren Produktpalette, wirtschaftlicher Fortschritt, Wachstum und Wohlstand. Der erste Schritt war erfolgreich.


    Was Adam Smith beziehungsweise seiner Theorie in die Quere kam, war die Bevölkerungsexplosion und die technisch-industrielle Revolution, die dem wirtschaftlichen Liberalismus in Form der industriellen Fertigung übermäßige Dynamik, sozusagen explosiven Charakter verlieh. Mit ihr explodierte die Arbeitsteilung, verfielen die Preise mancher nunmehr industriell hergestellter Produkte einerseits, wodurch ganze Landstriche erwerbslos wurden, entstand der Wohlstand der Industriellen andererseits, weil sie in den übrigen Regionen mit immer noch riesigen Margen ihre billiger hergestellten Produkte absetzen konnten. Die industrielle Arbeitsteilung verbreitete sich in Wellen, die sich zu Spekulationswellen ausweiteten und dann zwischenzeitlich zu fürchterlichen Depressionen führten. Es waren Schweinezyklen im Großen, sozusagen. Geldpolitik, Konjunkturpolitik und Ähnliches zur Gegensteuerung waren damals noch unbekannt. Die wirtschaftlichen Katastrophen im 19. und auch noch im 20. Jahrhundert ereilten die Menschen wie Naturereignisse. Schöpferische Krisen wurden von manchen Theoretikern (Hayek, Schumpeter) auch fälschlicherweise als unvermeidliche Phasenbewegungen beschrieben.


    Ein Gegenkonzept verfolgte zu Beginn des 19. Jahrhunderts der Unternehmer und Begründer der deutschen Nationalökonomie, Friedrich List, der einerseits als Gründungsvater des Zollvereins die nationale wirtschaftliche Einheit Deutschlands schuf, indem er den Binnenhandel liberalisierte. Derselbe Friedrich List befürwortete andererseits wirtschaftslenkende Maßnahmen in der Außenbeziehung (Zölle, Einfuhr- oder Ausfuhrkontingente), wodurch er sich als geistiger Gegenspieler von Adam Smith profilierte. List war mehrfach erfolgreicher Unternehmer, unter anderem, indem er die Eisenbahnlinie zwischen Leipzig und Dresden bauen ließ, war aber zugleich so politisch aktiv, dass er sich schon in jungen Jahren mit seinem Landesherrn anlegte und fluchtartig seine Heimat Württemberg gen Amerika verlassen musste. List ist der Begründer der deutschen Nationalökonomie, die ihren Höhepunkt in der Historischen Schule fand. Seine Ideen traten Mitte des 19. Jahrhunderts im Zuge der politischen Liberalisierung in Deutschland wieder in den Hintergrund. Der Einführung der Gewerbefreiheit 1868 folgte 1973 erneut eine schwere, sechs Jahre währende Depression als Folge einer geplatzten Spekulationsblase.


    In der Zwischenzeit (1867) war der erste Band von Marx’ Das Kapital erschienen, der sich in detaillierter Form der Entwicklung der Industriegesellschaft widmete. Die Gesellschaft reagierte darauf im Gegenzug mit einer sozialen Bewegung – zum einen real in Form der Bismarck’schen Sozialgesetze und der Gründung von Gewerkschaften, zum anderen wurde die Idee der Zünfte als Solidargemeinschaften konzeptionell in die Industriegesellschaft übernommen (Wirtschaftsverbände) und die Idee von Personalität, Solidarität und Subsidiarität in einer ersten Päpstlichen Sozialenzyklika, »rerum novarum«, durch Papst Leo XIII. (1881) verbreitet. Maßgeblicher Ideengeber war der 1877 verstorbene Mainzer Bischof Wilhelm Emmanuel von Ketteler, der als Jurist und Theologe, aber auch als vormaliger preußischer Beamter, eigene Beobachtungen angestellt hatte, profunde Erfahrungen gesammelt und komplexe und strukturierte Schlussfolgerungen entwickelt hatte. Er fand den Anschluss an die christliche Barmherzigkeit des Mittelalters und die (politische) Brüderlichkeit der Französischen Revolution (Fraternité) und beeinflusste als Mitbegründer der Zentrums-Partei und als Bischof von Mainz mit seinen Vorstellungen die Deutsche Reichsregierung unter Bismarck wie den Heiligen Stuhl in Rom gleichermaßen.


    Das Ende des 19. Jahrhunderts und der Beginn des 20. Jahrhunderts war in Deutschland das Zeitalter eines gewaltigen, über 30 Jahre dauernden wirtschaftlichen Aufschwungs. Er wurde getragen von einer konsensorientierten Wirtschaft, bestehend aus sich entwickelnden Kartellen (Branchenverbänden), Arbeitnehmerkartellen (Gewerkschaften) und Regionalkammern, eingebettet in einen explosionsartigen wissenschaftlichen und technischen Fortschritt. Es war die strenge Biedermeierzeit, die das gehobene, wohlhabende, disziplinierte Bildungsbürgertum hervorbrachte, noch heute sichtbar in ganzen Stadtteilen, die in dieser Zeit gebaut wurden (Bonn-Poppelsdorf, Düsseldorf-Oberkassel et cetera). Zugleich wurde die wachsende industrielle Arbeiterschaft abgesichert durch die Bismarck’schen Sozialgesetze. Die Kaiserzeit vor dem Ersten Weltkrieg war somit im Grunde rein zufällig die erste große erfolgreiche Periode der Sozialen Marktwirtschaft.


    Beide Komponenten verdanken ihr Entstehen der Furcht vor dem Sozialismus: Bismarck wollte mithilfe der Sozialgesetze dem gefürchteten Sozialismus den Boden entziehen. Die katholische Kirche, allen voran Papst Leo XIII., wollte durch die erste Sozialenzyklika »Rerum Novarum« dem materialistischen Sozialismus ein humanes, christliches Gegenkonzept entgegenstellen. Deren Prinzipien Personalität, Solidarität und Subsidiarität gelten bis heute als konzeptionell-geistige und moralische Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft unverändert fort. Sowohl Bismarck wie Leo XIII. bezeichneten den späteren Mainzer Bischof von Ketteler als zentralen Ideengeber.


    In der Wirtschaftswissenschaft wurde diese Epoche unter anderem geprägt von Gustav von Schmoller, dem Begründer des »Vereins für Socialpolitik«, oder von Friedrich von Kleinwächter (1838–1927), der »den Anarchismus der Wirtschaft mit Kartellen beseitigen« wollte, deren wohltuende Wirkung er aus dem Konzept der Zünfte des Mittelalters herleitete. Sein bekanntestes Werk lautet Kartelle, Hilfe in der Not. Die ganze Welt pilgerte vor dem Ersten Weltkrieg nach Deutschland, um sich von diesen Protagonisten der Historischen Schule Weisheiten abzuholen.


    Kaiser Wilhelm verkraftete die wirtschaftlichen Erfolge nicht und trieb Europa in den Ersten Weltkrieg. Schmoller verstarb im Jahr 1917. Seine Ideen hielten sich noch bis in die späten Zwanziger Jahre, in denen sich der wirtschaftliche Vorkriegserfolg dieser entwickelten sozialen Marktwirtschaft nach der Entschuldung des Staates (»Inflation«, 1923) unvermittelt fortsetzte (»Golden Twenties«).


    Der endgültige Untergang des deutschen Denkens in der Nationalökonomie begann 1929 mit dem Platzen einer Spekulationsblase an der New Yorker Börse. Die Brüning’sche Politik des monetären Entzuges, mit dem Hintergedanken, Deutschland bei den Reparationsverhandlungen in London möglichst arm dastehen zu lassen, bereitete den Nazis den Boden und leistete auf der geistigen Ebene der Freiburger Schule Vorschub, die Ende der Zwanziger Jahre gegründet worden waren, um die Historische Schule zu bekämpfen. Die Freiburger Schule Walter Euckens zielte auf eine Befreiung von der vermeintlichen Enge der korporatistischen, also staatlich koordinierten Wirtschaft, wie sie von der Historischen Schule befürwortet wurde. Walter Eucken und seine Mitstreiter übersahen (oder neideten?) dabei, dass die gewerkschaftlich-korporatistische Politik in den zwanziger Jahren überaus erfolgreich war und die Ursachen für den wirtschaftlichen Niedergang nicht bei der Historischen Schule beziehungsweise deren Politik, sondern bei staatlichen Fehlsteuerungen nach der Krise 1929 zu suchen waren, vor allem der Brüning’schen Sparpolitik. Und man übersah auch, dass diese neue Idee von Freiheit, von der man sich Besserung erhoffte, genau dort seit Langem angewandt wurde, wo die Krise, unter der man litt, ihren Ursprung hatte: in den USA.


    Der neue Freiheitsgedanke fiel im Deutschland der Not Anfang der 1930er-Jahre auf fruchtbaren Boden. Der Gedanke wurde später »ordo«-liberal, weil man sich dennoch einen starken Staat zum Schutz der Freiheit wünschte, und noch Ende der 1930er-Jahre »neo«-liberal, weil man darin eine Fortsetzung der liberalen Ideen Adam Smiths sah, allerdings in abgewandelter Form.


    Während der Nazizeit trug die ökonomische Wissenschaft einen Maulkorb, den sie erst wieder nach dem Zweiten Weltkrieg ablegte. Die Sehnsucht der Nachkriegszeit nach Harmonie und innerer Einheit brachte zwei politische Kinder hervor: Zum einen die politische Union von Katholiken und Protestanten in der »Union«, also CDU beziehungsweise CSU, sowie die wirtschaftspolitische Union von Katholiken und Protestanten unter dem Dach des neuen Begriffs der »Sozialen Marktwirtschaft« – Erstere von Pater Hefty im rheinischen Kloster Walberberg ersonnen, Letztere vom Münsteraner Ökonomen Alfred Müller-Armack. Müller-Armack wollte mit »seiner« Union die Vorkriegskonfrontation zwischen Historischer Schule und Freiburger Schule überwinden. Die Folge war jedoch, dass er fatalerweise nicht die schon lange verstorbenen Väter der Sozialen Marktwirtschaft – insbesondere nicht Wilhelm Emmanuel von Ketteler und Gustav von Schmoller – auf den Sockel hob, sondern ihre damals aktuell politisch aktiven Kritiker und Gegner, die Politiker Ludwig Erhard und Franz Böhm und deren geistige Weggefährten Walter Eucken, Wilhelm Röpke und andere. Die Gegner und Kritiker werden bis heute hoch verehrt, während die eigentlichen Vordenker mehr oder weniger totgeschwiegen werden. Vom Begriff der Historischen Schule verabschiedete man sich im modernen Deutschland leicht, weil schon der Begriff »historisch« die Vorstellung von verstaubtem Denken in sich trägt, dabei war mit dem Begriff lediglich die Methode gemeint, auf den Erfahrungen der Vergangenheit aufzubauen.


    Die politisch durchaus wohlgemeinte Unterdrückung der Wahrheit durch Müller-Armack sowie der durchaus überraschende Erfolg des Wirtschaftswunders unter dem liberalen Wirtschaftsminister Ludwig Erhard hatten zur Folge, dass die Historische Schule und ihre Ideen in Deutschland heute gänzlich in der Versenkung verschwunden sind. Politisch und wirtschaftstheoretisch gewonnen hat der anglo-amerikanische Liberalismus. Dessen Durchsetzung in der realen Wirtschaftspolitik, zulasten der Sozialen Marktwirtschaft, wurde mit Einführung des US-amerikanischen Kartellgesetzes am 1. Januar 1958 endgültig der Boden bereitet.


    Ludwig Erhard hatte am Erfolg der Nachkriegszeit große Verdienste, er hat Deutschland von Essensmarken und Zwangsbewirtschaftung der Besatzungszonen befreit und den deutschen Staat durch die Währungsreform intern von den Kriegsschulden entlastet. Er war derjenige, der das Wirtschaftswunder ermöglichte, weil er den Kräften freien Lauf gelassen hat, aber er erkannte nicht, dass diese Kräfte schon seit Jahrzehnten wohlorganisiert waren und sich – wohl auch aufgrund der Identität der Akteure in der Wirtschaft (Verbände, Wirtschaftsführer) – wieder selbst organisiert hatten.


    Das ganze Geschehen war selbstverständlich nicht zuletzt die Folge des Verlustes zweier Weltkriege, es war aber auch die Folge einer frühen Niederlage Schmollers gegen Carl Menger in einer geistigen Auseinandersetzung, dem sogenannten »Methodenstreit«, den er mit der Österreichischen Schule beziehungsweise deren Ideengeber Carl Menger zu Beginn des 20. Jahrhunderts ausgefochten hatte. Schmoller unterlag schlicht Mengers Eloquenz. Hinzu kommt, dass das schlichte wirtschaftsliberale Denken zwischenzeitlich weiter mathematisiert wurde, das heißt, die Ideen des Klassikers Adam Smith wurden verstärkt durch die sich daraus entwickelnde durchmathematisierte Modellwelt der Neoklassik. Die ihr innewohnende Stärke ist die strenge Logik der Mathematik. Heute haben diese Lehren, der Liberalismus, die Neoklassik und der Ordoliberalismus die deutsche Volkswirtschaftslehre fest in ihrer Hand. Allenfalls Josef Schumpeter spielt als Alternative noch eine marginale Rolle. Und der Rest der Welt spielt im Rahmen der WTO ohnehin das anglo-amerikanische Lied der freien Wirtschaft. »Soziale Marktwirtschaft« wird an den deutschen Hochschulen nicht gelehrt – und wenn, dann unter falscher Flagge: nämlich der Ordoliberalen.


    Ludwig Erhard und die Ordoliberalen waren die Profiteure eines neuerlichen Wirtschaftswunders, das die alte Soziale Marktwirtschaft ausgelöst hatte. Allerdings verhalf die Kombination von Wirtschaftsliberalismus und Sozialer Marktwirtschaft dem wirtschaftlichen Geschehen in Deutschland in den letzten Jahrzehnten zu besonderer Dynamik. Denn, während einerseits der Wirtschaftsliberalismus als Motor für mehr Effizienz diente, fing die Soziale Marktwirtschaft auf der anderen Seite bis in die 1990er-Jahre die negativen Folgeerscheinungen (vor allem die Freisetzung von Arbeitnehmern) immer wieder auf. Das endete erst, als die Reserven der Effizienzsteigerung und Solidarität im Zuge der Globalisierung und EU-Liberalisierung endgültig aufgebraucht waren. Seitdem fangen nur noch wachsende Sozialetats und der ausufernde Versorgungsstaat die Erosion auf, allerdings ohne das Wachsen des prekären Anteils in der Bevölkerung zu verhindern.


    Deutschland befindet sich, ohne es zu wollen, auf dem Weg zu einem anglo-amerikanischen Wirtschaftssystem, in Richtung Amerikanisierung. Die Ordoliberalen versprechen uns seit Jahrzehnten das Gegenteil, weil sie tatsächlich glauben, im Besitz der Rezepte der Sozialen Marktwirtschaft zu sein. Sie beschwören geradezu ihre vermeintlichen »Väter«. Wenn man aber allein das Erhard-Zitat »Die Marktwirtschaft ist umso sozialer, je freier sie ist« betrachtet, müsste manch ein Ordoliberaler schon beim schlichten Lesen erkennen, dass seine Argumentation inkonsistent ist.


    Aber da besteht außerdem das große Problem des beschränkten Wissens: Woher soll ein studierter oder lehrender Ökonom etwas anderes wissen als das, was in den Büchern steht, die er im Rahmen seines Studiums vorgeschrieben bekommt? Die Ökonomie als Wissenschaft bleibt zwangsläufig bei den Theorien ihrer Lehrer und Schulen hängen. Und wenn die Historische Schule nirgendwo mehr gelehrt und gelesen wird, kennt sie auch niemand mehr. Sie ist aus den Lehrplänen getilgt – die geistige Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft, die Historische Schule, ist aus den Lehrplänen verschwunden.


    Allerdings nicht ganz. Schmollers Argumente waren letztlich betriebswirtschaftlicher Art, denn er wehrte sich gegen die modelltheoretische Betrachtungsweise stets mit Hinweisen darauf, dass die Realität viel variantenreicher sei als die Modelle. Mengers Argumente waren auch betriebswirtschaftlicher Art, aber er diskutierte auf der Modellebene der Mikroökonomik, also einer Art Betriebswirtschaftslehre, die sich die Volkswirte selbst geschaffen haben, wodurch ihre Lehre autark geworden ist. Sie brauchen die »richtigen« Betriebswirte nicht mehr. Letzteres ist verantwortlich für die Sprachlosigkeit zwischen Volkswirten und Betriebswirten an Deutschlands Universitäten. Und nicht nur dort.


    Die Folge dieser Spaltung ist ein weiteres Dilemma: Geistiger Stillstand seit circa 80 Jahren, was die Fortentwicklung der Gedanken und Konzepte der wahren Väter der Sozialen Marktwirtschaft anlangt. Da fragt man sich doch, ob es überhaupt noch einen Sinn hat, über eine Rettung (der Welt und der Gedanken) nachzudenken, wo doch ein unendlich großer Widerstand, vor allem aus der wissenschaftlichen Ecke, zu erwarten ist.


    Dennoch, die Bewegungen, occupy und Piraten, machen auch Hoffnung. Es sind Bewegungen der Empörung gegen das Establishment, Bewegungen, die vielfach nicht festgelegt sind, die vielleicht offen sind – für alte und neue Ideen? Und die neue, alte Idee heißt »Soziale Marktwirtschaft«, und der hier in mehreren Dialogen ausgeführte wirtschaftstheoretische Grundgedanke ist am Ende die Einheit der Lehre, die gedankliche Versöhnung von Volkswirtschaftslehre und Betriebswirtschaftslehre. Der Weg dorthin führt über Analysen und Betrachtungen dessen, was wirklich ist.


    
      1.2 Die vier Sozialtheorien und ihre Mischformen2

    


    Die vergangenen zwei Jahrhunderte waren geprägt von großen ideologischen Auseinandersetzungen in Politik und Wissenschaft, vor allem bekannt durch die berühmten Klassiker Liberalismus, Sozialismus und Kommunismus. Der im 19. Jahrhundert erdachte »Dritte Weg« eines sozialen Kapitalismus wurde später unter dem Begriff »Soziale Marktwirtschaft« berühmt und stellt den dritten Lösungsvorschlag dar. Neu ist die vierte, hier vorgestellte und in den USA umgesetzte radikalliberale wettbewerbsrechtliche Lösung, die man als Mutter des Raubtier-Kapitalismus bezeichnen kann. Die vier Lösungen lassen sich wie folgt kurz beschreiben:


    
      1.2.1 Theorie: Der Wirtschaftsliberalismus (Klassik und Neoklassik)

    


    Die verbreitetste Wirtschaftstheorie ist die Adam Smiths, des Begründers der Nationalökonomie, bekannt geworden durch dessen bereits erwähntes Standardwerk Der Wohlstand der Nationen. Das Ziel seiner Überlegungen ist in diesem Werk vor allem der Wohlstand der Menschen. Smiths Sozialkonzept beruht zum einen auf der Optimierung der Versorgung durch Freihandel. Zum anderen hatte er in Schottland beobachtet, wie sich die Öffnung der Märkte nach Amerika auswirkte und daraus die Vorstellung entwickelt, dass der Kunde, der Nachfrager, der Konsument durch seine Nachfrage das Angebot und die Produktion steuert, woraus sich funktional eine optimierte Belohnung (kommt von »Lohn«) ergibt sowie ein optimaler Einsatz der Ressourcen – und das alles wunderbar gesteuert von einer »unsichtbaren Hand«.


    Adam Smith war als Kind seiner Zeit Anhänger der Ideen Isaac Newtons, der die Naturgesetze der Physik entdeckt hatte. Seine Vermutung war, dass es auch in der Wirtschaft Naturgesetze gibt (z. B. der natürliche Preis oder das natürliche Gleichgewicht). Daraus entwickelte er eine logische und plausible, aber nur scheinbar zutreffende Argumentationsbasis für den Wirtschaftsliberalismus. Es handelte sich um einen fundamentalen Irrtum, weil es in der Wirtschaft keine Naturgesetze gibt: Das Wirtschaftsgeschehen, der Austausch von Leistungen beziehungsweise Leistungsergebnissen beruht ausschließlich auf Konventionen. Die Fehlerhaftigkeit seines Denkens sollte sich schon bald herausstellen, denn die Logik wurde ein halbes Jahrhundert später im Zuge der Industrialisierung widerlegt. Viele Produkte hatten durch die industrielle Produktionsweise und neuen Transportsysteme plötzlich keine natürliche Knappheit mehr, keine Mengenbegrenzungen, keine Transportgrenzen, keine Saisonabhängigkeiten. Die industriell hergestellten Produkte, weil wesentlich billiger, überschwemmten traditionelle, eingespielte Märkte. Sie schwemmten die Märkte nicht selten gleich weg, was große Not erzeugte. Dadurch verlor der Laisser-faire-Liberalismus schon zu Beginn des Industriezeitalters vielfach seine Akzeptanz, und eine Suche nach anderen Lösungen begann. Natürlich schaffte das Mehr an Waren auch ein Mehr an Wohlstand, aber der Zuwachs auf der einen Seite war mit massiver Entwurzelung auf der anderen Seite verbunden.


    
      1.2.2 Theorie: Der Sozialismus

    


    Not und Elend dieser Zeit sind bekannt – verbunden mit dem prosperierenden Aufstieg des Bürgertums, der Bourgeoisie, von Marx und Engels dann angeprangert als Ausbeuterei der Arbeiterklasse. Daraus entstand die zweite Sozialtheorie, das zweite soziale Wohlstandsförderkonzept, der marxistische Sozialismus, ein philosophisches Sozialprogramm. Seine Grundideen sind das Prinzip der demokratisch-bürokratisch gesteuerten Güterproduktion und der direkten Güterverteilung. Um die Ausbeutung der Arbeiterklasse durch die Bourgeoisie zu beenden, wird die Produktion vergesellschaftet, demokratisch gelenkt und die gemeinsam erstellten Güter werden gerecht verteilt. Geld und Markt verlieren damit ihre Steuerungs- und Verteilungsfunktion komplett, beides soll am Ende im Kommunismus ganz verschwinden. Der Anreiz, maximale Leistung zu erbringen, wird nicht mehr mit Geld belohnt, sondern mit Ehre. Der Mehrwert der Arbeit soll die Wertschöpfung ersetzen. Doch das bürokratische Lenkungssystem, die Ideologie, funktioniert in der Realität nicht. Selbst achtzehn Wirtschaftsministerien der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) waren nicht in der Lage, die Versorgung für ein Volk von achtzehn Millionen Menschen auch nur ansatzweise sicherzustellen. Die Durchsetzung der Idee dieser abstrusen Ideologie hatte in vielen Ländern der Erde unsägliches Leid, Abermillionen von Toten und die jahrzehntelange Spaltung der Welt zur Folge. Noch heute sind ihre katastrophalen Folgen schier unbeschreiblich – zum Beispiel das Leid der Menschen in Nordkorea.


    
      1.2.3 Theorie: Die Soziale Marktwirtschaft (Solidarität – Solidarismus)

    


    Die Soziale Marktwirtschaft beruht wirtschaftlich auf dem Prinzip der Solidarität3. Wenn man auch dieses Wirtschaftssystem als »-ismus« ausdrücken würde, hieße die Soziale Marktwirtschaft »Solidarismus«, ein Begriff, den der Ingenieur und Erfinder Rudolf Diesel geprägt hat4, der sich seinerzeit in der Gewissheit wähnte, die soziale Frage tatsächlich gelöst zu haben. Sein »Brüdergedanke« überwand schon alle Standes- und Klassenunterschiede, gehört also ins Spektrum der Lösungsansätze zur sozialen Frage. Nur die Tatsache, dass er – anders als von Ketteler – die (subsidiäre) Einflussnahme des Staates generell ablehnt, macht sein Konzept für die Umsetzung lückenhaft. Wirtschaftlich gesehen, ist das Prinzip der Solidarität quasi eine Eigenentwicklung der Wirtschaftssubjekte, also der wirtschaftenden Menschen, beginnend bei den Haushalten, also einer Art internen Solidarität der Familienmitglieder, die dann auch extern einen wirtschaftlichen Zusammenhalt organisiert. Die externe wirtschaftliche Solidarität von Betrieb zu Betrieb hat ihren Ursprung in den Selbstorganisationen von Handwerkern und Händlern im Mittelalter. Das enge Nebeneinander schuf dort die Möglichkeit, sich berufsständisch zu organisieren. Gleichzeitig offenbarte sich die Notwendigkeit, mithilfe von gemeinsamen Regeln ein für alle gedeihliches Miteinander zu gestalten. Das erreichten die Zusammenschlüsse von Handwerkern in Zünften (auch: Innungen) und von Kaufleuten in Gilden oder Bruderschaften, gelegentlich tituliert als »Vereinigungen für wohltätige Zwecke«, wohl eher gemeint als Solidargemeinschaften zur Wahrung gemeinsamer Interessen. Zünfte und Gilden sahen ihre Aufgabe aber auch darin, innerstädtisch wohltätig zu sein, auch aus Dankbarkeit dafür, dass ihnen die gewerbliche Tätigkeit einen derartigen Wohlstand bescherte. Aus dem Prinzip der Solidarität entwickelten sich im 19. Jahrhundert gleichzeitig zwei Ausprägungen, die private und die staatliche Solidarität, wobei bei der staatlichen Solidarität zu unterscheiden ist zwischen der vertikalen Zuwendung und Fürsorge (von oben nach unten) und der horizontalen Solidarität, also der staatlichen Organisation von Solidargemeinschaften. Gerade aus der Gleichzeitigkeit der Anwendung der horizontalen und vertikalen Solidarität erwächst in der Sozialen Marktwirtschaft wohl die überwältigende, breite Wohlstandswirkung, die sich im Titel von Erhards berühmtem Buch Wohlstand für Alle widerspiegelt.


    Die private Solidarität (horizontal)


    Die Systeme horizontaler, privat organisierter Solidarität sind die wichtigste eigenwirtschaftliche Komponente in der Sozialen Marktwirtschaft. Aus dem mittelalterlichen Vorbild der Zünfte und Gilden entwickelten sich im Industriezeitalter regionale und überregionale Organisationen in Form von Wirtschaftsverbänden. Vorbild waren unter anderem die Büchergilden und deren Preisabsprachen, die schon früh deren wirtschaftliche Grundlage überregional sicherten. Manche Verbandsregeln wurden auch Kartelle genannt – in Anlehnung an die kleinen Regelkärtchen (la cart à cartel) des Mittelalters bei Ritterspielen. Die Solidarität mit den Mitbewerbern sichert allen Beteiligten Marktchancen und Einkommen. Vor allem verhindert die Solidarität mit den Mitbewerbern die Übermacht Einzelner. Auch was die Macht der Verbände anlangt, so wird sie durch die Einbindung in Dachverbände, gleichfalls Solidargemeinschaften, begrenzt. Dachverbände wiederum suchen die Abstimmung mit der Politik (Stichwort: Korporatismus).


    Nicht allein in der gewerblichen Wirtschaft spielte der so nützliche und erfolgreiche Solidaritätsgedanke eine Rolle. Hatten sich im Mittelalter vor allem die Kirchen und Klöster aus Barmherzigkeit der Armen und Ärmsten angenommen, so erzwang das Massenelend am Rande oder im Zentrum der Industriegesellschaft größere Hilfseinheiten und -maßnahmen. Begrifflich war aus der mittelalterlichen Barmherzigkeit in einer Übergangszeit die politische Brüderlichkeit (französich: Fraternité) geworden, im beginnenden Industriezeitalter mutierte diese sodann zur Solidarität. Und das auf mehreren Ebenen. Zur Bekämpfung des Elends der Arbeiter bildeten sich Arbeiterkartelle, das heißt Gewerkschaften. Im Finanzbereich und bei der Versorgung der Bauern und Winzer sorgte die Gründung von Genossenschaften für Sicherheit und solidarischen Ausgleich wirtschaftlicher Risiken. Man kann sagen: Die Eroberung des Systems der Solidargemeinschaften war Grundlage für die breite wirtschaftliche Basis des Siegeszuges der Industriegesellschaft in der Kaiserzeit vor dem Ersten Weltkrieg. Viele private Initiativen (so die Abbé-Stiftung der Firma Zeiss, Jena) zeugen von einer tiefen Verankerung des Prinzips im damaligen Bewusstsein der verantwortlichen Akteure der Wirtschaft, also auch der Unternehmer. Andere institutionalisierte Erscheinungsformen der betrieblichen Solidarität nach innen sind Betriebsräte und die sogenannte Mitbestimmung.


    Die staatliche Solidarität (vertikal und horizontal)


    Die Systeme staatlicher Solidarität in der Sozialen Marktwirtschaft existieren in zwei Ausprägungen: Zum einen die direkte vertikale Solidarität in Form von Sozialhilfe und unmittelbarer Sozialfürsorge und anderen Individualsubventionen (Schulen, Wohngeld, BAföG, Kindergeld et cetera), zum anderen die staatliche Organisation horizontaler Solidarsysteme, sozusagen private Zwangssolidarität (Versicherung) unter staatlicher Obhut. Bei den Bismarck’schen Sozialgesetzen (Kranken-, Unfall-, Rentenversicherung) handelt es sich im Prinzip um die Schaffung privater Solidargemeinschaften in Form verbindlicher Versicherungen unter staatlicher Aufsicht und Kontrolle.


    Der Staat hatte sich zuvor bis tief ins 19. Jahrhundert aus sozialen Fragen herausgehalten und ihre Lösung den Kirchen und Klöstern überlassen beziehungsweise privater Initiative. Erst das Auftauchen des Sozialismus als Gefahr für die Staatsmacht veranlasste den Preußischen Staat beziehungsweise deren Kanzler Bismarck, sich mit Unterstützung des Reichstages, insbesondere des Zentrums5, auf ein Gegenkonzept einzulassen. Ohne dass es den Staat wirklich etwas kostete, nutzte er das Prinzip der Versicherung als Solidargemeinschaft als Selbsthilfesystem für die arbeitende Bevölkerung.


    
      1.2.4 Theorie: Das kollektive Wettbewerbsrecht (Kartellrecht – Kompetitionismus)

    


    Die vierte und vorläufig letzte Sozialidee kann man auch als »-ismus« bezeichnen. Sie hieße, weil der Wettbewerbsgedanke (engl.: Competition) die Grundlage seines Konzepts darstellt, »Kompetitionismus«. Das kollektive Wettbewerbsrecht ist – wie der Sozialismus – aus einem durchaus nicht unberechtigten Sozialneid heraus entstanden, und zwar um 1890 in den USA, niedergelegt im Sherman Antitrust Act, der Grundnorm des sogenannten kollektiven Wettbewerbsrechts, bei uns Kartellrecht genannt. Unser heutiges Kartellrecht müsste eigentlich »Antikartellrecht« heißen, unser Kartellamt »Antikartellamt«. Da die Kaiserzeit und die Weimarer Republik jedoch Perioden waren, in denen Kartelle befürwortet und gefördert wurden, und man sich rechtlich lediglich mit dem Missbrauch von Kartellen beschäftigte, wurde das Kartellrecht lediglich als Regelungsnorm für Verbände verstanden und nicht als Verbotsnorm.


    Der Grundgedanke des heutigen Kartellrechts basiert auf der Definition des Begriffs »Wettbewerb« und nicht mehr auf der Vorstellung der Nützlichkeit solidarischer Abreden. Der Wettbewerb ist von den Volkswirten dementsprechend nicht positiv, sondern negativ definiert, als Verbot von Abreden und als Verbot des Missbrauchs von Marktmacht6. Die Definition ist damit deckungsgleich mit den gesetzlichen Grundvorschriften des Kartellrechts (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen), in dem vor allem das generelle Verbot von Abreden der Kaufleute untereinander, insbesondere das Verbot von Preisabsprachen, kodiert ist. Damit soll verhindert werden, dass die (vermeintlich sowieso schon reichen) Kaufleute nicht zu hohe oder noch höhere Gewinne machen und diese von der Bevölkerung, vom Verbraucher, insbesondere von den ärmeren Schichten, durch überhöhte Preise aufgebracht werden müssen.


    Der Grundgedanke des Kartellrechts ist schon bei Adam Smith angelegt, dem das Getuschel der Kaufleute untereinander »bei allen Gelegenheiten, bei Hochzeiten und anderen Festen«7 suspekt war. Vom Namen her richtete sich der Sherman Antitrust Act gegen die »Trusts« der amerikanischen Wirtschaft, eine eng gestaltete Gesellschaftsform für Banken, der sich auch Industrieunternehmer bedienten. Der heute bekannteste von ihnen war David Rockefeller. In der Tat hat Rockefeller im Texas des wilden Westens sich möglicherweise ab und an mit rüden Methoden durchgesetzt (1891 wurde auch Sitting Bull getötet!), wenn man sich nicht an die Abreden seines Montags-Clubs hielt. Aber auch die anderen »Giganten« dieser Zeit sind bekannt: Vanderbilt, Carnegie, Morgan, Guggenheim et cetera. Der daraus resultierenden Macht- und Einkommensverschiebung sollte mit dem Sherman Antitrust Act ein Ende bereitet werden.


    Ludwig Erhards Motivation, das Kartellrecht 1957 in Deutschland einzuführen, war vor allem aus dem Gedanken entstanden, dass der freie Markt, der Wettbewerb vieler untereinander, das beste Mittel ist, um die Macht des einzelnen Teilnehmers zu beschränken (Franz Böhm: »genialste Erfindung«), wobei die Forderung nach Beschränkung der Marktmacht schon eine der Grundforderungen Walter Euckens war. Eucken wie Erhard und Böhm und andere schätzten jedoch die Wirkung eines sozusagen befreiten Wettbewerbs falsch ein. Aus dem Wettbewerb entsteht im ganz freien Markt ein Wettkampf, in welchem der Stärkste gewinnt, das heißt, es tritt genau das Gegenteil der beabsichtigten Wirkung ein: Durch das Ausscheiden der Mitbewerber konzentriert sich die Marktmacht. Mehr dazu im letzten Kapitel.


    Man kann im Nachhinein die damalige Einschätzung durch Ludwig Erhard und seinen Weggefährten verstehen, da die USA sowohl wirtschaftlich wie technologisch und militärisch die führende Macht der westlichen Welt waren. Davon ist inzwischen jedoch wenig übrig, weshalb heutzutage eine andere Beurteilung erlaubt ist.


    Eine weitere Begründung ergibt sich aus dieser Überlegung: Das kollektive Wettbewerbsrecht ähnelt dem Sozialismus. Hier wird lediglich die »ausgebeutete Arbeiterklasse« durch den »betrogenen Verbraucher« ersetzt. Während der »erste« Sozialismus die Wertschöpfung in Geld prinzipiell verachtet beziehungsweise ignoriert und durch eine Kommandowirtschaft ersetzt, mit dem Ziel die Ausbeutung der Arbeiterschaft zu beenden, dirigiert das Kartellrecht die Wertschöpfung durch bürokratisch angeordnete Preissenkungen oder Bußgelddrohungen nach unten, mit dem Ziel, die vermeintliche Übervorteilung des Verbrauchers zu beenden.


    Die Konsequenz jedoch ist: Der Kaufmann, der aktiv Preise senken muss (Preiswettbewerb ist gleich ruinöser Wettbewerb) und der deshalb weniger verdient, dessen Wertschöpfung zerstört wird, kann infolge dessen dann auch nur reduziert einkaufen, weniger Steuern zahlen, niedrigere Löhne oder weniger Mitarbeiter bezahlen, weniger investieren und muss am Ende auch noch die Qualität seiner Produkte senken. Im »zweiten« wie im »ersten« Sozialismus zahlt die Arbeiterklasse dann erst recht die Zeche, weil das kollektive Wettbewerbsrecht übersieht, dass der Verbraucher in der Masse zugleich der Arbeitnehmer in der Masse ist, also der, der am Ende am meisten unter niedrigen Preisen leidet.


    Oder anders ausgedrückt: Das kollektive Wettbewerbsrecht, das heißt das Kartellrecht, verhindert kollektiv die Wohltaten solidarischen Verhaltens und erzeugt durch schrankenlosen Wettbewerb Armut. Deshalb lässt sich auch behaupten, dass das Kartellrecht eine verschärfte Form des ursprünglichen Wirtschaftsliberalismus darstellt beziehungsweise fördert, weil die Marktakteure nicht nur frei sind, sondern von ihrer Verantwortung und Solidarität den übrigen Marktteilnehmern, ihren Kollegen gegenüber befreit sind, weil sie keine marktregulierenden, marktbegrenzenden Abreden mit den anderen Marktteilnehmern, auch nicht zu deren Schutz (Schutz der Schwächeren), treffen dürfen. Marktregeln, fair play, Rücksichtnahme und aktive Solidarität sind gesetzlich verboten, der Raubtier-Kapitalismus (Kompetitionismus) ist mit dem Kartellrecht institutionalisiert. Die vermeintliche Förderung des Wettbewerbs wirkt am Ende nicht zum Vorteil des Verbrauchers, sondern zu dessen Nachteil.


    Das herausragende Beispiel als Opfer des »zweiten Sozialismus« sind die USA, deren Bewohner sich der occupy-Wall-Street-Bewegung anschließen, weil sie sich langsam auch als Opfer einer allgemeinen Entwicklung sehen und Angst um die Chancen ihrer Kinder haben. Die Auflehnung hat gute Gründe: Die Infrastruktur ist marode, die Menschen leben mit qualitativ minderwertigen Produkten, der Mangel an Margen und entsprechenden Verteilungsmöglichkeiten lassen die Menschen verarmen. Das war schon vor Jahren in der niedrigen Qualität ihrer Industrieprodukte (Textilien, Autos, Häuser et cetera) sichtbar und hat sich bis heute so sehr in die wirtschaftlichen Verteilungssysteme hineingefressen, dass ganze Sozialgruppen verarmt sind und staatliche Grundversorgung mit Essen (Essensmarken) beziehen. Die Auswirkungen sind am Ende dieselben wie im »richtigen« Sozialismus: Die permanente Lohnsenkung über Jahrzehnte kann heute – im Gegensatz zu früheren Jahrzehnten – nicht durch immer größere Mengen, das heißt effizientere Produktion, aufgefangen werden. Das Effizienz-Credo der liberalen Theoretiker verläuft im Sande. Die positiven Auswirkungen des Effekts haben spätestens dann ein Ende, wenn die Industrie weitgehend monopolisiert ist, wie das in den USA der Fall ist. »Amerika verfällt im Schnelldurchlauf«, sagte der US-Schriftsteller Gary Shteyngart am 29. Juli 2011 in einem Tagesschau-Interview. Die USA befinden sich mit dem kollektiven Wettbewerbsrecht wirtschaftlich auf einer Spirale nach unten – auch wenn die sogenannten Konjunkturbarometer ab und an anderes aussagen.


    Man kann auch sagen: Das Anprangern der Ungerechtigkeit durch die occupy-Bewegung, der Ruf der occupy-Bewegung nach Gerechtigkeit – »Wir sind die 99 Prozent!«, ist nichts anderes als der Ruf der DDR-Bevölkerung – »Wir sind das Volk!« –, mit dem sie die Mauer, den Eisernen Vorhang niedergerissen und dem grausamen Sozialismus ein Ende bereitet hat. Der Unterschied ist, dass die Mauern des Sozialismus II nicht so offensichtlich sind. Denn durch die sozialen Schieflagen bauen sich viele kleine »Mauern« auf, Mauern um bewachte Wohnareale, Ausgeschlossenheit durch verriegelte Türen, Verstecke des Wohlstands durch verdunkelte, gepanzerte Limousinen. Es ist das System, das strukturell Ungerechtigkeit erzeugt, das der Berichtigung bedarf. Nicht anders lässt sich der Erfolg der Piraten beim Wähler begründen, der mit den Internet-Spinnereien der Piraten gar nichts am Hut hat. Ihre Wähler sehen die Chance, dass sich in der neuen Partei das Thema Gerechtigkeit neu verwirklichen lässt, obwohl das Wort Gerechtigkeit in den formulierten Zielen nicht vorkommt, lediglich das »Recht auf eine sichere Existenz und gesellschaftliche Teilhabe«. Sie wollen »Armut verhindern, nicht Reichtum«, womit sich ihre Zielsetzung sympathisch von den Zielen des Sozialismus und des Kompetitionismus absetzt und zugleich das Thema Armut beinhaltet.


    Und das zu Recht, denn Deutschland folgt dem Trend zur Ausweitung des Prekariats, weil das im Jahr 1958 eingeführte amerikanische Kartellrecht sich seit Mitte der 1990er-Jahre verstärkt durchsetzt, insbesondere ausgelöst durch das Erstarken der EU-Wettbewerbskommission. Schuld daran sind ihre Protagonisten Ludwig Erhard und Franz Böhm, aber auch deren geistige Väter, insbesondere Walter Eucken, der in seiner Aversion gegen Marktmacht, im Bereich der Industrie also wirtschaftlichen Reichtum, im Kartellverbot das richtige Mittel zur Regelung der Märkte zu erblicken glaubte. Dementsprechend hat Ludwig Erhard das Kartellrecht bei seiner Einführung in Deutschland im Jahr 1958 als »Herzstück« der Sozialen Marktwirtschaft bezeichnet. Das war möglich, weil er und seine ordoliberalen Mitstreiter systematisch als »Väter der Sozialen Marktwirtschaft« ausgebaut worden waren. Der Neustart nach 1946 wurde als »Die Stunde Null« bezeichnet, was sie wegen der Kontinuität im Wirtschaftssystem eben nicht war.


    Als ein Beispiel für viele nachfolgend ein Zitat aus der Veröffentlichung Soziale Marktwirtschaft der Ludwig-Erhard-Stiftung von Willy Kraus aus dem Jahr 1990 aus Anlass der Wiedervereinigung Deutschlands. Darin heißt es auf Seite 26 f.:


    »Zu den Wegbereitern der Sozialen Marktwirtschaft zählen einmal die neoliberalen Sozialökonomen Alexander Rüstow und Wilhelm Röpke, die wesentlich zur Erarbeitung der sozial-philosophischen Grundlagen beigetragen haben. Im Mittelpunkt des Weltbildes steht der Mensch als vernunftbegabtes Wesen, der das Recht auf freie Entfaltung hat, dies allerdings nicht auf Kosten anderer. … Eine zweite Verbindungslinie führt zu den wirtschaftspolitischen Auffassungen der Freiburger Schule mit Franz Böhm und Walter Eucken. Das Grundanliegen dieser ›Ordoliberalen‹ besteht darin, die Formen, in denen gewirtschaftet wird, nicht den Teilnehmern am Wirtschaftsprozess nach deren Gutdünken zu überlassen. Dem Staat wird vielmehr die Aufgabe zugewiesen, das institutionelle Rahmenwerk, die Ordnung, in der gewirtschaftet wird, zu beeinflussen. Er soll demnach ›Ordnungspolitik‹ betreiben, also die Bedingungen setzen, unter denen sich eine funktionsfähige menschenwürdige Wirtschaftsordnung entwickelt. Der Staat hat den Rahmen für eine Wettbewerbsordnung festzulegen und diese laufend zu sichern. Unter den Bedingungen des freien Marktzuganges und der Verhinderung monopolistischer Praktiken können die Teilnehmer am Wirtschaftsprozess eigenständige Entscheidungen treffen, während der Markt ihre Pläne zum gesamtwirtschaftlichen Prozess koordiniert.


    All diese Strömungen sind in das Konzept, das Leitbild Soziale Marktwirtschaft eingeflossen, das seine wesentliche Ausformung schließlich durch Ludwig Erhard und Alfred Müller-Armack erhalten hat. Sie haben die theoretisch-geistigen Grundlagen der Sozialen Marktwirtschaft geschaffen …«


    Da kann man nur anmerken: Das stimmt doch wohl so nicht ganz.


    
      1.3 Schlussfolgerungen

    


    Alle Sozialsysteme sind menschengemacht, sind erdacht oder aus Erfahrung geboren. In der Realität sind die reinen Systeme kaum zu finden beziehungsweise gescheitert, der Liberalismus (Manchester-Kapitalismus) genauso wie der marxistische Sozialismus. In der Realität finden sich Mischsysteme, die im einen oder anderen Fall dann noch durch spezielle staatliche Strukturen geprägt sind, wie beispielsweise im zentralistisch angelegten Frankreich. Aber im Kern sind alle staatlichen Sozialsysteme gemischte Systeme, in denen sich die genannten vier Systeme (Liberalismus, Sozialismus, Soziale Marktwirtschaft sowie die verschärfte Wettbewerbswirtschaft à la USA) mit unterschiedlicher Gewichtung wiederfinden.


    Das scheinbar erfolgreichste System der vergangenen 120 Jahre schien lange Zeit das US-amerikanische System zu sein. Seine Rezeptur bestand aus dem klassischen Liberalismus, der dann ab dem Jahr 1891 durch das kollektive Wettbewerbsrecht angereichert beziehungsweise verschärft wurde. Die Konzentration auf den Wettbewerbsgedanken ist dort dann in mehr als 120 Jahren zu einem Kampf aller gegen alle ausgeartet und hat den Manchester-Kapitalismus überflügelt, Stichwort: Raubtier-Kapitalismus.


    In Deutschland war der reine Liberalismus seit Bismarck überwunden und durch einen dritten Weg ersetzt. Aus der vielfältigen Kombination von Systemen privater und staatlicher Solidarität (Verbände, Kartelle, Gewerkschaften, Sozialgesetze) entwickelte sich im 20. Jahrhundert ein sozialer Kapitalismus mit sinkender Ausbeutungsrate (dann aber gigantischer Missbrauchsrate durch die Nazis), von Müller-Armack schließlich seit 1942 (anfangs natürlich heimlich) Soziale Marktwirtschaft genannt. Auf Betreiben der Ordoliberalen kehrte im Jahr 1958 der Liberalismus offiziell nach Deutschland zurück, allerdings nicht in der traditionellen Form, wie er ohnehin in der Sozialen Marktwirtschaft verankert ist, sondern in der verschärften Form des amerikanischen kollektiven Wettbewerbsrechts, des Kartellrechts. Das hatte anfangs andere Auswirkungen als in den USA, denn die kraftvoll und dynamisierend wirkende Kombination der seit der Kaiserzeit etablierten konsensorientierten, solidarischen Marktwirtschaft mit dem neuen Liberalismus, den neuen wirtschaftlichen Freiheiten, befördert durch das kollektive Wettbewerbsrecht, hob Deutschland in den darauffolgenden Jahrzehnten wirtschaftlich an die Spitze der Industrienationen. Der Zwang zu mehr Effizienz bewirkte die Konzentration der Wirtschaft und schuf herausragende »Global Player«. Die Entwicklung war eingebettet in die Liberalisierung des Welthandels (WTO) und erzeugte eine Konzentrationsbewegung bis hinein in die mittelständische Wirtschaft.


    Die erhöhte Effizienz durch Konzentration in Verbindung mit der seit Langem etablierten Produktqualität »Made in Germany« gipfelte auch im viel zitierten Schlagwort »hidden champions« und schuf im Laufe der Jahrzehnte eine viel beneidete globale Schlagkraft. Letzteres war allerdings nicht nur mit einer Konzentrationsbewegung verbunden, sondern auch mit einer Branchenspezialisierung auf technische Großprodukte (Maschinen, Autoindustrie). Ganze Branchen wurden quasi »geopfert« (Textil, Porzellan, Handy-Produktion et cetera) und mit ihnen gigantische Erfahrungspotenziale der arbeitenden Bevölkerung. Die Opferung sinnvoller und Sinn füllender Tätigkeiten auf dem Altar der Effizienz durch globale Arbeitsteilung spiegelt sich im Frust und Protest der Piraten und ihrer Wähler wider. Die seit zwanzig Jahren zu beobachtende, dramatische Öffnung der Einkommensschere ähnelt mit zeitlicher Verzögerung der der USA, wobei in Deutschland die Bedingungen, den sozialen Abstieg aufzuhalten, durch die starken privaten und staatlichen Solidarsysteme wesentlich besser waren und immer noch sind. Ein neuer theoretischer Ansatz ist gefragt, um die alten Stabilisierungselemente richtig einzusortieren, sie in Schranken zu weisen, sie zu korrigieren oder ganz zu eliminieren. Deshalb: occupy economics!


    
      
        2 Der Ausschnitt der vier »Ideen und Realisierungen sozialer Wirtschaftspolitik« wurde erstmals unter diesem Titel veröffentlicht in der Zeitschrift Die Neue Ordnung, 1. Juni 2012.

      


      
        3 Politisch beruht die Soziale Marktwirtschaft auf dem Prinzip der Subsidiarität, d. h. staatliche Einmischung nur, wenn eine private Regelung nicht möglich ist. Genaueres in: Florian Josef Hoffmann, Soziale Marktwirtschaft – neu definiert, WSI-Mitteilungen 10/2011, S. 556-558. Gesellschaftlich beruht sie auf dem Prinzip der Personalität.

      


      
        4 Rudolf Diesel: Solidarismus. Natürliche wirtschaftliche Erlösung des Menschen, München/Berlin,1903.

      


      
        5 Maßgeblichen Einfluss in der politischen Diskussion hatten die Ideen des Mainzer Bischofs Wilhelm Emmanuel von Ketteler.

      


      
        6 §1 und §19 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen.

      


      
        7 Adam Smith, Wealth of Nations, Book I, Chapter X, Part II: Inequalities occasioned by the policies of Europe: »People of the same trade seldom meet together, even for merriment and diversion, but the conversation ends in a conspiracy against the public, or in some contrivance to raise prices.«

      

    

  


  
    
      2. Theorie und Praxis (occupy economics)

    


    Wenn man sich ansieht, was heutzutage alles an Katastrophen und Problemen geboten wird, auf die es keine Antworten gibt, so kann man nur von einem geistigen Vakuum sprechen. Sätze wie »Krisen sind unausweichlich« oder »Der nächste Crash kommt bestimmt« sind keine befriedigenden Antworten – und schon gar nicht auf die globalen Krisen, die ökologische Krise, das dramatische Artensterben, die permanente Finanzkrise, die Überschuldung wichtiger Industriestaaten – also der reichsten Länder –, oder die katastrophalen Geburtenraten. In der Tat haben die Nobelpreisträger schon im Jahr 2008 festgestellt, dass die Ökonomik versagt hat und man sich auf die Suche nach einer neuen Lehre begeben sollte. Der Nobelpreisträger Stiglitz hatte im Sommer 2011 in Lindau für das Treffen der Nobelpreisträger der Ökonomik eine neue Theorie angekündigt. Herausgekommen ist dabei nichts, was das Licht der Öffentlichkeit erblickt hätte. Dennoch sind Hoffnungsschimmer sichtbar. Im April 2012 versammelte der bekannte Milliardär und Spekulant George Soros die Größen der Ökonomie in Berlin. Seine Gründung INET (Institute for New Economic Thinking) organisierte dieses viel beachtete Treffen zur Finanzkrise und allgemeinen Themen, das ausführlich in der Presse kommentiert wurde. »Einstürzende Altbauten« kommentierte Uwe Jean Heuser von der ZEIT8, kritisierte die »Gralshüter«, sieht aber Hoffnung für ein aufkeimendes neues Denken in den Universitäten. Das Handelsblatt9 widmet der Veranstaltung eine Doppelseite und zitiert den Nobelpreisträger Joseph Stiglitz mit dem Satz: »Der Zweck einer Wirtschaft ist es nicht, das Bruttoinlandsprodukt zu erhöhen, sondern den Wohlstand möglichst vieler Menschen zu steigern.« Dennis Snower, der neue Chef des Kieler IfW, äußert: »Unsere Grundannahme, dass Menschen stets egoistisch und rational agieren, ist faktisch falsch und schadet unserem Fach sehr.« Man kann erkennen, dass sich etwas bewegt, aber es werden keine Antworten gegeben, sondern nur alte Antworten infrage gestellt.


    Was ich hier nun anbieten möchte, ist der konkrete Ansatz für ein neues Denken in der Wirtschaftstheorie. Es geht weniger um eine neue Theorie, als um eine neue Grundlage für die Korrektur von Theorien, einen neuen Denkansatz. Mir geht es um ein Aufräumen bei den Prämissen, um die richtige Differenzierung, um den Ausgangspunkt aller Überlegungen. Von da aus kann man dann Lösungen finden. Unsere jetzigen Theorien stochern in einem Wust von Vermutungen, Modelltheorien, Animositäten und Datenkonglomeraten herum. Hinterher präsentiert die Wissenschaft immer eine Erklärung, hat immer eine Lösung. Vorher liegen ab und an ein paar Propheten richtig, und zwar auch deshalb, weil sie durchaus etwas von der Sache verstehen. Um es deutlich zu sagen: Unsere Ökonomen sind weiß Gott nicht dumm, aber was häufig fehlt, ist der Bezug zur Realität, der realistische Blick auf die Dinge. Das beste Beispiel ist die berühmte »unsichtbare Hand« von Adam Smith, die doch ganz klar besagt, dass er nicht weiß, was in der Wirtschaft, in den wirtschaftenden Betrieben und den Märkten vorgeht. Man könnte die »unsichtbare Hand« auch als Blackbox bezeichnen – keine Ahnung, was drinnen vorgeht. Und deshalb hat wohl niemand einen realistischen geistigen Werkzeugkasten, in den man hineingreifen und etwas schlüssig prognostizieren kann.


    Zwar könnte man argumentieren, die neoklassische Modelltheorie wäre so ein Werkzeugkasten, aus dem man sich bedienen könnte. Nur leider handelt es sich hierbei um ein realitätsfernes Modell, das zwar in sich schlüssig, aber genauso unbrauchbar ist wie praktisch. Praktisch deshalb, weil man die Theorie als geschlossenes Argumentationsgebäude wunderbar lehren, lernen und abfragen kann, ideal für unsere Universitäten, aber leider alles nur wunderbare Gedankenakrobatik mit wenig Realitätsbezug, was man daran erkennen kann, dass sie kaum eine Verbindung zur Schwesterdisziplin hat, zur Betriebswirtschaftslehre, terminologisch eigentlich gar keine.


    Allein die Betrachtung der Realität rückt die Dinge zurecht, verschiebt die Gewichte, eröffnet den Dialog. »Man sieht nur, was man weiß« lautet ein Aphorismus von Goethe. In der betrieblichen Realität heißt eine schlichte Weisheit »Gefahr erkannt – Gefahr gebannt«. Beides heißt spiegelbildlich nichts anderes, als dass schon mit dem richtigen Erkennen, dem richtigen Sehen des Problems, die Lösung offenbar wird.


    Das Gegenteil von sehen ist glauben. Da gibt es tatsächlich Leute, die glauben an den Markt oder die Marktwirtschaft, und andere glauben, dass das Kapital ein Recht darauf hat, verzinst zu werden. Wieder andere glauben an den Wettbewerb, die Zentralverwaltungswirtschaft oder den Sozialismus. Ich möchte das Gewicht dahin verschieben, dass man als Erstes die Dinge sehen muss, dass man sie ansehen muss und dann Theorien entwickeln. Theorien haben mit ihren Dogmen vom Markt, von der Gerechtigkeit oder vom Wettbewerb die Tendenz, sich zu verselbstständigen, ein Eigenleben zu entwickeln. Die Verknüpfung von Realität und Glaubenssätzen erfolgt mithilfe der Logik. Die Logik ist die Falle, die dazu verführt, Glauben mit Realität zu verwechseln, einer Realität, die besteht aus: der Welt selbst, also den Meeren, den Gebirgen, den Landschaften, der Biosphäre und uns Menschen als Teil der Biosphäre sowie den Dingen, die wir seit der Vertreibung aus dem Paradies, also seit circa 20 000 Jahren, künstlich erschaffen haben. Wir kleinen Menschen rackern uns ab, um unserer Bestimmung nachzukommen, der Fortpflanzung, oder – anders als die Tierwelt – einem jenseitigen Ziel. Zu unserer existenziellen Erleichterung haben wir mittels Erkenntnis die Technik und die Arbeitsteilung entwickelt. Beides zusammen nutzen wir seit ewigen Zeiten im Zusammenleben mit unseren Mitmenschen. Nur seit etwa zweihundert Jahren mit Beginn der industriellen Revolution explodiert das System von Marktwirtschaft und Kapitalismus, sodass wir den Überblick verloren haben. Die Einsicht in die ökonomischen Zusammenhänge hat mit der technischen und organisatorischen Entwicklung nicht standgehalten. Wir fokussierten unser Denken auf falsche Theorien mit einer Inbrunst, dass uns der Blick auf das Wesentliche verloren gegangen ist: auf die Realität.


    Deshalb muss man die Gewichte wegschieben von den Theorien und Modellen hin zu dem, was wirklich ist, zu den Dingen, die man vorrangig sehen muss. Erst danach werden die funktionalen Dinge wie Markt, Wettbewerb oder Kapital eingeordnet, dann bekommen sie einen Platz, wo man sie wiederfindet, wo man sie nicht nur vermutet, sondern man weiß, wo sie zu finden sind.


    
      2.1 Der öffentliche Markt und die Privatsphäre

    


    Und natürlich beginnt die Betrachtung beim Markt, also dem Begriff, der die Marktwirtschaft von anderen Wirtschaftsformen unterscheidbar macht. Der Markt ist ein bedeutendes Phänomen, aber einer der Kardinalfehler unserer Ökonomik ist, dass sie den Markt ins Zentrum der Betrachtung stellt. Den »Wohlstand der Nationen« haben wir dem Markt zu verdanken, meint Adam Smith. Das marktzentrische Denken mag zwar im ersten Moment schlüssig sein, aber wenn man sich die Welt so richtig betrachtet, könnte man vielleicht auch ein Buch so betiteln, dass wir den »Untergang der Menschheit« dereinst ebenfalls dem Markt zu verdanken haben werden. Auf die ökologischen Schieflagen wurde schon einmal kurz hingewiesen. Nicht selten wird ihr Entstehen damit begründet, dass »der Markt es so will«. Dennoch beginnt diese Betrachtung der Ökonomie bei der Analyse des Marktes, weil er zwar nicht im Mittelpunkt der Welt, auch nicht im Mittelpunkt des Lebens steht, aber er steht im Mittelpunkt der Ökonomik, der Lehre.


    Einem Positionspapier des Liberalen Aufbruchs10 vom Frühjahr 2012 entnommen ist folgende Passage:


    »Der freie Markt ist der Ort, auf dem freie Menschen auf der Grundlage des Rechts freiwillig zum gegenseitigen Vorteil übereinkommen, miteinander zu handeln und geschäftlich zu kooperieren. Der Markt ist deshalb nichts anderes als ein Oberbegriff für die millionenfache und unter den Bedingungen der Globalisierung milliardenfache dezentrale direkte und indirekte Kooperation von einzelnen Menschen. In keinem anderen Wirtschaftssystem kann der Einzelne sich so frei entfalten wie in der Marktwirtschaft. Das Recht auf die freie Berufswahl, den eigenen Lebensstil und die freie Gestaltung des Familien- und Privatlebens, der Werteentscheidungen und Konsumgewohnheiten und des räumlichen Lebensmittelpunktes ist in einer Planwirtschaft nicht möglich. Freiheit und Wirtschaftsplanung schließen sich aus.«


    Dieser Text enthält hehre Gedanken einer idealisierten Welt, einer »milliardenfachen« Kooperation einzelner Menschen. Der Markt ist darin ein Oberbegriff für das Gesamtgeschehen. Im ersten Moment kann man sich der Faszination des Gedankens nicht ohne Weiteres entziehen, und immerhin ist darin das »Glaubensbekenntnis« der marktliberalen Bewegung enthalten, also einer Bewegung mit Millionen von Anhängern.


    Aber wenn man die Begriffe »Markt« und »Marktwirtschaft« als Oberbegriffe sieht, versperrt man sich den Weg zu weiteren Erkenntnissen. Der idealisierte Markt ist alles – ist Freiheit, ist Kooperation, ist Entfaltung? Meine Beobachtung ist eine andere. Ich gehe auf einen Markt und beobachte, was dort geschieht: Ein Markt ist ein Platz, auf dem sich die Menschen treffen, um Dinge auszutauschen, vornehmlich Geld gegen Ware, aber auch Geld gegen Arbeit oder Ware gegen Ware, sogenannte »Bartergeschäfte«.


    Eine der zentralen Feststellungen dabei ist: Märkte sind im Allgemeinen öffentlich. Die Anpreisung der Ware ist öffentlich, sei es im Schaufenster, in der Anzeige, an der Speisetafel im Lokal, sei es auf Messen, Märkten, im Internet oder sonst wo. Märkte sind frei zugänglich, jedermann kann hineinspazieren und wieder heraus – ebenso wie der Besuch auf einer Internetseite. Wer etwas verkaufen will, tut das öffentlich. Er wirbt öffentlich, öffnet seine Räumlichkeiten für potenzielle Kunden, dekoriert sie, macht Leuchtreklame an den Eingang, damit möglichst viele hereinkommen. Auch dort, wo man sich an eine spezielle Zielgruppe wendet, wo eine öffentliche Präsentation keinen Sinn macht, zum Beispiel für Zulieferer beziehungsweise Lieferanten gewerblicher Anbieter, dort wird in Fachzeitschriften geworben, werden Kunden systematisch eingeladen.


    Und was folgt aus der Feststellung, dass Märkte öffentlich sind? Das übrige Wirtschaftsleben ist privat. Alle Marktteilnehmer organisieren sich außerhalb der Märkte privat, in »Gemeinschaften«, wie sie Ferdinand Tönnies, der Begründer der deutschen Soziologie, genannt hat11. Der Unterschied zwischen öffentlich und privat ist an vielen Stellen sichtbar. Ein Beispiel, das jeder kennt, sind die unterschiedlichen Bereiche, Räume einer Gaststätte. Dort, wo ein jeder Zugang hat, im vorderen Lokal, ist alles schön präsentiert, sortiert, dekoriert. Im hinteren Bereich gibt es eine Türe, auf der steht »Privat«. Dort hat die Öffentlichkeit keinen Zugang. Dort befinden sich Büroräume, Lagerräume, Montageräume, Spinde, private Dinge eben. Auch die Rückseite des Tresens gehört dazu. Und was im Kleinen gilt, gilt auch im Großen. Die Räume von Bürotürmen, Fabriken, Druckereien, Werkstätten, Planungsbüros, Werbeagenturen, auch Ministerien und sonstigen Verwaltungsräumen sind privat, es sei denn, sie sind teilweise und speziell für Publikumsverkehr geöffnet, wie Verkaufsbüros, öffentliche Sitzungsräume oder Geschäftsstellen. Alles andere, also das meiste, das, was die eigentliche Funktion ausmacht, ist privat, ist Privatsphäre.


    Das Beispiel Gaststätte ist als Allerweltserfahrung für die Trennung von Marktwirtschaft und Haus- beziehungsweise Betriebswirtschaft von schöner Anschaulichkeit: Im vorderen Lokal findet die Marktwirtschaft statt, im hinteren die Betriebswirtschaft – und in größeren Betrieben auch der Kapitalismus, wenn man so will. Das Kapital wird privat gehandhabt, gepflegt, gehört zur Privatsphäre. Über seine Verwendung wird privat entschieden. Die Entscheidung wird nur dann öffentlich, wenn eine Transaktion über den Markt, ein Verkauf oder Einkauf vorgenommen wird. Der Kapitalismus gehört zur Haus- und Betriebswirtschaft, dort wo das Eigentum liegt. Öffentlich und privat sind strikt getrennt.


    Am Beispiel Gaststätte lässt sich auch gut darstellen, was es bedeutet, wenn man sagt, etwas »ist auf dem Markt«. Das ist klärungsbedürftig, weil die Vorstellung, wann etwas »auf dem Markt« ist, häufig zu undifferenziert ist. Alleine das Nachdenken darüber, zum Beispiel, ob ich eventuell mein Auto verkaufen würde, bringt mein Auto noch nicht »auf den Markt«. Erst wenn mein Entschluss feststeht, es eventuell verkaufen zu wollen; wenn mir jemand meine Preisvorstellungen bezahlt; wenn ich eine Anzeige schalte in der Zeitung oder auf mobile.de; oder wenn ich das Auto auf einen Gebrauchtwagenmarkt stelle; oder wenn ich einen Gebrauchtwagenhändler oder einen Freund anrufe, der schon mal gesagt hat, dass er es eventuell kaufen würde – erst eine oder mehrere dieser Taten bringen eine Sache auf den Markt. Der Markt, das ist das konkrete Angebot, die konkrete Positionierung von Ware und Preis, also Tauschwert, das eventuell auf dem Markt auf eine Nachfrage oder einen Nachfrager treffen kann. Dasselbe gilt natürlich für mein Haus oder mein Fahrrad. Nicht alle Wohnhäuser sind auf dem Markt für Wohnhäuser, sondern nur die, die dort konkret angeboten werden.


    Zurück zur Gaststätte. Der Wirt als Kaufmann muss sein Speiseangebot planen und entsprechende Vorräte einkaufen, frisch oder tiefgefroren. Wenn er mittags die Seezunge auf die Speisetafel schreibt, ist die Seezunge auf dem Markt. Wenn er im Lager außerdem noch Lachs oder Thunfisch vorrätig hat, so sind beide erst dann auf dem Markt, wenn sie in Form des Angebots auf der Tafel das Licht der Öffentlichkeit erblickt haben. Ansonsten sind sie Teil der Betriebswirtschaft und noch nicht Teil der Marktwirtschaft. Die Betriebswirtschaft ist Teil der Privatsphäre und unterliegt der privaten Disposition. Der Wirt kann damit machen, was er will, er kann darüber entscheiden, wie er will. Mit dem Angebot auf dem Markt ist das nur noch eingeschränkt möglich. Nimmt er eine Bestellung an, ist er an sein Preisangebot gebunden. Natürlich kann er das Angebot jederzeit vom Markt nehmen, es von der Tafel streichen.


    Ein weiterer Einwand könnte jetzt sein, dass es sich bei dem Lokal doch wohl nicht um einen Markt handelt. Das ist richtig. Das Lokal ist Teil eines Marktes beziehungsweise vieler Märkte. Schließlich gibt es noch andere Gaststätten, also Wettbewerber auf dem Markt der Gaststätten. Wer mit dem Wunsch, eine Seezunge essen zu wollen, in eine Stadt geht, geht nicht selten von Gaststätte zu Gaststätte oder Restaurant und studiert die Speisekarten, die am Eingang angebracht sind. Er verschafft sich Marktübersicht und entscheidet dann. Bei dieser Betrachtung lässt sich erkennen, dass nicht nur die Angebote von Seezunge zueinander im Wettbewerb stehen, sondern dass diese Angebote allesamt wieder mit den übrigen Angeboten auf den Speisekarten im Wettbewerb stehen. Hier stehen sozusagen die Märkte zueinander im Wettbewerb, die Würste, das Fleisch, der Fisch, die vegetarischen Angebote et cetera. Der Ökonom nennt den Wettbewerb der Märkte substitutiven Wettbewerb. Selbst wenn also jemand einziger Anbieter von Seezunge an diesem Tag ist, kann er sich damit immer noch nicht vom Wettbewerb verabschieden und einen unverschämten Monopolpreis verlangen, weil er dann seine Seezunge erst gar nicht aufzutauen braucht. Sie wird unverkäuflich. Und selbst wenn die Gaststätte sich nicht in einer Stadt befindet, sondern irgendwo die einzige Dorfkneipe ist, bleibt der Wettbewerb der Speisen auf der Speisekarte untereinander erhalten. Die Preise der einzelnen Speisen müssen in Relation zueinanderstehen, müssen dem Mix der Besucher, der Kunden entsprechen, sonst wird sich die Nachfrage einseitig hin zum Billigsten verlagern.


    Die weitere Betrachtung der beiden Bereiche, des öffentlichen und des privaten, entblößt noch andere Charakteristika: Der Markt ist ein Tauschplatz.


    
      2.2 Der Markt als Tauschplatz

    


    Auf dem Markt werden ausschließlich objektiv gleichwertige Güter getauscht. Wer eine Hose kauft, die mit dem Preis 100 Euro ausgezeichnet ist, tauscht zwei gleichwertige Güter: eine Hose, die für beide Parteien 100 Euro wert ist, und einen Geldschein, der für beide Parteien 100 Euro wert ist. Eine genauere Betrachtung dazu folgt weiter unten. Aber wichtig ist an dieser Stelle die Feststellung, dass der Markt ein Tauschplatz und nicht so ist, wie er im bereits erwähnten Positionspapier beschrieben wird:


    »Der Markt ist deshalb nichts anderes als ein Oberbegriff für die millionenfache und unter den Bedingungen der Globalisierung milliardenfache dezentrale direkte und indirekte Kooperation von einzelnen Menschen.«


    Daran ist fast alles falsch. Käufer und Verkäufer kooperieren nicht, sie tauschen Ware gegen Geld – und das zumeist öffentlich, wie beim täglichen millionenfachen Einkauf im Supermarkt. Auf dem Markt stehen sich zwei Egoisten gegenüber, der eine mit Ware, der andere mit Geld. Beide geben das Ihre nur her, wenn ihnen das Gegenüber etwas Gleichwertiges gibt.


    Die Verwendung des Gekauften, der Hose, des Gemüses, der Kartoffeln, geschieht dann privat in Haushalten oder sonst wo in der Privatsphäre, genau so, wie die Herstellung dieser Güter privat erfolgt ist – zum Beispiel unter Einsatz privater Kräfte in privaten Immobilien. Der Staat agiert ebenfalls in Privatbesitz, auch wenn viele seiner Einrichtungen öffentlich sind. Aber genau so, wie der Markt rein egoistisch organisiert ist, ist das Hinterland intern weitgehend altruistisch organisiert. Das gilt nicht nur für das Geschenk, das man vorher als Egoist am Markt erworben hat, und das man dann ohne Gegenleistung weitergibt, das gilt auch für die Zusammenarbeit, die Kooperation innerhalb der Familie, innerhalb des Haushalts, innerhalb eines Büros oder innerhalb eines Betriebes. Der Altruismus in der kleinen Gruppe ist beim Menschen genetisch verankert. Die »kleine Gruppe«, das sind die Menschen, mit denen man täglich zusammen ist, die man täglich trifft, wo man sich gegenseitig hilft – und zwar nach innen und nach außen.


    Das, was wir landläufig unter Marktwirtschaft verstehen, ist der Gesamtvorgang des wirtschaftlichen Prozesses, das Herstellen, Lagern, Verkaufen und Kaufen. Aber die landläufigen Vorstellungen sind leicht fehlerhaft, denn der Begriff »Marktwirtschaft« trifft nur für einen Teil des Vorgangs zu, nämlich den, wo der Tausch, wo die Transaktion stattfindet. Der Kern der Marktwirtschaft ist eine Tauschwirtschaft. Der andere Teil gruppiert sich als Anbieter oder Abnehmer darum herum, aber deren Tätigkeit ist weitgehend vom Markt selbst abgekoppelt, ist sozusagen deren »Umland«, wenn man die Dinge Marktzentrisch betrachten will. Im Umland befinden sich Haushalte, Betriebe und Institutionen. Dort wird organisiert, produziert, werden Leistungen erbracht, aber auch verbraucht, wird gelebt, dort wird nicht getauscht, sondern kooperiert.


    
      2.3 Das »Hinterland« – die Privatsphäre – der Kapitalismus

    


    Die Erläuterung des Begriffs »Hinterland«: Man könnte – wie erwähnt – auch Umland, Umgebung oder Privatsphäre dazu sagen. Das Hinterland ist im Grunde alles, was nicht Markt ist. Das Hinterland ist das organisierte oder unorganisierte private Leben der Menschen, die Haushalte, die Betriebe, die Organisationen, die Vereine, der Staat und seine Institutionen, Schulen, Universitäten, Kindergärten, einfach alles außerhalb der Märkte. Auf den Märkten gelten die Gesetze des Tausches, der Gleichgewichtigkeit, die rechnerische Strenge des Geldes, die Entscheidungsfreiheit, sprich die Freiheit, etwas anzubieten oder nicht, etwas zu kaufen oder nicht. Im Hinterland gelten andere Gesetze. Wer mit anderen zusammenlebt oder arbeitet, rechnet nicht auf, wird nicht bezahlt, fühlt sich geborgen, verstanden, unterstützt, verlassen, vernichtet. Im Hinterland gelten die Verträge, die zuvor auf den Märkten geschlossen wurden – manchmal ein Leben lang, so wie Arbeitsverträge. Aber auch Ehen, Freundschaften, verwandtschaftliche Verhältnisse, nachbarliche Freund- und Feindschaften, Mitgliedschaften, organisierte Strukturen, wie die Ligen des Fußballs. Im Hinterland gibt es das Wetter, die Tageszeiten, die Jahreszeiten, den Glauben, die Verehrung, die Lust.


    Das Hinterland ist zu einem guten Teil privat und sogar persönlich. Es ist nicht marktwirtschaftlich, sondern hauswirtschaftlich und nicht-wirtschaftlich. Man kann es sich an einem Extrembeispiel klarmachen: Ein erfolgreicher Unternehmer und deshalb schuldenfreier Villenbesitzer sitzt auf seiner Terrasse und bewundert seinen gepflegten Park. Da spielt es keine Rolle, was die Pflege des Parks kostet. Es war ja schließlich sein Ziel, Freiheit, Schönheit, Unabhängigkeit zu realisieren. Wenn er die Dinge kaufmännisch betrachten würde, würde er die Verschwendung sofort beenden und den Besitz zur Versteigerung freigeben. Nicht anders kann man es bei vielen Unternehmern, egal ob mittelgroß oder klein, aber auch bei Handwerkern beobachten. Vom Standpunkt allein des Kaufmannes aus lassen sich die Großzügigkeiten beim Bau oder der Pflege von Verwaltungsgebäuden oder der Behandlung und Versorgung von Mitarbeitern nicht begründen. Auch hier werden Sekundärziele verwirklicht, die eigentlich schon keine Sekundärziele mehr sind, sondern Primärziele. Es sind Dinge, die der Unternehmer erreichen wollte, die er angestrebt hat, die den Charakter von Lebenszielen haben. Erfolg ist nicht alles, man will Positives bewirken, die Dinge, die man erreicht hat, für Gutes verwenden, man will sich Gott und der Welt gegenüber dankbar erweisen. Milliardenspenden von Bill Gates und Warren Buffet sind nur die bekanntesten einer unendlichen Anzahl von sozialen Einrichtungen, Museen, öffentlichen Parks, guten Taten nach innen und nach außen.


    Solche Motivationen kann man aber nicht nur bei Selbstständigen beobachten, sondern auch bei Wissenschaftlern, bei Angestellten oder Arbeitern, deren Identifikation mit der beruflichen Aufgabe irgendwo im Hinterland bis zur Selbstaufgabe geht. Ein Blick in manches Krankenhaus oder manche Schule oder Universität, aber auch in manche Partei, manche Justizbehörde oder manchen Verein eröffnet einem Welten. Der Markt spielt da überhaupt keine Rolle mehr. Er spielte für eine kurze Zeit eine Rolle, wenn derjenige der sich als Arbeitsuchender, also als Angebot beziehungsweise Anbieter auf den Arbeitsmarkt begibt. Mit Abschluss des Arbeitsvertrages ist der Marktbezug beendet und zu einem sozialen Bezug zum Unternehmen, zur Behörde geworden – und das nicht selten für Jahrzehnte. Mag sein, dass ab und an der Gedanke oder das Argument des Marktwertes eine Rolle spielt. Aber am liebsten doch eigentlich nicht.


    Das alles gibt es auf dem Markt nicht. Auf dem Markt gilt nur der Marktwert, der Preis, der Vergleich mit dem Wettbewerber oder dem Substitut. Wer vom Markt verschwindet, erlebt dort kein Mitleid, weder von Kollegen, Mitbewerbern noch von Kunden, allenfalls heimlich oder nebenbei, ein kurzes Gespräch, der nächste Kunde erscheint, wird bedient. Geschäft ist Geschäft. Das Leben findet nicht auf dem Markt statt. Nicht der Markt ist das Leben, sondern das Umfeld, das Umland, das Hinterland, so genannt, weil es auch ganz, ganz weit weg von allen Märkten sein kann, ganz privat, ganz versteckt in der zweiten, dritten oder letzten Reihe. Und deshalb an die Adresse marktradikaler Liberaler: Wer die Gesetze des Marktes überall anwenden will, kann nur falsch liegen.


    Allerdings wird das Hinterland sehr stark durch einen anderen Begriff geprägt, und das ist das Privateigentum. Das Privateigentum ist Säule der Privatwirtschaft, aber trägt auch vieles, was einer wirtschaftlichen Betrachtung entzogen ist: den Besitz, die Kultur, die Verantwortung. Das Privateigentum ist – jetzt wieder wirtschaftlich gesehen – der zentrale Begriff des Kapitalismus. Wenn man die Trennung von Markt und Hinterland wirtschaftlich differenziert, ist der Markt der Platz, wo Privates (Eigentum, Leistung) getauscht wird, das Hinterland, die Privatsphäre, das Umfeld, wo Privates gilt. Was das Wirtschaftliche anlangt, ist die Privatsphäre, Betrieb und Haushalt, die »Heimat« des Eigenkapitals, des Kapitalismus. Nach unserer Verfassung gilt dort richtigerweise die Sozialbindung des Eigentums.


    Noch einmal in aller Deutlichkeit: Der Markt ist öffentlich, das ist die Marktwirtschaft, die Tauschwirtschaft, sie ist öffentlich und egoistisch. Wer einkauft, muss bezahlen. Das Hinterland ist privat, ist nach innen altruistisch angelegt, ist die Heimat des Kapitals, des Privateigentums, das sich nach außen egoistisch als Abwehrrecht generiert. Marktwirtschaft und Kapitalismus haben unterschiedliche Spielfelder, auch wenn sie funktional über den Begriff des Privateigentums verknüpft sind, ja zusammengehören, weil das Privateigentum im Markt getauscht wird, in der Privatsphäre als Privatbesitz dominiert.


    Schon die alten Griechen (nicht die neuen!) unterschieden in der Wirtschaft zwischen Marktwirtschaft und Haus- und Betriebswirtschaft. Sie nannten die beiden Bereiche Katallaxie und Ökonomie. Der Begriff Katallaxie ist abgeleitet von »Katallage«, dem altgriechischen Wort für Tausch, die Ökonomie ist abgeleitet von den Worten »Oikos«, das Haus, und »Nomos«, das Gesetz, die Regel. Vor circa zweihundert Jahren schlug der britische Ökonom, Theologe und spätere Bischof Richard Whately vor, den Begriff »Katallaktik« für Volkswirtschaftslehre zu verwenden. Warum sich die Wissenschaft dann für den Begriff »Ökonomik« entschieden hat, ist nicht bekannt. Von der Sache her wäre Katallaktik der eindeutig zutreffendere Begriff gewesen. Stattdessen setzte sich der Begriff Ökonomik durch, der eigentlich der Begriff für Haus- und Betriebswirtschaftslehre ist. Aber es geschah noch mehr: Der Begriff Ökonomie entwickelte sich zum Oberbegriff der Volkswirtschaftslehre, unter dem sich Mikroökonomie und Makroökonomie versammelten. Durch die falsche Begriffswahl wurden Katallaxie und Ökonomie vermischt. Eine klare Trennung hätte viele Fehlentwicklungen der Lehren verhindert. Auch die Entscheidung des Nestors der Österreichischen Schule, des Ökonomen Ludwig von Mises, den Begriff Katallaxie zur Grundlage seines Denkens zu machen, macht die Sache nicht besser, weil es kein Entweder-oder geben darf, sondern nur ein Sowohl-als-auch.


    Weiter speziell zum eigentlichen Markt: Die Tatsache, dass das Marktgeschehen öffentlich und ein reines egoistisches Tauschgeschehen ist, macht es transparent und regelbar. Die allgemeinen Regeln des Zusammenlebens gelten dort allerdings sowieso, insbesondere die strafrechtlichen Regeln, aber sie gelten generell, also für Anbieter und Abnehmer. Auch der Käufer darf nicht betrügen, indem er mit Falschgeld bezahlt. Stehlen ist ohnehin untersagt. Der Anbieter betrügt, wenn er fehlerhafte Ware anbietet oder minderwertige unter Vorspiegelung von Hochwertigkeit verkauft, oder wenn sich zum Beispiel jemand (am Arbeitsmarkt) mit gefälschten Papieren bewirbt. Die Anwendung der Regeln des Strafrechts ist darauf ausgerichtet, dass die Tauschvorgänge reibungslos und unter Einhaltung der allgemeinen Regeln des Bürgerlichen Gesetzbuches (Kaufrecht) ablaufen. Sonderregelungen auf einem Markt betreffen überwiegend den Anbieter, den Kaufmann, den Unternehmer. Sie regeln seinen Marktauftritt. Das sind zu allererst die Standordnung für Messen und Märkte: Größe, Öffnungszeiten, Warengruppe, Preisauszeichnung. Wo Geschäfte nicht in eine enge Marktordnung eingebunden sind, gelten spezielle Gesetze: Das Ladenschlussgesetz, die Sonntags- und Feiertagsverordnung, das Rabattgesetz (abgeschafft), die Zugabenverordnung (abgeschafft), das Verbot der Preisbindung der zweiten Hand (seit 1974), das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb, welches Verhaltensregeln aufstellt. Generell sind die Regeln entweder privat vereinbart oder öffentlich-rechtlich erlassen. Öffentliche oder private Marktordnungen sorgten von alters her für Chancengleichheit und -gerechtigkeit unter den Anbietern, sie sorgen für geordnete Abläufe, sie sorgen für prosperierende Geschäfte und Branchen.


    Wir Deutschen lieben die Ordnung. Schon der Begriff aber scheint uns manchmal blind zu machen. Was ich hier meine, ist der Begriff »Ordnungspolitik«, den die Ordoliberalen wie eine Monstranz vor sich hertragen. Bei einer genaueren Betrachtung ihrer ordnungspolitischen Grundsätze stößt man auf unbestimmte Parameter, die sich auf Angebot und Nachfrage auswirken, die aber mit Marktordnung nichts zu tun haben. Damit sollen sogenannte Verzerrungen des Wettbewerbs bezeichnet werden. Dahinter steht immer die Vorstellung von der Freiheit der Märkte, der natürlichen Preisbildung und der Vermeidung von Machtzusammenballungen und Monopolen, also Vorstellungen, denen eine echte Marktordnung fremd ist. Denn Marktordnungen geben den Anbietern feste Positionen, Mietverträge und echte Rahmenbedingungen, die echte kleine Machtpositionen sind und die den täglichen Broterwerb ermöglichen. Genau diese Marktordnungen widersprechen den ordnungspolitischen Grundsätzen, wie sie bei Ludwig Erhard und anderen formuliert sind. Genau in der Durchsetzung dieser fragwürdigen Grundsätze der Ordnungspolitik sind die Ursachen vieler unserer Auflösungserscheinungen begründet.


    Im Vorfeld der Märkte gibt es auf der Seite der Anbieter eine Unzahl von Sonderregeln, von Barrieren, die der Allgemeinheit den Zugang zu den Märkten auf der Anbieterseite versperren: Der Handwerker muss Meister sein, der Rechtsanwalt muss die Befähigung zum Richteramt nachweisen, der Luxusliner oder der Jet darf nur von einem Kapitän geführt werden, für Taxis und Gaststätten bedarf es einer Konzession (Gaststättenverordnung), für den Gemüsemarkt bedarf es der Anmietung eines Standes (Warteliste), genauso wie für die internationale Messe (Ausstellervertrag), für den Supermarkt einer baurechtlichen Nutzungsgenehmigung, wer ein Bankgeschäft betreibt, ist der Bafin unterstellt, wer eine Versicherung betreibt, wird vom Bundesversicherungsamt kontrolliert, und so weiter. Die Kontrolle der Einhaltung dieser Vorschriften erfolgt nicht auf dem Markt, nicht öffentlich, sondern im privaten Bereich, also in der Kanzlei, der Praxis, im Betrieb, in den Verwaltungsräumen der jeweiligen Organisationseinheit. Dort werden aber nicht nur die Zugangsvoraussetzungen kontrolliert, dort finden die branchenspezifischen Kontrollen statt, gesundheitliche, hygienische, die Kontrolle der Arbeitsbedingungen, Arbeitszeiten, oder auch allgemeine Kontrollen, insbesondere steuerliche. Verallgemeinernd kann man sagen: Der Sinn der Regeln und Vorschriften besteht darin, funktionierende Märkte und ein funktionierendes Gemeinwesen zu schaffen.


    Natürlich mag man Freund eines freien Wettbewerbs und freier Märkte sein, aber freie Märkte sind Flohmärkte. Jeder kann alles verkaufen. Eine gewerbliche Tätigkeit, also eine, die einen Mann, eine Familie ernährt, ist auf Flohmärkten kaum möglich. Eine typische Tätigkeit ist die des Gepäckträgers, ein Beispiel, das auch bei Adam Smith Erwähnung findet12. Adam Smith meint, der Markt müsse groß genug sein, sonst würde sich eine solche Tätigkeit nicht lohnen. Das heißt, auf dem Dorf – so sein Beispiel – habe ein gewerblicher Gepäckträger kein auskömmliches Einkommen, er müsse in die Stadt gehen. Diese Betrachtungsweise offenbart Adam Smiths Marktsicht. Für ihn ist der Markt der Absatzmarkt, der Nachfragemarkt, die Zielgruppe. Aber die Stadt ist keine Garantie für ein Einkommen, denn Preise sind ein Ergebnis von Angebot und Nachfrage. Wenn es in einer Stadt viele Arbeitslose gibt und deshalb sehr viele auf die Idee kommen, Gepäckträger zu spielen, dann fangen die Anbieter an, sich gegenseitig zu unterbieten, bis sie nicht mehr davon leben können. Dann reduziert sich zwar die Zahl der Anbieter, weil viele aufgeben (oder verhungern), aber der Preis stabilisiert sich nicht auf Wohlstandsniveau, sondern beim Existenzminimum.


    Das alte Beispiel des Gepäckträgers hat eine moderne Form, und die heißt Taxi, ein Geschäft, das sich mit den Kutschen entwickelt hat. Schon Kutschen durften in Großstädten und feinen Badeorten nur kutschieren, wenn sie dafür eine Konzession besaßen. Die Erfahrungen mit Taxikonzessionen in deutschen Städten sind überall gleich: Wo es zu viele Konzessionen gibt, können die Taxifahrer nicht davon leben, sondern nur vegetieren.


    Die vorstehenden Ausführungen dürften eines klar gemacht haben: Eine freie Marktwirtschaft ohne diese Regeln ist eine Chaosveranstaltung, in der der Stärkere gewinnt. Der Markt selbst ist eine ganz beschränkte Situation. Der Markt ist der Punkt, an dem unter Einhaltung genereller Regeln ein Tausch stattfindet, und sonst nichts. Das gilt auch für den Internetshop beziehungsweise den Versandhandel. Er ist öffentlich, unterliegt ergänzenden Regeln der Preisklarheit und -wahrheit, auch weil er so unpersönlich ist. Kaum jemand kann, soll oder will erkennen, was sich dahinter verbirgt, das heißt, wer die Ware produziert, wo sie gelagert wird, wer das Fullfilling und den Transport übernimmt. Die geschäftlichen Beziehungen sind Privatangelegenheit des Anbieters. Umgekehrt sagt auch der kaufende Kunde nicht, wofür er etwas braucht oder gebraucht. Das ist wiederum seine Privatsache. Der Tauschvorgang selbst ist anonym und daher wertfrei. Auf dem Markt gelten nur wirtschaftliche Parameter: Knappheit, Image, Nutzen. Niemand ist dort im Prinzip für das, was der andere tut, verantwortlich. Der Verkäufer einer Pistole kennt die Motivation des Käufers nicht. Er hält sich an die staatlichen Vorschriften beziehungsweise Restriktionen. Der Rest liegt in der Verantwortung des Staates (der Mord, die Tat), nicht des Verkäufers der Waffe (so er alle Vorschriften eingehalten hat und nichts von einer geplanten Tat wusste), nicht des Marktes. Alle Ethikseminare sind, was das Marktverhalten anlangt, im Prinzip überflüssig.


    Anderes gilt für das Hinterland, die Organisationen, die Unternehmen und Sozialstrukturen. Im Bereich des Privaten haben Werte und Tugenden wie Verantwortung, Gerechtigkeit, persönliche Beziehung und Zuverlässigkeit, Zugehörigkeit, Sozialkompetenz et cetera ihren Platz. Diese Begriffe verbinden sich auch mit dem Begriff des Privateigentums, also mit dem des Kapitalismus. Hier ist die Ethik zu Hause.


    Und genau hier regelt der Staat den Einstieg in die wirtschaftliche Betätigung, egal ob marktwirtschaftlich oder hauswirtschaftlich: Der Staat eröffnet die Freiheitsbereiche, eröffnet die Freiräume, indem er beispielsweise den Abbau von Bodenschätzen genehmigt oder die Nutzung von Grundstücken (Ackerbau, Hausbau). Was davon auf Märkten landet, entscheidet der dann durch letztlich staatliche Genehmigung zur Verfügung Berechtigte. Und auch die Organisation von Betrieben, Unternehmen, Haushalten, Vereinen und sonstigen Organisationen, auch der staatlichen Organisation, erfolgt privat unter Einhaltung allgemeiner Vorschriften und Gesetze. Dazu gehören das Bürgerliche Recht, das Arbeitsrecht, das Tarifrecht, die elterliche Gewalt, die Schulpflicht, die Verkehrsordnungen, die Prüfungsordnungen, Vereinsgesetz, Parteiengesetz, Aktienrecht, Genossenschaftsrecht, Wahlrecht, unsere Verfassung et cetera. Auch an dieser Aufzählung lässt sich erkennen, dass Märkte nur einen geringen Teil unserer Aktivitäten ausmachen. Unser privater Einsatz geht weit über den Tausch privater Güter auf den Märkten hinaus. Die wenigen Gesetze, die auf Märkten Anwendung finden, sind kaufmännische Regelwerke, speziell das Werk- und Kaufrecht, das Dienstrecht, das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb (UWG), die jeweiligen Marktordnungen. Im Grunde recht wenig.


    
      2.4 Der öffentliche Markt und der private Betrieb in der Bilanz

    


    Um beim Gastwirt zu bleiben: Seine Tätigkeit besteht nicht nur in der Herstellung, der Präsentation und dem Verkauf von Waren, er erfüllt täglich auch seine kaufmännischen Pflichten der Buchhaltung. Das Ergebnis dieser Tätigkeit legt er periodisch, entweder jährlich oder monatlich, oder sogar täglich dar: in seiner Gewinn-und-Verlust-Rechnung (GuV) und seiner Bilanz. Er unterscheidet sich damit nicht vom größeren Betrieb oder vom Großkonzern. Überlegungen und Betrachtungen über die Buchhaltung werden uns in den nächsten Kapiteln noch häufiger begegnen, aber damit niemand meint, dass hier jetzt ein besonders trockenes Kapitel aufgeschlagen wird, als Allererstes eine erstaunliche Feststellung:


    Die klare Trennung zwischen Marktwirtschaft und Betriebswirtschaft, zwischen öffentlich und privat, zwischen egoistischem Tausch und gemeinschaftlichem Zusammenwirken, findet sich in der GuV wieder: Ersteres, also die Marktwirtschaft, ist der Umsatz, das Ergebnis der Außenbeziehung, die übrigen betrieblichen Aktivitäten finden sich als Kosten darunter, untergliedert in quasi einhundert Zeilen: Personal, Personalnebenkosten, Mieten, Abschreibungen auf Anlagen, Transportkosten, Entwicklungskosten, Energiekosten et cetera. Der Betrieb und seine Kosten sind ein Konglomerat, die Umsatzgröße eine vergleichsweise einfache, schlanke Zahl.


    Das eigentlich Wichtige daran ist, dass etwas Verbindendes abgebildet ist, dass die Betriebe, Konzerne, Haushalte und sonstigen Organisationen nämlich nach innen im Grunde alle identisch strukturiert sind. Sie haben einen gemeinschaftlichen, sogar familienähnlichen Charakter. Sie sind im Inneren Solidargemeinschaften mit einem gemeinsamen Ziel. Die Gesetze des Egoismus gelten hier eingeschränkt. Der Egoismus gilt schwerpunktmäßig im Außenverhältnis, in erster Linie was das Privateigentum angeht, also bei dessen Verwertung in Form des Produkts, also beim Geschäft, das heißt auf dem Markt, beim Tausch, dessen Ergebnis der Umsatz ist, aber auch bei der Verteidigung des Besitzes gegenüber dem Fremden. Nach innen, bei der Leistungserstellung, spiegelt der Kostenblock die Struktur eines Unternehmens wider: Die Ausstattung mit Personal, mit Maschinen (Abschreibung), die Nutzung von Immobilien (Miete, Abschreibung), die Inanspruchnahme von Fremdunterstützung (Dienstleistungen), Aufwendungen für Forschung und Entwicklung, Werbungskosten, Vertriebskosten, Finanzierungskosten et cetera. Diese Dinge wirken zusammen bei der Leistungserstellung. Hier ist Management gefragt, Ideen, Initiative, Gemeingeist. Hier gelten vielfach die Gesetze der Teilhabe, der gemeinsamen Zielsetzung, des Unternehmensklimas, alles positive Faktoren mit positiven Eigenschaften – allerdings nicht nur. Es gilt auch die Wirksamkeit der hierarchischen Strukturen, die ein zielgerichtetes Führen erst möglich machen. Aber selbst hier ist das Handeln dem Gemeinsinn im Sinne der Organisation untergeordnet. Beides zusammen macht am Ende die Stärke einer Familie, eines Betriebes, eines Vereins aus.


    Man kann es sich auch sehr gut an der wirtschaftlichen Urzelle klarmachen, dem sich selbst versorgenden Bauernhof. In ihm ist alles verwirklicht: Zusammenarbeit, Arbeitsteilung, hierarchische Struktur, soziales Miteinander. Unsere Haushalte und Betriebe sind spezialisierte Ableger, die sich aus der Arbeitsteilung heraus entwickelt haben. Aber innerhalb der Einheiten gelten die Gesetze nach wie vor.


    Die sogenannte Betriebswirtschaft findet privat im Hinterland, im Betrieb statt, die wesentlichen Entscheidungen fallen im Betrieb, also im Hinterland. Auf dem Markt, wenn das falsche oder richtige Produkt zur falschen oder zur richtigen Zeit öffentlich präsentiert wird, wenn also entweder die richtigen oder die falschen Entscheidungen getroffen wurden, spürt man hautnah die Folgen. Das Leben an der Front, auf dem Markt, ist das härteste. Der Markt ist unerbittlich. Es gibt keine Abfederung, keinen Trost von Kunden. Die Ablehnung, das Ignorieren seines Angebots, schlägt dem Kaufmann, dem Verkäufer, quasi ins Gesicht, oder das Gegenteil geschieht, sein Produkt ist heiß begehrt, die Nachfrage leert das Regal und füllt die Kasse. Der Kaufmann lacht.


    Der Kunde weint. Auch für den Verbraucher, für den Kunden, sind die Gesetze des Marktes hart. So, wie der Markt zum Kaufmann unerbittlich ist, so unerbittlich ist er zum Kunden. »Ohne Moos nichts los!« heißt die Devise. Die Regale mögen noch so voll sein, der Kaufmann verschenkt nichts. »Gib mir dein Geld, dann bekommst du meine Ware« heißt das Credo des Kaufmanns. Er steht in seinem Geschäft, um im Tausch mit seiner Ware an das Geld des Kunden zu kommen.


    Die Umsatzzahl und die Kostenzahlen haben einen völlig unterschiedlichen Charakter: Die Umsatzzahlen sind hart, die Kostenbereiche sind weich. Eine Geldforderung, die im Außenbereich gegenüber Fremden entsteht, ist zahlenmäßig genau definiert, den Kosten stehen Leistungen gegenüber, die nicht immer zu einhundert Prozent eingefordert werden: Eine Fabrik ist nicht ausgelastet, Mitarbeiter sind krank, die Entwicklung neuer Produkte ist ein Flop et cetera. Oder das Management verschiebt die Kostenstruktur, indem es den Einsatz von Mitarbeitern durch Maschinen ersetzt, Outsourcing oder Insourcing betreibt, Patente zukauft, Handelsvertreter durch eigene Niederlassungen ersetzt und so weiter. Der Umsatz ist am Ende ein Zufluss an Geld, die Kosten zeigen, in welcher Struktur das Geld abfließt, wie es innerhalb des Betriebes eingesetzt wird beziehungsweise wurde.


    Man kann die unterschiedlichen Charaktere der beiden Positionen auch erkennen, wenn man die unterschiedlichen Ansätze von Unternehmenssanierern betrachtet. Kranke Unternehmen, bei denen also in der GuV rote Zahlen geschrieben werden, kann man im Prinzip auf zwei Arten sanieren (auch wenn häufig die Kombination beider der richtige Weg ist): Der eine Sanierer geht an die Front und fördert den Verkauf, stellt sich der Härte des Marktes, steigert den Umsatz, schaut, dass mehr Geld hereinkommt und schreibt so am Ende wieder schwarze Zahlen. Der andere (der schlechte) Sanierer, geht an die Kosten, also an den weichen Bereich, und entlässt Mitarbeiter, beschneidet Löhne und Provisionen, verkauft Grundstücke (z.B. Middelhoff bei Arcandor) und mietet sie zurück, reduziert die Entwicklungskosten, entzieht dem Unternehmen also letztlich wertvolle Substanz.


    Und ein Weiteres lässt sich aus diesen Überlegungen auch ableiten: Die Härte des Marktes lassen die Kommentare derjenigen erkennen, die politisch die harten Gesetze des Marktes generell, also auch im Hinterland, zum Beispiel im Betrieb, anwenden wollten und vor der Andersartigkeit der privaten und betrieblichen Abläufe die Augen verschließen. Dazu zählen insbesondere manche sogenannte Radikalliberale, die im gleichwertigen Tausch auch die Gerechtigkeitsformel zu erkennen glauben. Dass der öffentliche Markt keinerlei sozialen Ausgleich zulässt, ist ihr Credo, weil sie glauben, im Tausch selbst würde Gerechtigkeit bewirkt. Nach den vorstehenden Ausführungen dürfte jedoch erkennbar sein, dass der soziale Ausgleich nicht über die Märkte erfolgt, sondern dort, wo alle sozialen Beziehungen gehandelt werden: im Hinterland, dort wo Hauswirtschaft, Betriebswirtschaft und das Kapital beheimatet sind!


    
      2.5 Zusammenfassung

    


    Also sind dann eben jetzt die Gewichte verschoben, da ist der Markt nur noch ein ganz reduziertes funktionales Etwas, in Tausenden von Ausprägungen auf die Welt verstreut, aber kein Rezept, mit dem Länder regiert oder Regierungen gesteuert werden können, kein Dogma mehr, kein Allheilmittel. Da ist das Kapital nicht mehr der abstrakte, theoretische Begriff, sondern etwas Substanzielles, das so viele Erscheinungsformen hat – Maschinen, Ideen, Landschaften, Wissen, Grundstücke, Geldguthaben et cetera –, dass davon auch kaum mehr die einzelne Ausprägung als gewichtig übrig bleibt. Und am Ende ist geklärt, dass öffentliche und private Organisationen und Betriebe und öffentliche und private Haushalte die großen und kleinen Einheiten sind, aus denen sich eine Volkswirtschaft zusammensetzt, und die über Märkte arbeitsteilig Waren und Leistungen austauschen. Dann haben Betriebswirtschaftslehre und Volkswirtschaftslehre eine klar definierte Schnittstelle, und das widerspruchsfrei. Die richtige, die detaillierte Beschreibung der Realität offenbart dann die Lösung von selbst.
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      3. Der Markt (occupy market economy)


      3.1 Marktgeschehen und Arbeitsteilung

    


    Das Nächste, was zurechtgerückt werden muss, ist das Bild vom Geschehen auf dem Markt selbst, das, was Adam Smith – wie bereits erwähnt – unsinnigerweise als »unsichtbare Hand« bezeichnet hat, die das Marktgeschehen regelt. Das Einzige, was auf einem Markt unsichtbar ist, sind die Gedanken der Marktteilnehmer. Alles andere ist – außer im Versandhandel – sichtbar: die Ware, ihre Anlieferung, ihr Preis, der Ausstellungsort, der Verkäufer, das Einpacken, die Bezahlung, die Übergabe, also die Transaktion. Unsichtbar sind die Entscheidungskriterien der Marktteilnehmer, sowohl auf der Anbieterseite wie auf der Nachfragerseite.


    Dabei sind die Entscheidungskriterien des Anbieters unmittelbar auf dem Markt vergleichsweise unwichtig. Die wesentlichen Entscheidungen fallen außerhalb des Marktes, vorher bei der Produktion oder bei der Auswahl im Einkauf, bei den Einkaufsreisen oder im Entwicklungslabor, beim Bankgespräch. Der Kaufmann, der auf dem Markt steht, will seine Ware oder seine Leistung loswerden, fast egal wie und fast egal an wen. Spontaneität ist nicht gefragt, sondern Stabilität. Wenn jemand sein Portemonnaie zückt, um den geforderten Preis zu zahlen, fragt der Anbieter nicht, was der Käufer mit der Ware vorhat. Es geht ihn nichts an. Sein Interesse zielt auf das Geld, das heißt auf den Tausch seiner Ware gegen Geld. Der Anbieter hat auch normalerweise keine Restriktion beim Verkauf der Ware, es sei denn, es handelt sich um Waffen oder Gifte oder um die Abgabe an Kinder oder den Verkauf ins Ausland. Der Verkäufer ist frei in dem was er anbietet, zu welchem Preis er es anbietet, wem er es anbietet, beziehungsweise ist er frei, seine Leistung allen Marktbesuchern anzubieten. Der Anbieter ist Verkäufer, ist Kaufmann. Anders der Nachfrager.


    Eine wesentlich größere Rolle spielt das Entscheidungsverhalten des Nachfragers unmittelbar auf dem Markt. Der Nachfrager ist viel mehr Spontaneität ausgesetzt. Seine Restriktion ist das Budget, innerhalb dessen er sich bewegen oder Geld ausgeben kann. Der Nachfrager hat kein Problem damit, sich auf unterschiedlichsten Märkten umzusehen, von Geschäft zu Geschäft oder von Internetangebot zu Internetangebot zu wechseln, seine Entscheidung zu verschieben oder zu einem völlig anderen Produkt zu wechseln, beispielsweise auf eine Reise zu verzichten und sich dafür ein Auto zu kaufen oder Ähnliches. Der eigentliche Nutznießer der Entscheidungsfreiheit der Märkte ist der Nachfrager. Seine Entscheidung fällt hinter seiner Stirn, normalerweise unsichtbar für alle anderen.


    Für den Anbieter bietet der Markt die Chance, an das Geld anderer Leute zu kommen, für den Nachfrager eine unendliche Auswahl. Für den Anbieter spielen die Marktpreise eine viel größere Rolle als für den Nachfrager. Der Anbieter ist existenziell davon abhängig. Der Preis bestimmt, ob sich seine Mühe lohnt, ob er belohnt wird, und ob er überhaupt einen Lohn erhält. Der Preis ist sein Lohn, wie ein Preis der Lohn für den Sportler ist. Das existenzielle Problem hat der Nachfrager normalerweise nicht. Er entscheidet im Rahmen seines Budgets, das heißt, ein geschickter Einkauf erhöht die ihm zur Verfügung stehende Gütermenge – zulasten der Kaufleute, weil die die erhöhte Leistung bei gleichen Einnahmen zu erbringen haben.


    Diese Betrachtungen des Marktgeschehens zeigen jedenfalls schon mal eines: Wenn die normale neoklassische Wirtschaftstheorie bei der Beschreibung des Marktes von einem Zusammentreffen von Angebot und Nachfrage spricht, dann ist das zwar nicht falsch, aber es spiegelt einen Grad an Abstraktion wider, der das eigentliche Marktgeschehen in keiner Weise abbildet. Im Gegensatz dazu hat die vorstehende Beschreibung des realen Marktgeschehens einen Abstraktionsgrad, der im Hinblick auf das tatsächliche Marktgeschehen hinnehmbar ist. Trotzdem ist es erforderlich, das Marktgeschehen noch tiefer zu beleuchten, um weitere Erkenntnisse zu gewinnen und Zusammenhänge zu erkennen.


    
      3.2 Der Tausch

    


    Kern und Ziel des Marktgeschehens ist der Kaufvorgang. Der normale Kaufvorgang ist – wie bereits mehrfach erwähnt – ein Tausch, der Tausch einer Ware gegen Geld, beziehungsweise auf der anderen Seite der Tausch des Geldes gegen Ware. Dieser Tausch- beziehungsweise Kaufvorgang ist etwas, das unser Recht in besonders schöner Art und Weise beschreibt: Es ist ein Vorgang, der auf Gegenseitigkeit beruht – und zwar sogar in doppelter Weise auf beiden Seiten auf Gegenseitigkeit beruht: Auf dem Markt stehen sich stets zwei Tauschpartner gegenüber, der Kaufmann (der auf dem Markt ein Verkauf-Mann ist) und der Kunde, also der Käufer. Wenn sie sich einig sind über einen Tauschvorgang, dann denken beide: »Ich gebe, damit du gibst!« Der Käufer denkt, »Ich gebe dir mein Geld, damit du mir deine Ware gibst!«, der Verkäufer denkt, »Ich gebe dir meine Ware, damit du mir dein Geld gibst« (lateinisch: »do ut des«, übersetzt: »Ich gebe, damit du gibst«).


    Das Besondere an diesem Vorgang ist, dass beides immer mit dem identischen Wert verknüpft ist. Dazu ein Beispiel: Ein Kaufmann zeichnet eine Hose mit einem Preis von 100 Euro aus. Das ist der Wert, mit dem er seine Ware einschätzt. Hinter der Wertschätzung des Kaufmanns stecken natürlich immer die Kosten, steckt immer die Höhe seiner Aufwendungen. Das heißt, der Kaufmann achtet darauf, dass der Wert auch Wertschöpfung beinhaltet. Aber darauf kommt es bei dieser Überlegung nicht an, sondern das Entscheidende ist, dass der Kunde in seinem Kopf die Ware mit exakt demselben Wert, dem Tauschwert, taxiert. Beide stehen sich gegenüber und einigen sich auf den Wert 100 Euro für den Tausch. Die Hose ist 100 Euro wert, das Geld, die 100 Euro, ist es ohnehin. Die Juristen nennen die Bedingung der Gegenseitigkeit »Synallagma«.


    Das Synallagma bedeutet die absolute Gleichwertigkeit von Leistung und Gegenleistung beim Kauf. Allein das bedeutet schon sehr viel! Denn das Synallagma als wunderbare Beschreibung bedeutet, dass der Markt keine soziale Veranstaltung ist, sondern eine sachlich-wertfreie. Der Tauschvorgang findet immer zwischen zwei Leuten statt, die zwei Mal das absolut identische Tauschobjekt bewegen. Das Geld hat erst der Käufer, dann der Verkäufer, die Ware hat erst der Verkäufer, dann der Käufer. Der Tausch erfolgt ohne Ansehen der Person, dem Verkäufer ist der Käufer im Geschäft normalerweise gleichgültig. Er sieht nur das Geld, der Käufer die begehrte Ware. Der Tauschvorgang auf dem Markt spiegelt das Gegenteil von sozialer Kompetenz wider. Er ist so blind wie die Justitia selbst. Der Markt ist letztlich ein »nützlicher Idiot«, so nützlich wie beispielsweise ein Computer, aus dem man auch nur herausholen kann, was man hineintut.


    
      3.3 Die Arbeitsteilung

    


    Wenn der Tausch der Vorgang ist, der sich auf dem Markt abspielt, dann ist die Arbeitsteilung der Zweck des Marktes. Wenn sich ländliche Dorfbewohner oder die Bewohner einer Region alle auf unterschiedliche Produkte spezialisieren (Eier, Weizen, Milch, Schweine, Gemüse et cetera), dann veranstalten sie eben einmal pro Woche einen Tag, an dem in einem völligen Durcheinander viele Tauschvorgänge stattfinden, bis jeder von allem etwas im Keller oder im Kühlschrank hat.


    Die Beziehung zwischen Käufer und Verkäufer reduziert sich dabei auf den reinen Tauschvorgang, wobei heute kein Naturaltausch mehr stattfindet, sondern das Tauschmedium üblicherweise das Geld ist. Der Tausch ist weitgehend anonym. Natürlich verkauft der Bäcker seine Brötchen auch an gute Freunde und Bekannte und gibt sich dabei großzügig, indem er ein süßes Teilchen dazugibt, oder der Metzger ein Stück Wurst. Aber im Grunde gilt der Preis, das Tauschverhältnis der Ware, stets für alle. Die gerechte Entlohnung des Kaufmanns ist Bestandteil der Arbeitsteilung, weil sie Existenzgrundlage für die dahinterstehenden privaten Einheiten ist, seine Familie, seinen Betrieb. Für die ursprüngliche Arbeitsteilung im Kleinen, innerhalb der Familie, innerhalb einer Großfamilie brauchte man keinen Markt. Erst als man den funktionalen Vorteil der Arbeitsteilung brauchte, um im viel größeren Kreis, auch mit Nachbarn und mit Fremden – also öffentlich – durch die Produktion größerer Mengen die Vorteile der Arbeitsteilung zu nutzen, erst da brauchte man den Markt, also den markierten Punkt und Zeitpunkt, also den öffentlichen Treffpunkt. Und natürlich das Geld. Dann erst entwickelte die Obrigkeit das Marktrecht und Marktordnungen. Vorher war das überflüssig, als es zwar Arbeitsteilung gab, aber nur intern im Zusammenwirken, ohne Verrechnung, ohne Tausch.


    Diese Betrachtung wird allzu häufig vergessen: Arbeitsteilung funktioniert auch ohne Markt, gearbeitet, produziert, Wohlstand geschaffen wird auch ohne Markt. Wir befinden uns damit schon in der Kritik am Maßstab Bruttosozialprodukt (BIP), am üblichen geldbezogenen Denken bei der Berechnung des Wohlstandes.


    In unserer sogenannten zivilisierten Welt bedeutet Armut, kein Geld zu haben und kein Eigentum, was üblicherweise korreliert. Arm ist, wer irgendein Geldeinkommen pro Tag oder pro Jahr unterschreitet. Diese Betrachtungsweise übersieht, dass ich das Tauschmittel Geld nur brauche, wenn die Arbeitsteilung über Märkte geht. Wenn sie nicht über Märkte geht, wie auch heute noch bei manchen Naturvölkern in Afrika oder Südamerika, dann können diese Menschen trotzdem reich und wohlhabend sein – sogar auch nach unseren Maßstäben –, ohne einen einzigen Cent zu verdienen. Es gibt noch immer Dutzende von Naturvölkern am Amazonas oder am Orinoko, die sich innerhalb ihrer Familien, ihres Stammes beziehungsweise ihres Dorfes arbeitsteilig ernähren, indem sie fischen, sammeln, jagen und auch landwirtschaftlich tätig sind, also systematisch anbauen, aber eben quasi kommunistisch, alle für alle. Sie leben ohne Geld und ohne Märkte. Sie teilen sich gemeinsam die Ergebnisse, sind so alle bestens versorgt, leben glücklich, ohne zu hungern oder zu darben. Natürlich haben sie nicht den Komfort oder die medizinische Versorgung, wie wir sie haben, aber davon ist das Glück einer Gesellschaft wohl nicht abhängig. Sie haben kein Geld, sind aber nicht arm.


    Angestoßen durch den ehemaligen französischen Staatspräsidenten Nicolas Sarkozy, der damit dann den Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz beauftragt hat, gibt es eine Initiative mit dem Ziel, einen neuen Maßstab zu entwickeln, um Wohlstand und Fortschritt anders zu messen. In Deutschland sind gleichgerichtete Versuche bekannt vom Bonner »Denkwerk Zukunft« der Gesellschaftswissenschaftler Meinhard Miegel und Stephanie Wahl. Auch das asiatische Königreich Bhutan gilt als Vorbild, das einen Glücksindex errechnen lässt. »Alternative Berichtssysteme stehen in den Startlöchern«, schreibt der Essener Ökonom Christoph Schmidt13, und erläutert den »Nationalen Wohlfahrtsindex«, im Auftrag des Umweltbundesamtes erstellt, beschreibt den »Fortschrittsindex« des »Zentrums für gesellschaftlichen Fortschritt« in Frankfurt und das »Wohlstandsquintett« des Bonner »Denkwerks Zukunft« und anderer. Aber keiner der bisherigen Versuche, sich vom BIP als Maßstab für Wohlstand und Wirtschaftswachstum zu lösen, sind bisher bis in die offiziellen Statistiken vorgedrungen. Wir haben nach wie vor keinen Maßstab für Wirtschaftsleistungen oder Wirtschaftswachstum, denen nicht ausschließlich Geldbewegungen als Grundlage dienen. Wir bewerten das Sozialprodukt von Naturvölkern mit Null und bezeichnen sie deshalb als arm (»weniger als ein Dollar pro Tag«), was völlig unsinnig, ja irrig ist.


    Wenn man bedenkt, dass alle Einkommens- oder Armutsstatistiken dieser Welt diesem Irrtum unterliegen, stimmt das bedenklich, weil sie politische Fehleinschätzungen zur Folge haben.


    Der Irrtum lautet anders formuliert: Als Sozialprodukt erkannt wird nur, was über Märkte ausgetauscht wird. Alle anderen Leistungen werden nicht erfasst, zählen nicht. Dasselbe verhängnisvolle Phänomen gibt es jedoch auch bei uns. Eine Großmutter kümmert sich zum Beispiel um die Enkel, sie versorgt sie und liest ihnen jeden Tag vor. Wenn diese Großmutter durch einen bezahlten Kindergarten ersetzt wird, dann steigt das Bruttosozialprodukt nominal, weil der Geldtransfer steigt, aber die real erbrachte Leistung, die Fürsorge, die beim Kind ankommt, sinkt möglicherweise. Will die Großmutter wieder mehr kommunizieren, muss sie telefonieren, also dafür bezahlen. Obwohl das Sozialprodukt nominal an zwei Stellen gestiegen ist, ist das Ergebnis möglichweise sogar ein Weniger. Wir kommen jetzt zu dem bekannten Großstadtphänomen, dass jemand umso mehr Geld verdienen muss, je tiefer er in der arbeitsteiligen Welt verstrickt wird, nur um dann wieder das gleiche Versorgungsniveau zu erreichen, das er schon vorher hatte. Für die Mitglieder der Gesellschaft, deren Geldeinkommen sich nicht dynamisch entwickeln, gilt dann: Je reicher die Gesellschaft, umso ärmer werden sie. Die Statistik erfasst dieses Phänomen unzureichend, aber es ist erkennbar. Es ist bei uns erkennbar im Ausdünnen des Mittelstandes und im Wachstum des prekären Bevölkerungsanteils. Occupy Frankfurt! Occupy Berlin! Occupy Düsseldorf! Occupy Hamburg! et cetera sind die noch zaghaften Bewegungen, die die Fehlentwicklung auf der Straße artikulieren.


    Aber über den Irrtum zur sogenannten Eigenleistung, das Do-it-yourself der Menschen, hinaus gibt es noch etwas, was bei allen herkömmlichen Betrachtungen fehlt, und das sind die Beiträge der sogenannten freien Güter, das sind vor allem Beiträge der Natur, die den allergrößten Anteil an der Wohlfahrt eines Menschen, seinem Wohlstand ausmachen. Wie viel Wohlstand steckt beispielsweise in einem langen Waldspaziergang! Natürlich läuft da eine Versorgung aus der Arbeitsteilung mit, das Brötchen, die Flasche Mineralwasser, der Verbrauch der Schuhsohle, aber das ist doch nicht das, womit man den Spaziergang bewerten kann, oder einen Skiausflug bei strahlendem Sonnenschein oder das Konzert im Atrium von Verona oder das Aufziehen eines Kindes, oder, oder … Man kann natürlich sagen, dass das Wachstum der Marktbewegungen mit dem Wachstum des Genusses an Werten korreliert, aber es ist doch völlig daneben gedacht, wenn man das Kinderglück mit dem Umsatz an Alete-Kost misst, es sei denn, es handelt sich um die ärmsten Bewohner eines Landes. Aber genau das ist es, was die Wachstumsexperten dem Durchschnittsbürger unterstellen: Noch mehr Gläschen Alete, noch mehr Glück! Welch ein Unsinn!


    Natürlich korreliert ein Wachstum der öffentlichen Markttransfers und -umsätze mit dem Wohlstand. Höhere Geldeinkommen verschaffen größere Freiheiten, heute insbesondere genutzt für höhere Bewegungsfreiheiten, Flüge, Autos, Motorräder, Schiffsreisen, getrennte Orte für Arbeit und Wohnen. Geld schafft Freiheit. Ich kann mich von der Mühsal des Arbeitslebens befreien, kann ins Flugzeug steigen, muss mir von niemandem mehr etwas vorschreiben lassen, man ist mit der Kreditkarte unterwegs und frei. Unser Freiheitsstreben ist individuell und grenzenlos. Tausend Kilometer sind eine Stunde Flug, also kein Problem, in Hamburg zu arbeiten und zum Wochenende zur Familie nach München zu fliegen. London ist gleichfalls ein beliebter Wochenarbeitsplatz für Spitzenmanager mit deutschem Wohnsitz.


    
      3.4 Do-it-yourself und homo oeconomicus

    


    Allerdings geht das Freiheitsstreben der Menschen auch dahin, sich von der Abhängigkeit von den Märkten zu befreien, das heißt, der Trend zur marktzentrischen Arbeitsteilung hat eine gigantische und dynamische Gegenbewegung, und die heißt Do-it-yourself.


    Die Menschen unterziehen sich der Mühsal, ein eigenes Haus zu bauen, um vom Wohnungsmarkt unabhängig zu sein. Sie kaufen sich ein Auto, fahren selbst, um nicht von der Bahn abhängig zu sein. Sie kaufen sich einen Laptop mit E-Mail-Programm und verschicken ihre Briefe selbst, um nicht mehr von der Post abhängig zu sein. Sie kaufen ein iPhone mit Fotofunktion und einen Farbdrucker, um nicht vom Fotografen oder vom Fotogeschäft abhängig zu sein. Oder anders ausgedrückt: Die Leistungserstellung verlagert sich wieder zurück vom öffentlichen Bereich in den privaten, von der Marktwirtschaft in die Hauswirtschaft.


    Neben der Freiheit und Unabhängigkeit, die ein eigenes Haus, ein eigenes Auto, ein eigenes Postfach bietet, steckt hinter Do-it-yourself eine weitere Motivation beziehungsweise Triebkraft. Sie ist verbunden mit dem umstrittenen Stichwort »homo oeconomicus«: Die gängigen Wirtschaftstheorien unterstellen dem Menschen bei der Entscheidungsfindung den homo oeconomicus. Der Terminus technicus dazu lautet Nutzenmaximierung. Dem homo oeconomi­cus wird rationales Verhalten unterstellt, in der Realität entscheidet sich der Mensch jedoch häufig jenseits aller Vernunft. Wenn man sich den Bau eines teuren Einfamilienhauses betrachtet, ist es mit der finanziellen Rechenbarkeit und Vernunft einer rationalen Entscheidung auch nicht weit her. Nicht selten wäre es für manch einen billiger, seine Fahrten mit dem Taxi zu unternehmen, anstatt sich für die paar Kilometer im Jahr ein großes Auto in die Garage zu stellen. Hier entscheidet nicht der homo oeconomicus, sondern der homo liberis. Hier spielen die Entscheidungsfreiheit, die jederzeitige Verfügbarkeit, das positive Gefühl der Jederzeitigkeit und die Gewissheit, nicht warten zu müssen, eine große beziehungsweise eine größere Rolle. Es gibt also neben dem homo oeconomicus einen homo liberis, aber auch einen homo securis (den Sicherheitsuchenden). Aber damit ist die Aufzählung nicht zu Ende, denn es gibt den homo ludens (den Spieler), den homo illusorus (den Eitlen) oder den homo frivolus (den Lüstling). Und sicherlich gibt es noch mehr Eigenschaften, die in uns stecken und die sowohl Kaufentscheidungen als auch Verhaltensentscheidungen beeinflussen. Die Verhaltensökonomik hat auch noch Herdenverhalten und Gruppendynamik als Phänomene ausgemacht. Zwei der wichtigsten Entscheidungstypen sind bisher nirgendwo aufgetaucht, es sind der homo opulentus (der Reiche) und der homo poverus (der Arme), wobei bei Letzterem das rationale Verhalten stärker ausgeprägt ist als bei Ersterem. Der Arme muss rechnen, ist immer unter Druck, der Reiche schwelgt im Luxus, indem er sich das Rechnen überwiegend schenkt, vor allem, wenn, es um seine Freiheit geht.


    Egal ob es wegen der Kostenersparnis oder wegen der Freiheit geschieht, es ist ohne Weiteres erkennbar, dass die Do-it-yourself-Bewegung dem Wachstum des Bruttosozialprodukts entgegenarbeitet. Bei gleichbleibendem Wohlstand könnte es auch sinken.


    Viele Menschen spüren oder erkennen allmählich auch, dass das System »Immer mehr Wachstum« dabei ist, sich zu Tode zu laufen, dass dieses System nur deshalb weiterläuft, weil wir in fremde Märkte expandieren und wir uns von dort die Wachstumsimpulse holen. Aber wie lange noch? Ewig kann unser Exportwachstum bei Edel-Automobilen und Edel-Maschinen nicht anhalten. Natürlich steigert der Export hochwertiger Maschinen den Wohlstand in Drittländern. Deshalb wäre es Unsinn, das offene System insgesamt aufzuhalten oder zu beenden, aber erforderlich ist es, die zwanghafte Wachstumsspirale im Inland zu beenden und damit auch die Abhängigkeit von den Exporten zu verringern. Diese Aufgabe stellt sich der Wirtschaftswissenschaft. Sie lautet explizit: Wie stelle ich im Wirtschaftssystem ein inneres Gleichgewicht her, das uns vom Wachstumszwang befreit und dennoch auf Dauer (also nachhaltig) zu einer halbwegs gerechten Einkommensverteilung führt?


    Als Ergebnis kann man dennoch feststellen: Eine arbeitsteilige Wirtschaft gibt es auch ohne Markt, nämlich die soeben beschriebene Eigenwirtschaft, die durch die Initiative des Einzelnen im Wettbewerb zur Fremdwirtschaft steht, aber es gibt keinen Markt ohne Arbeitsteilung. Der Markt beherbergt die Schlüsselfunktion der arbeitsteiligen Fremdwirtschaft, ist Arbeitsteilung mit Fremden.


    Eine Betrachtung der längerfristigen Entwicklung des Phänomens Arbeitsteilung lässt eine weitere Schlussfolgerung zu: Während der Mensch ursprünglich in eigenwirtschaftlicher Arbeitsteilung sich innerhalb der Bauernhöfe selbst versorgt hat, haben die Transportwege und -möglichkeiten der Neuzeit vermehrt zu einer fremdwirtschaftlichen Arbeitsteilung geführt, insbesondere zur Spezialisierung bei der Herstellung transportabler Güter, beispielsweise bei Textilien. Mit zunehmendem Wohlstand und der Versorgung langlebiger Wirtschaftsgüter kehrt sich der Trend um: Do-it-yourself heißt »Mach es wieder selbst«. Es ist nicht mehr der Lokomotivführer, der die Massen über die Distanzen bewegt, sondern der Autofahrer selbst. Nur wo es nicht anders geht – beim Fliegen – bedient man sich eines Kapitäns. Es ist nicht mehr das Hausmädchen, das die niederen Arbeiten macht, sondern der Staubsauger, die Waschmaschine, die Spülmaschine. Die niederen Arbeiten fallen zunehmend weg, weil der Einzelne sein reales Sozialprodukt vergrößern kann: Durch die Ersparnis von Löhnen oder anderen Kosten für Dienste hat er Geld übrig, das er anderweitig verwenden kann. Der homo oeconomicus – vornehmlich eine Erscheinungsform derjenigen, die weniger Geld zur Verfügung haben und sich weniger Marotten leisten können – schlägt unbarmherzig zu. Sein erhöhtes eigenes Einkommen in Verbindung mit dem erhöhten Einkommen anderer sorgt dafür, dass er gedrängt ist, den Prozess der Arbeitsteilung wieder rückgängig zu machen und dem anderen sozusagen den Job wegzunehmen.


    
      3.5 Kapital versus Markt

    


    Man könnte diese Gesetzlichkeit auch so interpretieren: Der Mensch scheut die Öffentlichkeit und hat die Tendenz, sich ins Private zurückzuziehen. Wer dadurch benachteiligt wird, ist klar: Der Kaufmann, das heißt, am Ende gewinnt das Private, das Kapital die Oberhand, der Markt verliert. Der Wohlstand erzeugt seinen Verfall selbst! Als Ausweg aus der Misere haben Politik und Wissenschaft einen höheren Bildungsstand ersonnen. Ein echter Ausweg kann das erkennbar nicht sein. Aber es ist auch nicht so, wie Karl Marx das erkannt haben wollte. Das Kapital gewinnt, aber es ist nicht Kapital in den Händen weniger, sondern es ist Kapital in den Händen vieler. Sie ziehen aus dem Kapital den direkten Nutzen, ohne jemanden zu beteiligen. Es wird immer weniger Nachfrage an den Markt gestellt. Man kann mit einem erhöhten Bildungsniveau die Sache etwas kompensieren – aber nicht aufhalten. Der Druck auf dem Markt wächst, aber die Nachfrage geht zurück, weil die Privatsphäre vieler Angebote auf den Märkten nicht mehr bedarf. Die Leute haben alles! Sichtbares Zeichen ist der Wettbewerbsdruck unter den Berufseinsteigern, die sich billig anbieten müssen, geradezu erniedrigen müssen, um bestens ausgebildet schlecht bezahlte Jobs zu bekommen.


    Der Protest spiegelt sich bei den Piraten wider, die die kreative Massenproduktion goutieren wollen, ohne sie zu bezahlen (pirate use). Dahinter steckt keine Bösartigkeit, keine Ignoranz, sondern die Unfähigkeit der Gesellschaft, die Generationengerechtigkeit herzustellen. Ein heute Dreißigjähriger hat wesentlich geringere Chancen, sich aus eigener Kraft ein eigenes Haus zu erarbeiten, als das seine Vätergeneration konnte. Ist ja auch einfach zu erklären. Eine Generation, die nach einem Krieg Aufbauarbeit leistet, um einen Grundbedarf an Wohnraum für eine Bevölkerung zu schaffen, braucht sich um Nachfrage nicht zu kümmern. Selbst die nächste Generation, bei der neue Geschäftsfelder über die Grundversorgung hinausgingen, hatte es noch vergleichsweise leicht. Nach dem Haus brauchte jeder ein Auto, einen Sommerurlaub, eine schöne Möblierung, und man entwickelte in der Mode und beim Essen einen differenzierten Geschmack, der über den Tweedmantel und den Sauerbraten hinausging. Italienische Mode war angesagt und französische Küche. Heute gibt es alles. Wohlstand für alle ist möglich, aber nicht gegeben. Eine Einkommensschere hat sich geöffnet, weil der Rückgang der Nachfrage im Zuge der Öffnung der Grenzen (Globalisierung) mit einem neuen, billigeren Überangebot zusammenfällt. Zu Preisen von vier bis acht Euro, inklusive 19 Prozent Mehrwertsteuer, für modische Wäscheteile kann sich in Deutschland niemand mehr wirtschaftlich erfolgreich an die Nähmaschine setzen. Aber diese Teile werden angeboten und verkauft. Sie kommen über Luft- und Wasserwege aus Billiglohnländern und werden von Turnschuh-Unternehmern in weißen Transportern an die Haushalte ausgeliefert. Nichts wächst in Deutschland so stark wie die Logistik, die Verteilung von Gütern, die im Rahmen der Arbeitsteilung weltweit produziert werden. Auf der Strecke bleiben hiesige Hersteller und Regionen, die nicht das Glück haben, einen der großen Premium-Automobilproduzenten oder Maschinenbauer (hidden champions) oder deren Zulieferer zufällig in ihrer Region beheimatet zu haben. Dann werden ganze Regionen zu Opfern der globalen Arbeitsteilung und ihrer Effizienzgewinne.


    Natürlich haben die Piraten keinesfalls recht, wenn sie das Urheberrecht infrage stellen, weil sie dadurch nur noch alles schlimmer machen. Dann verdienen auch viele Kreative gar nichts mehr. Wenn sie sich mit der jetzigen Strategie durchsetzten, würde alles noch viel schlimmer. Aber der, der den Missstand anprangert, muss als Betroffener nicht auch die Lösung liefern. Dafür wäre die Wissenschaft da, insbesondere die Wirtschaftswissenschaft. Und die versagt.


    Fatal ist beispielsweise außerdem, dass im politischen oder wirtschaftswissenschaftlichen Bereich von Wirtschaft immer nur dann gesprochen wird, wenn es sich um Fremdwirtschaft handelt. Dabei geht unter, dass es sich auch bei der Eigenwirtschaft um Wirtschaft handelt, egal ob arbeitsteilig oder nicht, wenn auch »nur« Hauswirtschaft, weil eben dort eine Unzahl von Gütern und Leistungen erbracht werden, die der Versorgung dienen. Da der Einzelne jedoch im Bereich der Hauswirtschaft oder Eigenwirtschaft arbeitet, ohne dass er seine Kosten berechnet, beziehungsweise ohne dass sich dort effektive Eigenkosten errechnen lassen, entzieht sich diese Ökonomie der ökonomischen Betrachtung. Es ist ähnlich wie bei der Berechnung der Kosten für den Naturverbrauch. Da gibt es immer wieder die Forderung, dass diese Kosten eingepreist werden müssen. Diese Forderung ist unsinnig, weil es sich um absolute Werte handelt, die verbraucht werden, und nicht um welche, die man mit Tagespreisen beziehungsweise Knappheitspreisen auf Märkten auch nur annähernd erfassen kann.


    Die Schaffung eines verbesserten Index’ für Wohlstand kann deshalb nur in Realwerten oder geldunabhängigen, gewichteten Indizes erfolgen, nicht in pekuniären Größen. Ein solcher Ansatz ist unter den bisherigen Versuchen aber nicht zu entdecken.14


    
      3.6 Das Janusgesicht des Kaufmannes

    


    Mit dieser Überschrift gemeint ist hier natürlich nicht nur der Einzelkaufmann, sondern auch der Betrieb oder das Unternehmen, das im Rahmen der Arbeitsteilung als Anbieter auf einem Markt tätig ist. Der gute Kaufmann ist ein Zahlenmensch. Er rechnet von morgens bis abends, denn sein zentrales Ziel ist die Geldmehrung. Morgens rechnet er, was er an Ware auf den Markt gebracht hat, abends zählt er das Geld in der Kasse. Es gibt keinen erfolgreichen Kaufmann, der nicht rechnet. Das klingt nicht besonders sympathisch, aber es spiegelt das wider, was auf dem Markt geschieht.


    Der öffentliche Markt ist die Front, wo sich der Kaufmann bewähren muss, ist der Platz, an dem die Geldmehrung stattzufinden hat. Aber der Kaufmann hat eine zweite Bewährungsfront im Hinterland, also dort, von wo der Kaufmann seine Ware bezieht, wo er einkauft oder wo er produzieren lässt, sein soziales Umfeld, die Firma und ihre Umgebung. Der Kaufmann, der draußen an der Front viel verdient, hat es leichter, im privaten Hinterland freundlich und beliebt zu sein. Das kann Großzügigkeit gegenüber Mitarbeitern sein, aber auch Großzügigkeit gegenüber Lieferanten. Ich kenne nicht wenige Kaufleute, die am Markt gegenüber Dritten hart und unnachgiebig sind, und die sich nachher im Umgang mit ihrem sozialen Umfeld als spendabel, warmherzig und besorgt herausstellen, die nichts anderes als das Wohl ihrer Mitarbeiter im Kopf haben. Aber eine solche Großzügigkeit geht eben nur, wenn die Marge stimmt, wenn Manövriermasse da ist, wenn nicht die Sorge vor Verlusten die erste Triebkraft ist.


    Der gute Unternehmer kennt die Kräfte, die er freisetzt, wenn er seine Mitarbeiter als seine Glieder sieht, die umso motivierter sind, je besser er sie behandelt und umsorgt. Das ist nur an der Front, auf dem Markt der Fall. Wenn man die politische oder wissenschaftliche Sicht auf den Markt fokussiert und man das Hinterland ignoriert, dann ist das so falsch wie die beschränkte Sicht durch die Brille des homo oeconomicus, bei der die anderen homines (ludens, prosperus, poverus et cetera) ignoriert werden.


    
      3.7 Zusammenfassung

    


    Die Wirtschaft besteht aus zwei Welten, einer großen Welt der Haus- und Betriebswirtschaft und sonstiger Organisationen (Kirchen, Universitäten, Institute, Verbände et cetera). Das sind die Bereiche, in denen die Produkte und Leistungen erstellt werden. Die zweite Welt ist die Welt der Märkte, auf denen die Leistungen und Produkte getauscht werden, also konkret angeboten und nachgefragt. Die gedankliche Trennung von Ökonomie und Katallaxie offenbart ihre Eigenheiten und erlaubt es, die Regeln, das Verhalten und die Charakteristika eindeutig zuzuordnen: Der Markt lebt vom Egoismus, der Betrieb von Egoismus und Altruismus, Egoismus nach außen unter Wahrnehmung der Rechte, die aus dem Eigentum fließen, Altruismus im Innern beim Zusammenwirken der Teile von Gemeinschaften. Gemeinschaften können sich auch mehrstufig bilden, zum Beispiel als Kartelle.


    
      
        13 »Lebensqualität – Wie lässt sich Wohlstand messen?«, Christoph M. Schmidt und Nils aus dem Moore, in: »Die Wohlstandsfrage«, Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (Hrsg.), Berlin 2012, S. 55 ff.
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      4. Kauf und Geschäft (occupy business)

    


    Nach den allgemeinen Betrachtungen über den Tausch und die Arbeitsteilung folgt nunmehr eine detailliertere Analyse dessen, was sich auf einem Markt abspielt.


    Der zentrale Vorgang auf dem Markt ist der Kauf. Der Kaufvertrag ist die juristische Bezeichnung für den Vorgang, der dem Tauschgeschäft zugrunde liegt. Bei uns finden jeden Tag auf Zigtausenden von Märkten Millionen von Tauschvorgängen und Kauftransaktionen statt. Die Juristen haben diese Vorgänge im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) detailliert normiert, damit sie im Alltag ohne Streit ablaufen. Unser deutsches BGB wurde am 1. Januar 1900 wirksam. Für uns interessant daran ist, dass die Juristen, aufbauend auf dem Römischen Recht, wichtige Vorarbeit für das Verständnis der Wirtschaft geleistet haben. Und: Die Einführung des Kaufrechts war damals wie Schmierseife für die Wirtschaft. Endlich gab es Rechtssicherheit und -klarheit!


    
      4.1 Der Kaufvorgang

    


    Im Detail kann man beobachten, wie der Kaufvorgang auf dem Markt funktioniert: Der Verkäufer präsentiert seine Ware, der Käufer schlendert daran vorbei, betrachtet die Ware, erkundigt sich nach dem Preis, also der relativen Wertigkeit im Vergleich zu allen anderen Waren, und entschließt sich zum Kauf. Der erste Vorgang ist die Einigung zwischen ihm und dem Kaufmann über eine Transaktion, sprich einen Kauf. Bei dieser ersten Einigung, bei diesem Einigungsvertrag, entstehen – wie bereits im vorigen Kapitel ausgeführt – zwei Ansprüche: Ein Anspruch steht dem Käufer zu, nämlich die Übergabe der Ware durch den Verkäufer. Der andere Anspruch wurde auf der Seite des Verkäufers generiert: der Anspruch auf Übergabe des Geldes. Beides soll üblicherweise beim Tagesgeschäft Zug um Zug geschehen. In Summe nennt man diesen ersten Vorgang Verpflichtungsgeschäft.


    Mit der Entstehung der beiden Ansprüche, der Verpflichtung, ist nach außen erst einmal noch gar nichts passiert, weil ja die Erfüllung der Ansprüche, die beiden Übergaben, also nicht stattgefunden haben. Diese gedankliche Trennung von Einigung und Übergabe (Erfüllung), von zwei Vorgängen, die ja Sekunden oder Jahre auseinanderfallen können, nennen die Juristen Abstraktionsprinzip. Dieses Auseinanderfallen von Verpflichtungsgeschäft und Erfüllungsgeschäft ist die rechtliche Grundlage aller unserer Milliarden von Versand-, Fern- und Internetgeschäfte. Erst das Abstraktionsprinzip macht den Kaufvorgang transparent.


    
      4.2 Die doppelte Buchung

    


    Nach dem Prinzip der Gleichwertigkeit (Synallagma) und dem Abstraktionsprinzip ist ein weiteres Faktum bei der Durchleuchtung der Marktvorgänge wichtig: Der Kaufvorgang auf dem Markt ist ein gewerblich kaufmännischer Vorgang, das heißt, er wird buchhalterisch festgehalten. Die Buchhaltung, also das Zahlenwerk des Kaufmannes, ist seine Bibel. Bei allen Geschäften des Kaufmanns läuft sozusagen immer die Rechenmaschine mit, ein Vorgang, der ja stets auch für die Haushalte empfohlen wird, der ja sozusagen selbst der Haushalt ist. Beim Staat ist er vorgeschrieben.


    Die Buchhaltung des Kaufmannes, in Geldeinheiten gerechnet, ist der gemeinsame Nenner von Betriebswirtschaft und Volkswirtschaft beziehungsweise von Betriebswirtschaft und Haushaltswirtschaft. Sie ist das Bindeglied.15 Aus ihren Buchungen geht am Ende in der Summe eine volkswirtschaftliche Gesamtrechnung hervor, die in Geldeinheiten gerechnet wird.


    Genau an dieser Stelle offenbart sich die Beschränktheit des Systems: Nur das Gut, das irgendwo Marktdurchgang hatte, also überhaupt rechnerisch durch die Tätigkeit eines Kaufmannes oder einer Institution, zum Beispiel des Staates, erfasst wurde, geht in eine volkswirtschaftliche Gesamtrechnung ein. Wenn beispielsweise von »wirtschaftlichem Wachstum« gesprochen wird, dann ist das in keiner Weise die Mehrleistung, die den Menschen tatsächlich zur Verfügung steht, sondern es ist die Zuwachsrate der in Geld bewerteten Lieferungen und Leistungen, die im Rahmen arbeitsteiligen Leistungsaustausches über die öffentlichen Märkte bewegt wurden. Nicht-pekuniäre Leistungen bleiben außen vor. Über deren Bedeutung wurde bereits gesprochen.


    Die Einzelheiten der buchhalterischen Bearbeitung müssen beschrieben werden, weil nur so erkannt werden kann, wo sich die Schwächen des Systems befinden. So kurz wie möglich: Mit jeder Transaktion auf dem Markt sind zwei buchhalterische Aktionen verbunden. Jede dieser Aktionen besteht auch wieder aus zwei einzelnen Buchungen. Es sind also nicht nur einer, sondern zwei doppelte Buchungssätze, die der Kaufmann, also der Anbieter einer Ware auf einem Markt, bei einer Transaktion tätigt: Der erste doppelte Buchungssatz betrifft die Einnahme, den Geldeingang, den Umsatz. Die Buchung lautet: »Umsatz an Kasse (oder Forderung)«. Diese erste der doppelten Buchungen spiegelt die Geldbewegung wider, beginnend mit dem Umsatz, den Geldeinnahmen. Die Gegenbuchung erfolgt in der Kasse oder auf dem Konto »Forderungen«, das heißt, der Barbestand in der Kasse wächst mit dem Umsatz oder der Bestand an Forderungen, wenn nicht sofort bezahlt wurde. Der Umsatz erscheint bei der Tagesabrechnung (beziehungsweisePeriodenabrechnung Monat oder Jahr) in der Gewinn- und Verlustrechnung (GuV).


    Die zweite doppelte Buchung lautet »Wareneinsatz« an »Warenbestand«. Der zweite Buchungssatz hält die Minderung des Warenbestandes im Lager fest und erscheint als Gegenbuchung in der Gewinn- und Verlustrechnung als »Materialkosten«. Nur wenn beide Buchungen erfolgt sind, ist die Transaktion, der Kaufvorgang, insgesamt buchhalterisch abgebildet.


    Das Ergebnis dieser Buchungen ist zum einen die jeweilige Summe der Transaktionen. Die wichtigste Summe ist der Umsatz, die Summe der Geldeinnahmen, die zweite Größe ist der Kassenbestand, der Bestand an Bargeld (oder der Bestand an Forderungen), die dritte Größe ist der Materialeinsatz in Geld gemessen und schließlich der restliche Warenbestand. Aus der Differenz zwischen Umsatz und Materialeinsatz ergibt sich der Rohertrag. Der Kaufmann weiß sofort, welche Marge, also welchen Bruttoüberschuss, er hat. Diese Marge ist sein Profit, wenn man von den allgemeinen Kosten absieht.16


    Das, was der Kaufmann als Profit oder Marge kennt, kann auch mit dem hier schon früher benutzen Begriff der Wertschöpfung bezeichnet werden. Die Wertschöpfung ist der Mehrwert, der durch irgendeine Leistung materiell erzeugt wird und der dann auf dem Markt im (erneuten) Tausch realisiert wird. Die Wertschöpfung des Bauern ist die Differenz zwischen seinem privaten Waren- und Personaleinsatz (Saatgut und Landarbeiter) und seinem Erlös für die Ernte am öffentlichen Markt.


    Wobei auch hier noch einmal darauf hingewiesen werden darf, dass auch Eigenverbrauch aus der Ernte befriedigt wird, aber die dafür geernteten und verbrauchten Güter nur einen Wert an sich darstellen. Eine Wertschöpfung im kaufmännischen Sinne ist damit nicht verbunden. Bei diesen Einnahmen in Form von Realgütern ist es wie beim Umweltverbrauch: Eine Einpreisung ist zwar möglich, aber unsinnig. Natürlich kann man einen beliebigen Marktpreis nehmen und sagen, die empfangene Leistung oder das verbrauchte Gut ist soundsoviel wert. Aber welcher Marktpreis ist objektiv der richtige? Der von nebenan oder ein anderer? Und beim Umweltverbrauch ist es noch irrationaler: Welchen Preis soll man nehmen, den von heute oder den von in zehn Jahren?


    
      4.3 Wertschöpfung und Wohlstand – Gewinn macht Sinn!

    


    Bis jetzt war die ganze Betrachtung wertfrei, weil das Ziel des ganzen Markt- und Umlandgeschehens noch unscharf beschrieben wurde. Die Markttransaktion oder der Tausch unterliegt dem Synallagma, also der Gleichwertigkeit. Der Umsatz und die Kosten werden in zwei Schritten und noch einmal in zwei Schritten verbucht. Die Leistung ist mit der empfangenen Leistung identisch, die Gegenleistung in gleicher Weise. Der Sinn und Motor des Marktgeschehens liegt im Mehrwert, in der Wertschöpfung, im Profit.


    Aber was ist das Gute daran? Worin liegt das Prinzip, das das egoistische/altruistische System rechtfertigt? Ist es so, wie Adam Smith sagt, dass alle für sich wirtschaften und aus dem egoistischen Zusammenwirken der Nutzen für alle wird, und dass es des Marktes bedarf, um dieses Optimum herzustellen? Marktwirtschaft über alles?


    Ich glaube das nicht. Der Kern des Wohlstandes liegt nicht primär im Tausch, nicht in der Arbeitsteilung unter Fremden. Der Kern des Wohlstandes liegt in der Haus- und der Betriebswirtschaft, also dort, wo die Leistungen erbracht werden. Jetzt mag man einwenden, dass die betrieblichen Leistungen sinnlos sind, wenn Sie am Markt keinen Käufer finden. Das ist zwar im ersten Moment sicherlich nicht falsch gedacht, aber am Ende doch, wenn das Prinzip offen liegt, das dem Wirtschaften zugrunde liegt. Prinzipielle Überlegungen müssen von der Ausgangssituation ausgehen, wie sie hier auch schon einmal in anderem Zusammenhang ausgeführt wurden. Ergo: Die Ausgangssituation ist der selbstversorgende Bauernhof. Natürlich kann man jetzt sagen, die Zeit ist längst vorbei und die Verhältnisse haben sich geändert, aber es ist wieder einmal so, dass man die Extrempositionen gegenüberstellen muss, um die Prinzipien zu erkennen. Deshalb weiter: Vor etwa 200 Jahren lebten noch 95 Prozent der Bevölkerung auf dem Lande. Die agrarische Gesellschaft bestand in erster Linie aus Selbstversorgern, die ihren Zehnten oder mehr an den Lehnsherren abliefern mussten, die teilweise auch noch Leibeigene waren, in manchen deutschen Ländern bis in die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts.


    Was nun macht den Wohlstand einer solchen Betriebseinheit Bauernhof aus? Doch wohl das, was sie an Viehbestand hat, an Ackerflächen, die sie bebaut, an Produkten, die sie für sich produziert, über Winter auf Lager legt oder was sie an Leistungen in Gebäude und Stallungen investiert. Auch hier taucht schon wieder das Phänomen auf, dass sich der Wohlstand nicht in Geld messen lässt. Bei dem beschriebenen Selbstversorger konnte man von Wohlstand vielleicht noch gar nicht reden. Vielleicht waren damals die Zustände im 8. Jahrhundert nach Christus auf dem Lande noch annähernd so, wie sie im historischen Roman Die Päpstin von Donna Woolfolk Cross so eingehend und drastisch beschrieben wurden. In einem Interview sagte Donna Cross: »Wir sollten uns heute alle als Lotto-Millionäre sehen, wenn man die brutalen Verhältnisse betrachtet, unter denen die Menschen damals gelebt und gelitten haben.«17 Dennoch: Man kann doch sagen, dass die Menge an produzierten Gütern, vor allem an Lebensmitteln, wie Milch, Eier, Weizen, Rüben, also die Realmengen als Gradmesser für Wohlstand anzusehen sind. Je besser so ein Hof organisiert beziehungsweise geführt war, je besser die innere Zusammenarbeit, die Gemeinschaft arbeitsteilig – oder auch nicht – funktionierte, desto höher war der Erfüllungsgrad des erreichbaren Wohlstandes.


    Das Prinzip, das dahinter steht, ist primär der totale Egoismus des Hofbauern, ausgelöst durch den Überlebenstrieb des Menschen. Jeder ist sich selbst der Nächste. Der Hof wirtschaftet für sich und sonst niemanden. Diese Art von Haus- und Betriebswirtschaft ist die Ausgangslage. Die nächste Stufe ist die, in der sich die Dorfbewohner, die sich alle seit Urzeiten kennen, zusammensetzen und im Rahmen ihrer Dorfgemeinschaft überlegen, wie sie durch irgendeine Art von Arbeitsteilung den Wohlstand des Einzelnen erhöhen können. Üblicherweise war es irgendeine Art von Spezialisierung, die innerhalb der Gemeinschaft zum Austausch von Leistungen führte. Das konnte einfach im Tausch geschehen, ohne dass schon Geld eine Rolle spielen musste. Aber noch immer war die Betriebseinheit als Produktionseinheit in ihrem Denken und Handeln ausschließlich egoistisch, auf den maximalen Ertrag ausgerichtet, abgemildert durch das Verhalten gegenüber besten Freunden oder nahen Verwandten, zu denen man ein gutes Verhältnis hatte.


    Im Innenverhältnis wurde darauf geachtet, dass jeder seine Arbeitsleistung ablieferte, sonst bekam er nichts, zugleich wirkte aber auch das, wozu der Mensch in kleinen Gruppen genetisch veranlagt ist: der Altruismus, die Sorge und das Wohlwollen für den Anderen. Bei längerer Zusammenarbeit wirkte der Altruismus auch gegenüber Dritten, man verbündete sich nach außen gegenüber Dritten, um die eigene Existenz und die des anderen zu sichern. Aus der Solidarisierung mit anderen wurde die Erfahrung geboren, dass derlei Bündnisse zusätzliche positive Effekte hatten, Gewinne abwarfen, denn die größere Einheit sicherte ab gegen Versorgungsschwankungen und machte stärker gegenüber Dritten. An der rein egoistischen Grundposition änderte sich nichts.


    Der nächste Schritt der Entwicklung war, dass der Bauer die Arbeitsteilung auf Wochenmärkten nutzte, um seine Versorgungslage zu verbessern. Einen Teil seiner Produktion verbrauchte er selbst, einen Teil tauschte er mit Nachbarn, einen Teil verkaufte er auf dem Markt, um mit dem so erworbenen Tauschmittel Geld seine Versorgungslage noch einmal zu verbessern. Wichtig war, dass der reale Wert dessen, was er an Geld und Waren auf dem Markt erwarb, höher war als der reale Wert der Ware, die er auf den Markt gekarrt hatte, und wofür er das Geld bekommen hatte. Der Auftritt auf dem Markt diente allein der Vergrößerung des eigenen Wohlstandes. Die Arbeitsteilung über den Markt brachte Gewinn. Da alle Marktteilnehmer stets auf den persönlichen Gewinn aus waren und suchten, diesen zu maximieren, um den Wohlstand auf dem Hof zu mehren, entstand aus der Summe des egoistischen Treibens der maximal mögliche Wohlstand.


    Seinen Höhepunkt erreichte das egoistische System mit der Industrialisierung und einer Art totaler Arbeitsteilung. Ein Betrieb, der in keiner Weise mehr realer Selbstversorger ist, mutiert zum finanziellen Selbstversorger. Wobei es auch in unserer Zeit da noch Mischsysteme gibt, die aber immer mehr in den Hintergrund geraten. Dazu gehören beispielsweise die wichtigen Jahreswagen der Beschäftigten der Automobilindustrie. Sie werden verbilligt abgegeben, sodass das Auto für den Mitarbeiter der Autofabrik im Prinzip kostenlos ist. Der Staat sieht das als unversteuertes Einkommen und verlangt deshalb zum Ärger aller davon seinen Anteil. Der Betrieb beziehungsweise der Inhaber als finanzieller Selbstversorger hat nunmehr die Aufgabe, das eingenommene Geld an die zu verteilen, die sozusagen bei ihm mit am Tisch sitzen. Die in Teilen altruistische Solidargemeinschaft Betrieb bleibt nach außen egoistisch und zur Gewinnmaximierung verpflichtet.


    Das Ergebnis dieser Entwicklung lautet: Alle Betriebe, so wie im Ursprung und noch heute alle Haushalte, arbeiten nur für sich und für ihre Mitarbeiter, niemand arbeitet für andere oder für den Verbraucher. Die Maximierung aller Gewinne schafft für die Gesellschaft insgesamt den maximalen Wohlstand, weil die Einnahmen der Betriebe die Mitarbeiter reich machen. Deren Einnahmen werden an anderer Stelle zu Ausgaben. Also: Je mehr florierende Betriebe und Unternehmen, desto besser. Welch eine Freude für alle Beteiligten: die Teilhaber, die Mitarbeiter, der Fiskus, die Gewerkschaften.


    Das Ergebnis ist nicht zu verwechseln mit einer nachfrage- oder angebotsorientierten Wirtschaftspolitik, weil es in den vorstehenden Überlegungen keine Differenz gibt zwischen Einnahmen und Ausgaben, Nachfrage und Angebot. Hier heißt das Ergebnis: Der reiche Betrieb macht die Gesellschaft reich. Je höher der Mehrwert, auch Marge genannt, ist, umso erfolgreicher ist der Kaufmann für sich und die Gesellschaft. Sein Einzelgewinn, seine Einzelmarge, addiert sich in der Wertschöpfungskette zum Gesamtgewinn einer Volkswirtschaft. Was bedeutet: Der Kaufmann ist der arbeitsteilige Wohlstandserzeuger. Je mehr Marge er nach Hause bringt, umso besser geht es dem Hinterland des Marktes, den Betrieben und Haushalten (wozu auch der Staatshaushalt gehört). Der Kaufmann, der höhere Preise durch Abreden mit Mitbewerbern erzielen kann (die dadurch auch mehr verdienen), verschwört sich nicht gegen die Verbraucher, wie Adam Smith meinte, sondern erhöht das Gesamtwohl!


    Letzteres ist in der arbeitsteiligen Wirtschaft buchhalterisch ermittelt, ist insofern eigentlich nicht angreifbar. Allerdings ist die Beantwortung der Frage offen, woher das Geld kommt, das dann zu Umsatz wird. Denn die Menschen, die die Produkte und Leistungen bezahlen, müssen ja irgendwo eine Leistung erbracht haben, die ihnen so viel Geld gebracht hat, dass sie die Produkte und Leistungen auch bezahlen können. Hier kommt der Begriff des Geldkreislaufes ins Spiel, der sich so erklärt:


    Man könnte mit Shakespeare antworten: Halb zog sie ihn, halb sank er hin. Wer Geld in der Tasche hat, um sich etwas zu leisten, gibt es aus, wodurch ein anderer in die Lage versetzt wird, eben dieses Geld für etwas anderes auszugeben. Wer Geld gegen Leistung anbietet (der Arbeitgeber), kann die Produkte erzeugen, und er gibt den Leuten gleichzeitig ausreichend viel Geld, damit diese sich die Produkte leisten können. Aus dem Leistungsantrieb wird Geld und die Möglichkeit, das Geld in die Wirtschaft zurückzugeben. Wer eine hohe Wertschöpfung generiert, verleitet auf der Marktseite die Leute dazu, eine viel höhere Leistung in Geld abzuliefern, als das Produkt dem Hersteller in Form seiner Kosten abverlangt hat. Der Kaufmann errechnet diesen Gewinn allabendlich. Beim Kaufmann wird das Geld entweder gleich zur Nachfrage nach Arbeitnehmern oder später an anderer Stelle wieder zur Nachfrage nach sonstigen Gütern, zum Beispiel Investitionen. Es verteilt sich, es erzeugt den Geldkreislauf.


    Entscheidend ist, dass der Nachfrager bereit ist, die Mehrleistung zu erbringen! Das kann, wenn der Kaufmann/Unternehmer zu niedrige Löhne zahlt, Ausbeutung sein, ist aber im Normalfall nur ein gesunder Anreiz auf beiden Seiten: Beim Kaufmann, Gewinn zu machen und beim Konsumenten, für sein Geld zu arbeiten, das heißt Leistung zu erbringen, das Geld auch zu verdienen. Der Kaufmann ist der Motor, der durch seinen Einsatz, auch seine Risikobereitschaft, den Wohlstand durch Wertschöpfung generiert. Die Folge ist der Anreiz zu Gegenleistung, die Wertschöpfung durch Gegenleistung. Die beiderseitige Wertschöpfung ist in der Summe der Anteil am Wohlstand, der über die arbeitsteiligen Märkte erzeugt wurde.


    Wer die Wertschöpfung vernichtet, vernichtet Wohlstand, weil er über niedrigere Preise auf der Seite des Nachfragers die Leistungsbereitschaft zerstört – und auf der Seite des Anbieters sowieso, weil der nichts mehr verdient. Wer alles umsonst bekommt, lebt im Schlaraffenland und tut gar nichts mehr. Der Sünder ist der Staat, der Preise heruntersubventioniert und damit Leistungen verschenkt, die durch die Leistung anderer erbracht wurden. Der Sünder ist aber auch der Staat, der Preisvorschriften macht, die niedriger sind als die erzielbaren Preise, weil auch hier beiderseits Leistungsbereitschaft beziehungsweise -potenzial vernichtet wird. Der Staat ist auch Sünder, wenn er seine Wirtschaft nicht vor subventionierten Importen schützt oder vor »chinesischen Billigprodukten, die den Markt zerstören«.18 Exemplarisch zu nennen wären die deutschen Hersteller von Solarzellen (aber auch viele andere, die der deutsche Maschinenbau mit erstklassigen Maschinenparks ausgestattet hat).


    Darin steckt auch die Erkenntnis, dass die Millionen oder Milliarden von Verbrauchern, die wachen Auges über die Märkte laufen, als Gegenkraft die Kreativität der gewerblichen Anbieter, also der Kaufleute und ihrer Gehilfen, herausfordern. Letztlich ist jeder Kunde eine Herausforderung, weil er seine Interessen – eben auch an der Front – genauso unbarmherzig verfolgt wie der Kaufmann. Der Verbraucher ist aber viel flexibler.


    Keine Wohlstandserzeuger, sondern Wohlstandsvernichter sind deshalb all diejenigen, die nichts anderes im Kopf haben als niedrigere Preise. Sie sind diejenigen, die aktiv verhindern, dass die Kaufleute auf den Märkten ordentliche Margen verdienen, Gewinne machen, und die dadurch dem Hinterland, den Betrieben, den Geldhahn zudrehen. Sie nehmen dem Kaufmann beziehungsweise Unternehmer das Geld weg, das er braucht, um dort allgemeinen Wohlstand (auch durch hohe Steuerzahlungen) zu verbreiten.


    Seitdem der sogenannte Verbraucherschutz vonseiten des Staates systematisch betrieben wird, sind wir dabei, systematisch unser Prekariat zu erzeugen. Zu den Tätern des aktiven Verbraucherschutzes gehören auch unsere Kartellbehörden.


    Die Gewerkschaften gehören nicht dazu (zu den Tätern). Im Gegenteil. Sie haben die Aufgabe, im Hinterland in den Betrieben für eine halbwegs gerechte Einkommensverteilung zu sorgen, die vor allem im Zuge der Industrialisierung im 19. Jahrhundert durch die gigantischen Gewinne heftig aus dem Gleichgewicht geraten war. Sie sorgen für höhere Löhne, also höhere Preise für Arbeit. Sie erhöhen tendenziell die Wertschöpfung, weil sie beim Kaufmann/Unternehmer den Kostendruck erhöhen und ihn veranlassen, höhere Preise zu verlangen. Höhere Löhne sind prinzipiell nichts anderes als die Umschichtung von Wertschöpfung hin zum Arbeitnehmer. Seine Gegenbewegung sind die erhöhten Preise. Da Preiserhöhungen die zentrale Herausforderung sind für die Kreativität des Verbrauchers und des Abnehmers, ist es geradezu ein Vergehen, dem Verbraucher diesen Druck zu nehmen.


    Denn der Verbraucher ist deshalb nicht der Böse. Der Verbraucher hat ein Geldbudget und versucht, es mit möglichst viel Ware zu füllen. Ein fleißiger Verbraucher ist reicher als ein fauler, weil er länger nach einer Quelle sucht, die ein Produkt zu einem niedrigeren Preis anbietet. Gelingt ihm das, so hat er Geld übrig für weitere Einkäufe. Der fleißige Verbraucher hat real ein größeres Sozialprodukt bei gleichem Einkommen. Er ist eine Art Gegengewicht zum Kaufmann, weil er ihn von morgens bis abends austricksen will. Aber auch der Verbraucher hat weniger Geld in der Tasche, wenn der Kaufmann weniger verdient, weil Verbraucher und Kaufmann/Unternehmen am Ende identisch sind. Arbeitnehmer und Arbeitgeber sind am Ende alle Verbraucher, geben Geld aus, das sie vorher eingenommen haben, das aus der Wertschöpfung entstanden ist. Das heißt, der Druck des Verbrauchers auf die Marge muss manchmal gebremst werden, muss sich in Grenzen halten, sonst schadet er sich nur selbst, denn dann hat der Verbraucher zu wenig Einkommen, um normal einkaufen zu gehen.


    Verbraucherschutz ist da richtig, wo der Verbraucher auf dem öffentlichen Markt getäuscht wird, aber nicht über den Preis, sondern beispielsweise über den Verpackungsinhalt. Deshalb sind – ein außerordentlich gewichtiges Beispiel – normierte Verpackungen richtig (»ein halbes Pfund Butter«). Die Liberalisierung, die derzeit von Brüssel aus betrieben wird, ist deshalb extrem verbraucherschädlich.


    Und schließlich gibt es noch die anderen. Die anderen sind die, die durch direkten Fleiß in den Haushalten, also ohne Bezahlung, ohne Marktberührung, ohne Arbeitsteilung Wohlstand erzeugen. Ich meine jetzt die, die ihre Tomaten im Schrebergarten selbst ziehen oder ihre eigenen Hühner halten. Dann gibt es noch den schlummernden Wohlstand in Form natürlicher Ressourcen, auch Bodenschätze genannt, und die technologischen Wohlstandserzeuger, die Erfinder, wobei man sehen muss, dass derlei Kreativität auch bei Kaufleuten eine Rolle spielt. Da spielt »der permanente Suchprozess« eine Rolle, wie das von Hayek genannt hat.


    Aber die Entwicklung ist ja auch noch nicht zu Ende. Denn an dieser Stelle kommt die historische Entwicklung ins Spiel, deren Ursachen ich weiter oben in »Kapital versus Markt« beschrieben habe. Es ist die nächste Stufe der Entwicklung nach der Industrialisierung.


    
      4.4 Auf dem Weg aus der Dienstleistungsgesellschaft

    


    Im allgemeinen Bewusstsein und in der Wissenschaft verankert ist eine Theorie beziehungsweise eine Vorstellung, dass die wirtschaftliche Entwicklung von der Agrargesellschaft ausgeht und sich über die Industriegesellschaft zur Dienstleistungsgesellschaft hin entwickelt. Die allgemeinen Vorstellungen wurden populär aufgrund eines Buches des Franzosen Jean Fourastié19. Sie finden sich aber auch im Dreiphasenmodell der britischen Wissenschaftler Allan Fischer und Colin Clark wieder. Während man mit den ersten zwei Phasen durchaus übereinstimmen kann, scheiden sich die Geister an der dritten Phase, der Phase der Dienstleistungsgesellschaft. Den Kritikern kommt es zu Recht eigenartig vor, dass hier der Liftboy, die Putzfrau, der Universitätsprofessor und das Transportunternehmen unter einem Begriff, Dienstleistung, vereint werden. Das lässt sich klären:


    Nimmt man die im erwähnten Kapitel »Kapital versus Markt« entwickelten Vorstellungen auf, dann lässt sich daraus eine neue Theorie entwickeln, eine, die besagt, dass die ursprüngliche Gesellschaft von Selbstversorgung geprägt war. Vor allem aus den mittelalterlichen Städten heraus breitete sich sodann im Zuge der Industrialisierung die arbeitsteilige Wirtschaft aus, getragen vom Ausbau der Verkehrswege, die die überregionale Arbeitsteilung ermöglichten, aber auch getragen von der Ansammlung von technologischem Potenzial (Maschinen und Anlagen), also von Realkapital. Der Kapitalismus feierte fröhliche Urständ, das Bürgertum wurde als besitzende Klasse wohlhabend, die Arbeitskraft wurde zur Handelsware und verlor ob des Überflusses an Arbeitern ihren Marktwert. Dieser Überfluss wurde dadurch gesteigert, dass die Industrialisierung Effizienzpotenziale freilegte, die die Lohnempfänger vielfach hinauskatapultierten.


    Allerdings gab es eine versöhnliche Gegenentwicklung: Mit dem Verfall der Löhne ging vielfach auch ein Verfall der Preise einher. Industrielle Billigproduktion und Billigimporte (»Colonial-Waren«) erhöhten das preisgünstige Warenangebot enorm und schufen allgemeinen Wohlstand, von dem nur Teile der Arbeiterschaft nicht profitierten. Dem Reichtum der Bourgeoisie des 19. Jahrhunderts folgte im 20. Jahrhundert ein breiter privater Wohlstand, ausgelöst durch die Verteilungswirkung der Programme der Solidarität in der Sozialen Marktwirtschaft (wie im ersten Kapitel beschrieben), kombiniert mit wirtschaftlichen Freiräumen, die vor allem von liberalem Gedankengut getragen waren.


    In diesem Prozess befinden wir uns heute (allerdings gestört durch die Europäisierung und Globalisierung). Wer einen Fernsehapparat hat, braucht kein Theater, wer ein Auto hat, braucht keine Eisenbahn, wer eine Tiefkühltruhe hat, braucht keinen Metzger in der Nähe, wer OBI, Praktiker und Hornbach in der Nähe hat, braucht nur selten Handwerker, wer einen Computer mit Internet-Anschluss hat, braucht keine Post und keine Sekretärin, nicht einmal mehr ein Büro. Und wer ein 32-Gigabyte-Smartphone in der Tasche hat, kann damit zum Mond fliegen – übertrieben ausgedrückt. Die Dinge, die die Amerikaner »durable goods« nennen, also »haltbare Güter«, sind Kapital in den Händen des Verbrauchers, der hier aber kein Verbraucher ist, sondern eigentlich Produzent oder Privat-Kapitalist.


    Wenn man also genau hinsieht, sind wir nicht auf dem Weg in eine Dienstleistungsgesellschaft, sondern mit privatem Haushalts-Kapital auf dem Weg aus der Dienstleistungsgesellschaft heraus! Wir verzichten zunehmend auf die Dienste anderer, indem wir angespartes oder geliehenes (oder geleastes) Kapital einsetzen. Das breit gestreute, private Kapital macht dem gewerblichen Kapital Konkurrenz. Der Wettbewerb ist mörderisch. Viele Hunde sind des Hasen Tod, sagt ein Sprichwort, das hierauf passt.


    Dazu ein paar Beispiele zur Veranschaulichung: Es gab einmal Zeiten, da war ein Taxibetrieb ein lukratives Geschäft. Der heutige Taxifahrer sieht sich auf der Straße permanent von Wettbewerbern umgeben, von allen anderen privaten Autos.


    Es gab einmal Zeiten, da waren gute Fotografen gut verdienende, kreative Spezialisten. Der heutige Fotograf wird von den Zigmillionen kostenlosen Handy-Fotografen verdrängt. Die einzigartige Kreativität kann der privat-kreativen Meute nichts entgegensetzen.


    Es gab einmal Zeiten, da hatte jeder Unternehmensberater ein Büro. Heute reichen ihm eine Kreditkarte für Flüge, Hotels und Mietwagen, ein Smartphone, ein Laptop und die Adresse eines Standorts, wo er selten und nur wenn erforderlich, ein Büro oder einen Konferenzraum in Anspruch nehmen kann.


    Es gab einmal Zeiten, da ging man in die Buchhandlung, ließ sich ein Buch empfehlen und kaufte oder bestellte es. Heute findet man jedes Buch bei Amazon. Die Empfehlung weiterführender Lektüre erfolgt elektronisch auf dem Bildschirm. Das Buch wird per UPS oder DHL angeliefert. Der ungelernte Turnschuhdienst ersetzt die hochwertige Beratung durch den Buchhändler.


    Es gab einmal Zeiten, da ging man in eine Bank, um am Schalter Geld abzuholen. Heute geht man irgendwo zum Bargeld-Terminal, der die Scheine ausspuckt. Vom Online-Banking für Überweisungen oder der Depot-Verwaltung ganz zu schweigen.


    Es gab einmal Zeiten, da ging man »ins Büro«. Das ist auch heute noch vielfach so, aber der Vertriebsleiter »Automotive« eines global agierenden IT-Konzerns, dessen Kunden über die Kontinente verstreut sind, hat kein eigenes Büro mehr in der Konzernzentrale, er ist Mitglied eines Pools, aus dem er bedient wird, wenn er die »Mutter« besucht. Seine Dauer-Adresse ist seine E-Mail-Adresse, sein Arbeitsplatz für ungestörtes Arbeiten ist zu Hause.


    Und auch in Ferienorten lässt sich der Trend beobachten: Der Dauerbesucher eines Hotels entdeckt irgendwann die Bautafel für Ferienwohnungen. Ein paar Saisons später trifft man die alten Bekannten nicht mehr in der Hotelhalle wieder, sondern beim Einkaufen im Supermarkt. Das Dienstleistungsangebot der Hotels wird – zu deren Missfallen – durch »durable goods« ersetzt. Der Gemeinderat steht immer wieder vor der Frage: Soll ich die Arbeitsplätze im Hotelbereich schützen oder die meiner Bauhandwerker und Installateure?


    Heute ist es immer noch so, dass man in eine Apotheke kommt, dort von einem freundlichen und adretten Mitarbeiter kompetent beraten wird und sich nicht selten auf den guten Rat verlässt. Die Apotheken sind eine Ausnahmeerscheinung, weil es dort noch die Preisbindung von Medikamenten gibt, die ausreichend Margen ermöglichen, um Mitarbeiter (Pharmazeuten) für den Verkaufsraum zu bezahlen. DocMorris, der Internet-Lieferant für Medikamente, kann die Beratung nicht liefern und ist deshalb in seinem Expansionsdrang erst einmal gebremst.


    Jean Fourastiés Prognose der Entwicklung kann heute berichtigt werden: Die Menschen lebten in der Agrargesellschaft in kleinen Einheiten mit interner Arbeitsteilung. Die Industriegesellschaft realisierte in ungeahntem Ausmaß die externe Arbeitsteilung, spannte die Menschen in bezahlte Dienstleitungen für Dritte ein. Die Industriegesellschaft ist/war die Dienstleistungsgesellschaft, in der die Dienste Dritter in Anspruch genommen werden/wurden, egal ob Liftboy oder Universitätsprofessor. Die dritte Phase, die heutige, ist die Do-it-yourself-Gesellschaft, in der einer dem anderen die Bezahlung für Dienste verweigert – so weit als möglich verweigert, indem er als homo oeconomicus am liebsten alles selbst macht. Das Verhalten bleibt nicht im privaten Bereich, im Haushalt hängen, sondern weitet sich in alle Bereiche aus, egal ob es Gewerbe ist, Industrie oder Verwaltung.


    Heute sind Verträge auf Zeit angesagt, Abhängigkeit von den Diensten Dritter wird vermieden. Die Vision Fourastiés als Beschäftigungsprogramm, von Wissenschaft und Politik übernommen, erweist sich als fataler Irrtum, denn die Entwicklung geht rückwärts, zurück zur Selbstversorgung. Das Industriezeitalter geht, wie prognostiziert, vorüber, wogegen sich die Politik mit Wachstums-Visionen wehrt. Aber auch diese Vision ist aus besagtem Grund obsolet. Übrig bleibt die »Generation der Verlierer«, versammelt in der occupy-Bewegung und bei den Piraten. Die Entkommerzialisierung der Do-it-yourself-Ökonomie bietet auch keine Geldeinkommen mehr, jedenfalls immer weniger, und verschärft damit den Wettbewerb der Bewerber untereinander, also den Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt. Die Hoffnungslosigkeit macht sich in einer occupy-Bewegung breit. Neue Visionen sind dringend gefragt.


    
      4.5 Realwerte und Geldwerte

    


    Deshalb zurück zum technischen Ablauf auf dem Markt und den zwei doppelten Buchungen. Beide doppelten Buchungen erfolgen in Geldbeträgen, obwohl nur eine davon ein echter Geldtransfer ist. Die Lagerbewegung, der Güterverbrauch, erfolgt realiter nicht in Geld, wird aber als Geldbewegung gebucht, indem man normalerweise den Wert ansetzt, der in Geld bezahlt wurde. In der Tat hat es der Kaufmann geschafft, alles mit einem einheitlichen Maßstab zu unterlegen, auch wenn keine Geldbewegungen dahinter stecken, sondern die realer Güter, des Wareneinkaufs, der Personalkosten, für Mobiliar, maschinelle Anlagen, Gebäude und Grundstücke. Nur beim Umsatz hat der Kaufmann am Ende Geld in der Tasche, das andere war »Ware aus der Tasche«, aber in Geld gerechnet.


    Und die Werte nimmt er und stellt sie in die Bilanz (Lager, Investitionsgüter et cetera) oder in die Kostenaufstellung der Gewinn-und-Verlust-Rechnung. Die Feststellung, dass alles in Geldwerten festgehalten wird, aber nur ein Teil davon noch Geld ist, ist von Bedeutung, weil der Bezug der realen Werte zu den Geldwerten im Laufe der Zeit schwindet. Buchhalterisch nennt man das dann »stille Reserven«. Die Geldwerte bleiben als statische Positionen in der Bilanz oder sind ganz abgeschrieben, der reale Wert ist kaum sichtbar, ist verborgen, obwohl damit gearbeitet wird. Das Grundstück, die Fabrikhallen, das innerbetriebliche Know-how, sie bestehen realiter, sind aber zahlenmäßig mit alten, manchmal uralten Werten erfasst. Für die Beurteilung der Realität wären jedoch die realen Werte wichtig, weil sie die eigentlichen Werte sind. Die pekuniären Werte sind nur die vorübergehenden Marktwerte, Tauschwerte der Vergangenheit.


    Und genau hier beginnt das Problem. Die Tauschwerte sind reale Anhaltspunkte, aber sie haben mit der eigentlichen Realität nichts zu tun. Die Dinge haben einen Wert an sich, der weit über das Kommerzielle hinausgeht, der auch gar nicht messbar ist. Wir hatten schon das Beispiel des Waldes beziehungsweise der Bäume, die für die Naturvölker im Urwalddorf Lebensgrundlage sind, während sie für die Wilderer einen Geldwert haben, den der Urwalddorf-Bewohner in keiner Weise nachvollziehen kann, weil er für ihn irrelevant ist. Das Zahlenwerk in Geldwerten ist nur eine Krücke für den Kaufmann oder für den Haushalt, eine Periodenrechnung für die kurzfristige Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. Aber mehr nicht. Da muss man nicht einmal über Liebe reden oder Heimat, da gibt es auch fassbare, greifbare Beispiele, die einem die Dinge klarmachen, zum Beispiel die Schönheit einer Stadt oder auch einzelne Bauwerke. Nehmen Sie einmal das Brandenburger Tor in Berlin. Wie wollen Sie es in Geld bewerten? Mit seinen Baukosten? Lächerlich! Mit seinem eventuellen Versteigerungserlös, also Werbewert? Wie wollen Sie den feststellen, wenn Sie das Tor nicht versteigert haben? Mit seinem wirtschaftlichen Wert als Umsatzbringer durch Hunderttausende Besucher jedes Jahr? Alles Humbug! Das Brandenburger Tor ist ein Wert an sich, so wie die Nürnberger Burg, der Hamburger Michel, der Kölner Dom und so weiter. Natürlich bieten Bilanzen eine Orientierung, aber der über Jahre oder Jahrzehnte entnommene Gewinn geht erst als Barvermögen zu den Haushalten über, dort wird er in Realwerte überführt (Lebensunterhalt, Reisen, Auto, Grundstück, Haus, Aktien). Schon ein Jahr nach einer Investition ist der Geldwert in den meisten Fällen vergessen (nur beim Angeber nicht!), der Privatmann genießt sein Haus, seinen Garten, seine Bilder et cetera. Gegenstand der Überlegungen sind hier die realen Werte, die einen Teil der Versorgung darstellen, die aber nicht mehr über den Markt bezogen wird. Das Privathaus als Altersversorgung, die Altersversorgung in Form gesparter Miete oder anders ausgedrückt: der Dauernutzen der realen Werte. Das Privathaus wird zum Wert an sich. Der Kreislauf schließt sich. Endstation ist die Privatsphäre.


    Die etablierten Vermögen sorgen beim Besitzenden für Entspannung, beim Nichtbesitzenden für einen höheren Wettbewerbsdruck, weil ein Teil der Nachfrage ausfällt, weil der, der in seiner Villa sitzt, keine zweite braucht. Der, der in der Villa sitzt, die er in einer Aufbauphase gebaut hat, verweist auf die Leistung, die er erbracht hat, das Geld, das er bezahlt hat, das er sich dafür verdienen musste. Aber wenn die Aufbauphase vorbei ist, stehen die anderen – und vor allem die Jungen – vor der Tür und kommen nicht hinein, weil eben noch mehr Investitionen gar nicht nötig sind, weil es deshalb auch nichts mehr zu verdienen gibt. »Verdammt zu Wachstum« ist die Konsequenz, mit der die Politik heute konfrontiert ist, und mit der sie sowohl aus mathematischen Gründen – es gibt kein immerwährendes Wachstum – als auch aus ökologischen Gründen nicht zurecht kommt. Neuere Studien haben ergeben, dass es heute in Deutschland für einen Dreißig- bis Vierzigjährigen viel schwerer ist, an ein eigenes Haus zu kommen, als es das für seine Eltern war. Es ist klar, warum: Wenn die Eltern alles haben und alles effizient organisiert haben, wird es für den Nachwuchs schwer, sich etwas zu verdienen.


    Anmerkung: Zukunftsinvestitionen


    An dieser Stelle erklärt sich ein weiterer dramatischer Fehler der politischen Vergangenheit. Er hängt mit dem heutigen Verschuldungsproblem zusammen und heißt Zukunftsinvestition. Zukunftsinvestitionen sind Investitionen des Staates, die er auf Pump finanziert, mit der Rechtfertigung, die künftigen Generationen hätten ja auch den Nutzen davon, dann könnten sie auch die Zinsen dafür zahlen. Für die Generation, die die Investitionen tätigt, ist die in doppelter Hinsicht ein Geschäft. Zum einen nutzen sie die Investition, wofür sie allerdings Zinsen bezahlen, zum anderen ziehen sie aus den Aufträgen und Arbeiten – über die gesamte Wertschöpfungskette gesehen – in der gleichen Höhe Gewinne. Davon lassen sich dann leicht die Zinsen bezahlen, das heißt abziehen. Der nachfolgenden Generation ist das nicht möglich. Sie erbt die Kosten (Zins und Tilgung) – die Chancen hat man ihr genommen. Der Zwang zu Wachstum verstärkt sich, weitere Zukunftsinvestitionen sind nötig, um die Menschen weiter zu beschäftigen. Die Spirale der immer höheren Verschuldung dreht sich nach oben – bis zum Absturz.


    Anmerkung: Englands Deindustrialisierung


    Bevor wir über Auswege nachdenken, muss man einen weiteren Fehler der Wirtschaftspolitik der Vergangenheit betrachten, nämlich die aktive Politik der Deindustrialisierung, wie sie in Großbritannien betrieben wurde und in leicht abgeschwächter Form auch in den USA. Es handelt sich dabei um einen weiteren Beschleuniger mit der Tendenz zur Hoffnungslosigkeit. Ein deindustrialisiertes Land wie England, das sich dem Finanzgewerbe verschrieben hat, löst außerhalb dieses Gewerbes Hoffnungslosigkeit aus. Man hat den Menschen die Dinge weggenommen, mit denen sie sich aktiv beschäftigen können, wo sie ihre kleinen persönlichen Erfolgserlebnisse beziehen, wo sie ihre Fertigkeiten trainieren können. Wenn sich die Wertschöpfung in den Finanzbereich verlagert, werden Leute reich, die Geld machen und es investieren müssen. Es werden also Investoren geboren. Das sind Leute, die einen Bezug zum Geld haben und zur Geldverwaltung, aber keinen Bezug zu realen Gewerben. Sie sichern ihr gewonnenes Vermögen zum Beispiel in Immobilien. Dort steigen die Preise, weil die Finanzakrobaten ihr verdientes Geld sicher investieren wollen. Die Werte der etablierten Vermögen steigen, vor allem in und um London, aber die Nichtbanker – und das sind die meisten – nehmen daran nicht teil. Die Folge des Ganzen ist, dass Großbritannien in der Fläche wirtschaftlich austrocknet, nur in und um die Finanzmetropole London nicht. Deshalb ist es wichtig, die realen Werte neben die summarischen Berechnungen in die politischen Informationssysteme einzubauen, vor allem auch die etablierten Vermögen.


    
      4.6 Der Realwert des Gemeinwesens

    


    Ein sehr bekannter schwäbischer Unternehmer, Prof. Berthold Leibinger, Mitinhaber des weltweit größten Werkzeugherstellers Trumpf AG, sagte vor Jahren auf einem Vortrag, weshalb er am Standort Deutschland festhalte. Das Erste sei die politische Stabilität des Landes, das Zweite sei der herausragende Ausbildungsstand unserer arbeitenden Bevölkerung und das Dritte sei die industrielle Infrastruktur, die Deutschland auszeichne. Man kann die Aufzählung noch ergänzen um die exzellente Infrastruktur, die der Staat dem Bürger teilweise kostenlos zur Verfügung stellt, angefangen beim ausgebauten Straßennetz, dem Netz an Verbindungen im Luft- und Schienenverkehr, dem Angebot an Rechtssicherheit und an einer funktionierenden Bürokratie. Auch diese Werte sind nur zu einem geringen Teil rechnerisch in den Steuer- oder Gebühreneinnahmen oder den Staatsausgaben ausgewiesen. Hier sind Komponenten enthalten, die sich ein Volk in Jahrzehnten erarbeitet hat, wie der Villenbesitzer, der auf der Terrasse vor seinem Park sitzt, für den er nicht mehr bezahlt, allenfalls für dessen Pflege. Über eine Verzinsung dieser Werte zu reden, wäre unsinnig. Die Dinge sind gut, so wie sie da sind. Aber sie bei politischen Überlegungen oder Entscheidungen deshalb zu negieren, wäre ebenso unsinnig.


    Das ist im ersten Moment nichts Neues und erinnert an die bereits erwähnte Idee Sarkozys, die Berechnung des Sozialprodukts zu erweitern. Das Bonner »Denkwerk Zukunft« hat daraus die Idee entwickelt, das Bruttoinlandsprodukt künftig durch ein Verteilungsmaß, die gesellschaftliche Ausgrenzungsquote und den ökologischen Fußabdruck zu ergänzen. Aber es gibt doch ein paar fundamentale Unterschiede: Zum einen wird hier das sogenannte Bruttoinlandsprodukt substanziell vollständig umdefiniert, sodass ich es jetzt nur noch als »Markt-Inlandsprodukt« bezeichnen würde, aber eigentlich als noch weniger, weil es nicht das Inlandsprodukt ist, sondern nur die rechnerische Summe der Tauschprozesse im Rahmen der Arbeitsteilung, also der Nominalwert der Marktbewegungen.


    Aber zu dieser Herabwertung käme eben noch eine zusätzliche Relativierung, dadurch, dass diverse Realwerte einbezogen würden. Das dann allerdings auch wieder nicht so, wie es das »Denkwerk Zukunft« vorschlägt, indem es das soziale Umfeld bewertet, sondern das geschähe in Form von Indizes, abgeleitet von absoluten Mengen. In einer Gesamtschau wäre dann erst einmal alles drin, was man an wirtschaftlich-organisatorischer Leistung erfassen sollte.


    
      
        15 Es gibt auch andere Buchführungen in Betrieben und Haushalten, z. B. die Lagerbuchhaltung, die nicht in Geld, sondern in Realeinheiten geführt werden.

      


      
        16 Außen vor bleiben können hier die Transaktionen, die am folgenden Tag stattfinden, und die lediglich Verschiebungen innerhalb der Bilanzpositionen darstellen, wozu gehören: Der Kassenbestand wird zur Bank gebracht, der Warenbestand wird aufgefüllt. Beide haben jeweils wieder doppelte Buchungen zur Folge.

      


      
        17 Donna Cross bei der Präsentation des Sönke-Wortmann-Filmes Die Päpstin 2009 in Düsseldorf-Kaiserswerth.

      


      
        18 Exemplarisch eine von unzählig vielen Fundstellen: »Der Kopf, das Geld« in: FAZ am Sonntag, 20. Mai 2012, S. 27.

      


      
        19 »Die große Hoffnung des 20. Jahrhunderts«, Jean Fourastié, Köln-Deutz 1954.

      

    

  


  
    
      5. Geld oder Gold? (occupy Wall Street)

    


    Es war jetzt länger nicht von Buchhaltung die Rede, aber das Thema ist noch unvollständig behandelt, und zwar bisher nur für den realwirtschaftlichen Teil, soweit er sich des Geldmaßstabes bedient, also für die Bereiche Marktwirtschaft und Betriebswirtschaft. Was jetzt Gegenstand weiterer Überlegungen ist, ist die Finanzwirtschaft.


    
      5.1 Der Kaufmann und die Bank

    


    Auch der Bezug zwischen der Realwirtschaft und der Finanzwirtschaft geht erst einmal über die Buchhaltung. Der Kaufmann, der tagsüber am Markt verkauft hat, bringt am nächsten Morgen seine Geldeinnahmen zur Bank. Die Buchungen im Laden beziehungsweise auf dem Markt an der Kasse tagsüber lauten »Umsatz an Kasse«, die Buchung am nächsten Tag nach dem Bankbesuch lautet »Kasse an Bank«. Bei der Bank lautet dieselbe Buchung »Kunde an Kasse«. An diesem Vorgang kann man die enge Verbindung der Anbieterseite der Marktwirtschaft mit dem Bankwesen erkennen. Die Bank war ursprünglich der Tresor des Kaufmanns. Schlaue Kaufleute haben schon im Mittelalter eigene Banken gegründet und mit den Geldeinlagen bedeutende Herrscherhäuser finanziert. Schlaue Bürger haben sich später als Genossen zusammengetan und eigene Banken gegründet, um sich selbst zu helfen, schlaue Gemeinden haben erkannt, dass sie dem Bürger und kleinen Handwerkern helfen können, indem sie in öffentlichen Sparkassen die Spargroschen der Bürger einsammelten. Die Banken waren ursprünglich Geldwechsler, sie begannen aber auch, als Treuhänder der Kaufleute Wertgegenstände aufzubewahren, für das tägliche Geschäft praktischerweise Gold in Münzen oder Barren, wofür ihnen die Banken Quittungen ausstellten. Eines Tages begannen die Kaufleute, nicht mehr mit Gold zu bezahlen, sondern gaben nur noch die Quittungen weiter. Das Papiergeld war erfunden. Auf den Quittungen garantierte die Bank den Tausch des Papiers gegen eine bestimmte Menge Gold. Das war die sogenannte Golddeckung. Der US-Dollar hatte bis zum August 1971 Golddeckung. Jeder konnte seine Papier-Dollars zum Preis von damals 35 Dollar je Feinunze gegen Gold eintauschen. Hat natürlich niemand gemacht, aber in der Tat wurde in Fort Knox zu diesem Zweck sehr viel Gold aufbewahrt, zumindest hat die FED bis dahin den Eintausch garantiert. In der Schweiz müssen noch heute 40 Prozent des im Umlauf befindlichen Geldes bei der Nationalbank in Gold hinterlegt sein. Heute werden noch immer große Mengen an Goldreserven der Staaten dort und in anderen Zentralbanken aufbewahrt.


    Um sich den Sinn zu erschließen, muss man vom Begriff des Geldes ausgehen. Der Begriff Geld hat seinen Ursprung im indogermanischen »gehld« stehend für »Gold« und »Geltung«. Und in der Tat setzt sich der Charakter des Goldes in unserem alltäglichen Geld fort, denn das Edelmetall Gold zeichnet sich durch besondere Eigenschaften aus, die sich auch das Geld zu eigen gemacht hat. Kleine Größe, leicht transportierbar, leicht lagerbar, unverderblich, leicht erkennbar, wertbeständig. In der Tat kann man sagen, das, was wir alle in der Tasche haben, ist Gold. Wenn das heute nicht mehr ganz so ist wie vor 60 Jahren, als es noch Golddeckung gab, dann möge man trotzdem gedanklich der nachfolgenden Fiktion folgen (die vielleicht gar keine Fiktion ist):


    Wir sind alle Goldbesitzer, wie die früheren Kaufleute mit ihren Quittungen. Die staatliche Gewähr, die hinter der »Währung« steckt, verleiht dem Geld heute den Goldstatus, also den unveränderlichen Wert. Das, was das System heute infrage stellt, ist die Loslösung vom Goldstandard von vor 60 Jahren. Die Befreiung hatte zur Folge, dass auch große Währungsbewegungen nicht mehr durch Goldbewegungen im Keller der Zentralbanken nachvollzogen werden müssen. Aus dem Geld-Gold-System wurde ein reines Buchhaltungssystem mit »Soll und Haben« – so auch der Name der bekannten beiden Tower der Deutschen Bank in Frankfurt am Main. Die Befreiung von der Golddeckung ermöglichte den Banken, praktisch unbegrenzt Giralgeld zu schöpfen. Die Hinterlegung eines Geldbetrages bei einer anderen Bank, also die Umbuchung auf dem Konto der Bank bei der Zentralbank auf ein Konto einer anderen Bank, erlaubt dieser, es je nach vorgeschriebener Deckungsquote als Eigenkapital auszuweisen und damit ein Vielfaches davon bei der Zentralbank zu leihen und das dann als Kredit zu vergeben. Die Explosion der Finanzmärkte ist in der Systematik der Geldleihe unter Banken untereinander vorprogrammiert. Wir leben also heute tatsächlich mit einem goldartigen oder goldähnlichen Geld, ohne dass es noch eine Golddeckung hätte.


    Das könnte gut gehen, indem man dem Geld/Gold die Funktion belässt, die es ursprünglich hatte, nämlich die kaufmännische Funktion als Tauschmittel für die Märkte oder die Aufbewahr- und Finanzierungsfunktion für das Bürgertum. Bei der Finanzierung ihrer Defizite verfielen die Staaten, die sich durch die Einrichtung von Zentralbanken richtigerweise das Geldmonopol angeeignet hatten, auf die Idee, nicht nur den Goldwert ihrer Währung zu garantieren, sondern auch noch ihre Schuldpapiere. Staatsanleihen erhielten durch die staatliche Gewähr (AAA, das heißt mündelsicher) doppelten Goldstatus, sowohl in der Währung als auch in der Schuld.


    Das Kreditsystem der Banken finanzierte fortan nicht mehr das Tagesgeschäft des Kaufmanns oder den Kleinkredit des Bürgers, sondern die Zukunftsinvestitionen der Politik. Die Politik entnahm dem System Geld, obwohl sie außer ihrer doppelten Garantie – anders als die Kaufleute und die Bürger – nichts eingelegt hatte. Das System hat gar keine andere Wahl, als zu kollabieren, weil die Schuldenspirale unaufhaltsam nach unten zeigt. Offen ist, wann das System kollabiert. Die Billionen-Bürgschaften der Staaten für ihre Währungen lassen die sichere Prognose zu, dass diese Verbindlichkeiten niemals zurückbezahlt werden. Die Geschichte der letzten 1 000 Jahre ist voll von immer wiederkehrenden Staatspleiten. Deutschland hatte im vergangenen Jahrhundert im Abstand von 25 Jahren zwei Währungsreformen (1923 und 1948), weil die Schulden nach den jeweiligen Weltkriegen nicht zurückgezahlt werden konnten. Heute haben wir eine reine Wohlstands- und Friedensverschuldung. Aber sie wird wohl das Schicksal der Kriegsschulden teilen.


    Die Aussichten sind deshalb nicht schlecht. Das Ganze ist sozusagen ein globaler Lernprozess. Es wird wohl die größte Währungsreform aller Zeiten. Danach geht es fröhlich weiter, weil ja »nur« die globale Buchhaltung kollabiert ist. Alles andere ist stehen geblieben, die Fabriken, die Straßen, die Häuser, die Patente, Produkte und so weiter. Man muss nach so einem Kollaps nur richtig Gas geben, genau so wie nach 1948 in Deutschland, als Ludwig Erhard mit Einführung der D-Mark die Altschulden auf ein Zehntel abwertete und gleichzeitig einem jeden Deutschen 80 D-Mark »in die Hand drückte«. Am nächsten Tag waren alle Schaufenster voll.


    Sieht man von den Schwankungen der Währungen ab, so kann man sagen, dass die Finanzwelt in wachsendem Umfang einen Makel hat, der im Kern wohl daran schuld ist, dass wir von einer Krise zur nächsten schlittern. Der Makel besteht darin, dass der Finanzmarkt kein Hinterland hat, ihm fehlt die Bewegung realer Güter, also eine reale Transaktion, die der doppelten beziehungsweise vierfachen Buchung zugrunde liegt. Im Finanzgewerbe wird nur noch gebucht, das Finanzgewerbe ist nichts weiter als eine einzige große Buchhaltung, die sich elektronisch verselbstständigt hat, die teilweise so schnell ist (»high-frequency-trading«), dass sie in Bruchteilen von Sekunden Buchungen und Gegenbuchungen durchführt. Die letzte große Bremse war die Golddeckung, die Bremswirkung des Gewichts der Goldbarren in den Schubkarren von Fort Knox. Die Golddeckung wurde ersatzlos gestrichen. Die elektronischen Transaktionen sind ungebremst.


    Vor fast Zweieinhalbtausend Jahren gab es noch keine Elektronik, aber offenbar gab es auch diese Phänomene schon, und sie sind auch von Aristoteles – von wem sonst – beobachtet und beschrieben worden. Aristoteles trennte die Ökonomie (Hauswirtschaft) vom reinen Gelderwerb und nannte letztere Chrematistik. Auch er erkannte schon, dass dem Gelderwerb aus Geld keine Grenzen gesetzt sind, und dass diese gewinnsüchtige Erwerbskunst durch innere Maßlosigkeit bestimmt ist.


    In den letzten zehn Jahren erleben wir bei uns die reale Eskalation der Chrematistik20, sie brachte die sogenannten »Finanzprodukte« nach oben, deren Bezeichnung »Produkte« fälschlicherweise vorspiegelt, dass man sich im Bereich realer Produkte befinde. In der Tat war hier eine Kreativität zu beobachten, die an realwirtschaftliche Produkte erinnert. Die Begeisterung dafür und deren politische Absegnung entsprang dieser subtilen Vorspiegelung des Produktcharakters. Die Explosion ihres aufgeblasenen Volumens (Fachjargon: Geldblasen), in Verbindung mit der Erschließung der Welt durch totale Kommunikation und das Internet, erzeugte die totale Instabilität der Finanzwelt. Wer sich einloggt, nimmt Teil an den Vibrationen und großen Stimmungswellen, die grenzenlos über die Welt schwappen. Die Geldströme fließen durch die Computerzentralen in Hongkong, London und New York. Dort wo sie am dicksten sind, stehen die Investmentbanker und schöpfen von oben ab. Dem Giralgeld sei Dank!


    Den Bankern ist das gelungen, was dem sächsischen König Friedrich August dem Starken und seinem Chemiker Böttger verwehrt war, der aus Keramik Gold machen wollte, woraus dann im Jahr 1708 nur Porzellan wurde. Die Nächsten, denen das gelungen ist, waren die Ölfirmen, die aus dem »schwarzen Gold« über Jahrzehnte gelbes machten und noch heute machen. Die Banker haben sie seit ein paar Jahren spielend überholt. Das meiste Geld wird heute an der Wall Street und in London »verdient«. Der Finanzkapitalismus hat die echten Kapitalisten überholt. Er lebt ohne Hinterland, ohne Bodenhaftung, und anonym ohne realwirtschaftlichen Bezug. Seine Verantwortungslosigkeit ist Bedenkenlosigkeit, Chaos und Hirnlosigkeit zugleich. Es regieren Zufall und Stimmung. Heraus kommen geschniegelte Krösusse, denen es egal ist, ob die Firma, bei der sie beschäftigt sind, an ihrer Transaktion pleitegeht oder nicht, Hauptsache, ihr Gewinn ist sicher irgendwo außerhalb geparkt. Eine Transaktionssteuer wäre ein geeigneter Schritt, um das System abzubremsen, eines Teils seiner Künstlichkeit zu berauben. Da die deindustrialisierten Länder Großbritannien und USA ihre Einkünfte aber schon zu einem maßgeblichen Teil aus diesem »Spiel« beziehen, wehren sie sich gegen diesen Eingriff.


    
      5.2 Kapitalismus und Finanzkapitalismus

    


    Das politische Problem liegt aber auch darin, dass der kranke Finanzkapitalismus wesentliche Ursache dafür ist, dass der Kapitalismus an sich immer stärker angegriffen wird. Auch daran ist unsere Volkswirtschaftslehre schuld. Sie unterscheidet nicht zwischen Realkapital und Finanzkapital. Für sie gibt es nur das Kapital. Der Ökonom Kenneth Rogoff sagte auf der bereits erwähnten Veranstaltung des Handelsblatts in Frankfurt, dass in der makroökonomischen Theorie Banken einfach nicht vorkämen. Da die Theorie nicht trennt, gibt es auch in der Öffentlichkeit die Trennung nicht. Der Kapitalismus steht am Pranger, obwohl schon der Begriff »occupy Wall Street« darauf verweist, dass es sich nur um den kranken Finanzkapitalismus dreht.


    Der Kapitalismus des Hinterlandes, die Privatsphäre, Haushalte und Betriebe, die Sorge um das Eigentum und die Marktwirtschaft als Mittel der arbeitsteiligen Versorgung, alle diese Dinge sind im Rahmen des menschlichen Daseins quasi unsterblich wie die Sorge um das tägliche Brot und die Sorge um die Nachkommenschaft. Was untergeht beziehungsweise an die Zügel gehört, ist der Finanzkapitalismus, das Bankensystem, die Kreditwirtschaft, dieses krakenhafte Buchhaltungssystem. Es gehört wieder an reale Werte gebunden. Dafür brauchen wir eine Währungsreform und drastische staatliche Eingriffe. Die Staaten, auch die Staatengemeinschaft, müssen sich ihrer Verantwortung bewusst werden und sich damit dann allerdings auch selbst ihrer eigenen Finanziers berauben. Aus Freunden werden Feinde.


    Im Grunde sind wir hier in einer kritischen Situation wie zu Zeiten der industriellen Revolution. Die Idee der Solidargemeinschaften, des sozialen Ausgleichs, hat sich auch aus Krisen heraus entwickelt. Der Kapitalismus musste gebändigt, musste sozial werden. Bei uns hat das mit der Sozialen Marktwirtschaft ja auch ganz gut geklappt. Jetzt haben wir die Krise des Finanzkapitalismus. Auch der muss an die Kette gelegt werden. Wir wollen auf ihn nicht ganz verzichten, aber er muss seine Allmacht verlieren, seine Fähigkeit zur beliebigen, übermäßigen Geld/Gold-Produktion. In das Ganze politisch einzugreifen, ist natürlich schwierig, weil das Metier, die Buchungen, die Produktion anonym und unsichtbar ablaufen. Man sieht nur Ergebnisse und Verläufe. Aber allein das Wissen sollte ausreichen, um Veränderungen herbeizuführen.


    
      20 Joseph Vogl: Das Gespenst des Kapitals, Zürich 2010/2011, S.122: »Die symbolische Bindung der Tauschrelation erfährt eine diabolische Wendung. Vor allem aber rührt die Entfaltung der Chrematistik an eine Dimension, in der sich der Sturz der Naturordnung überhaupt und mit ihr ein Bruch im ontokosmologischen Kreis abzeichnet.«

    

  


  
    
      6. Diskussion: Die Theorien und ihre Fehler (occupy theory)

    


    Die Trennung von öffentlich und privat, von Marktwirtschaft (Katallaxie) und Kapitalismus (Ökonomie) eröffnet die Möglichkeit, die in der Welt vorhandenen Vorstellungen und Theorien neu zu diskutieren und einzuordnen. Es ergeben sich – teilweise von selbst – neue Antworten auf alte Fragen. Was ist wirtschaftliches Wachstum, wo findet es statt? Wie kann man wirtschaftliches Wachstum messen? Wo befindet sich der Anwendungsbereich der neoklassischen Modelle? Welche Bedeutung hat der Nutzen, also der Grenznutzen wirklich? Welche Position und welche Aufgaben hat der Staat? Wo hat der Egoismus seinen Platz, wo der Altruismus? Was ist Planwirtschaft? Welche Bedeutung haben Investitionen? Wie funktioniert der Markt für Investitionen? Was ist soziale Gerechtigkeit? Wie und wo wird sie verwirklicht? Wer ist für den Schutz der Umwelt verantwortlich? Wie geht Nachhaltigkeit?


    
      6.1 Marktwirtschaft – die verschiedenen Märkte

    


    Um die Konsequenzen der neuen Differenzierung Markt/Kapital beziehungsweise öffentlich/privat zu diskutieren, reicht es aus, sich an einem Standardwerk zu orientieren. Das hier herangezogene Lehrbuch ist nicht so bekannt, aber ihr Autor, der Würzburger Ökonom Peter Bofinger, ist als einer der Wirtschaftsweisen regelmäßig in den Medien präsent. Er gilt außerdem als Vertreter der eher politisch links orientierten Ökonomen, was hier den Vorteil hat, dass er von manchem kritischen Leser nicht sofort abgelehnt wird, wie das beispielsweise bei Werner Sinn der Fall sein könnte. Der nachfolgenden kritischen Auseinandersetzung sei vorangeschickt, dass die Buchauswahl nicht erfolgte, weil ich den Würzburger Professor Bofinger nicht schätze. Im Gegenteil. Ich habe mir vor Jahren das Lehrbuch gekauft, weil ich es im Vergleich zu anderen sehr modern, übersichtlich, plausibel und ansprechend fand und heute noch finde. Gerade das ist auch der Grund, weshalb es relativ einfach war, die hier entwickelten Gedanken daran zu messen.


    Und in der Tat weist schon der Titel des Buches21 auf die hier propagierte Differenzierung hin: Grundzüge der Volkswirtschaftslehre – Eine Einführung in die Wissenschaft von Märkten. Bofinger selbst kommentiert, dass er den Begriff Volkswirtschaftslehre für unglücklich gewählt hält und ihm die »Wissenschaft von den Märkten« eigentlich lieber wäre. Das erste Kapitel trägt die Überschrift: »Volkswirtschaftslehre zeigt, wie Märkte funktionieren«.


    Legt man den neuen Maßstab öffentlich/privat an den Äußerungen Bofingers an, erkennt man allerdings mehrere Fehler. Der Text enthält auf Seite 22 eine Beispielaufzählung zum »Forschungsgegenstand« der Volkswirtschaftslehre:


    »Schon früh am Morgen nehmen wir am Gütermarkt teil, wenn wir unsere Brötchen beim Bäcker holen.


    Den größten Teil des Tages verbringen wir dann als Akteur am Arbeitsmarkt.


    Je nach unserer Funktion sind wir dabei auf dem Dienstleistungsmarkt (z. B. als Arzt) oder auf dem Gütermarkt (z. B. als Schreiner) tätig.


    Wenn wir dann abends unser Wertpapier-Depot disponieren, sind wir ein Teil des Finanzmarktes.


    Als Mieter einer Wohnung sind wir auch noch in den Immobilienmarkt einbezogen.«


    An diesen fünf Punkten lässt sich eine erste Prüfung der Frage durchführen, ob die Zuordnung öffentlich/privat beziehungsweise Markt/Kapitalismus zutreffend ist:


    Beim ersten Punkt, dem Gütermarkt, dürfte kein Zweifel bestehen: Wenn wir unsere Brötchen holen, sind wir Nachfrager auf dem Gütermarkt, wo wir unser Geld gegen Brötchen tauschen.


    Wenn wir allerdings den größten Teil des Tages am Arbeitsmarkt verbringen, dann handelt es sich hierbei nicht um Professor Bofinger selbst, weil er hier fälschlicherweise von »Wir« spricht. Denn: Wer sich auf dem Arbeitsmarkt herumtreibt, der sucht bezahlte Arbeit, sucht einen Job. Unstreitig ist Peter Bofinger als unkündbarer Professor seit 1992 an der Würzburger Julius-Maximilians-Universität tätig. Es mag sein, dass er sich seitdem gelegentlich als Interessent auf dem Arbeitsmarkt umgesehen hat (hinterer Teil der Frankfurter Allgemeinen Zeitung), aber soweit mir bekannt ist, hat Bofinger die Uni bisher nicht gewechselt. Oder anders ausgedrückt: Die Universität Würzburg hat Peter Bofinger im Jahr 1992 vom Arbeitsmarkt genommen. Ob er jemals wieder dahin zurückkehrt, wissen nur er und seine Frau.


    Sein nächstes Beispiel, der Arzt auf dem Dienstleistungsmarkt, ist nicht zu beanstanden. Wer seine Leistung als niedergelassener Arzt auf dem Markt für Heilangebote anbietet, ist auf dem Dienstleistungsmarkt tätig, bietet eine Dienstleistung an.


    Dann allerdings das andere Beispiel, der Schreiner: Wieso ein Schreiner, also ein Werkdienstleister, auf dem Gütermarkt tätig sein soll, ist nicht verständlich. Denn ein Schreiner ist ein Werkdienstleister, er schließt Werklieferungsverträge ab, zum Beispiel für Türen, die er herstellt und einbaut. Also ist er auf dem Markt für Werklieferungen und nicht auf dem Markt für Güter (Möbel) tätig.


    Sodann: Bofingers abendliche Beschäftigung mit dem Wertpapierdepot ist sehr wohl ein Tummeln auf dem Finanzmarkt.


    Wieso allerdings ein Mieter einer Mietwohnung in den Immobilienmarkt einbezogen sein soll, ist nicht erfindlich. Zum einen werden auf dem Immobilienmarkt Immobilien gehandelt, das heißt angeboten und nachgefragt. Der Mieter einer Wohnung war allenfalls auf dem Markt für Mietwohnungen unterwegs, bevor er eingezogen ist, nicht auf dem Immobilienmarkt. Seitdem hat er einen privaten Mietvertrag mit seinem Vermieter (der Eigentümer oder Verwalter sein kann) und bleibt dem Markt seit Jahren fern, es sei denn, er würde sich für eine neue Wohnung interessieren.


    Schon bisher wird offenbar, dass die Wissenschaft nicht ganz so umfassende Kenntnisse vermittelt, wie sie zu vermitteln vorgibt. Eine Fortführung offenbart weitere Fehler beziehungsweise Unschärfen:


    
      6.2 Mikroökonomie

    


    Bofingers Kapitel 1.3 geht der Satz voraus:


    »Die VWL befasst sich mit ganz unterschiedlichen Märkten und ist in zwei große Hauptgebiete unterteilt«. Weiter heißt es: »Es hat sich eingebürgert, dass man die Volkswirtschaftslehre in zwei große Teilbereiche untergliedert: die Mikroökonomie und die Makroökonomie, wobei die Grenzen fließend sind. Für die Mikroökonomie steht die Analyse individueller Märkte im Vordergrund. Sie untersucht beispielsweise die Entwicklung der Preise für Bier, Rohöl oder Urlaubsreisen. Die Affinität zur Betriebswirtschaftslehre ist besonders ausgeprägt. Die Makroökonomie hat eine stark gesamtwirtschaftliche Ausrichtung. Sie interessiert sich vor allem dafür, wie das Wirtschaftswachstum ausfällt, wie hoch die Arbeitslosenrate sein wird und wie sich das Preisniveau, also die Gesamtheit aller Einzelpreise entwickelt.«


    Wenn man die Aussage nach den hier gefundenen Unterscheidungskriterien öffentlich/privat beziehungsweise VWL/BWL abfragt, so wird man der Mikroökonomie eine besondere Nähe zum Markt, zur Marktwirtschaft, also zur Lehre von der Marktwirtschaft, der Katallaxie, bescheinigen und nicht zur Betriebswirtschaftslehre, zur Ökonomie. Die Begründung ist einfach: Der zentrale Ansatz der Volkswirtschaftslehre ist die Angebots- und Nachfragekurve. Im Betrieb, im Unternehmen finden Organisation und Produktion statt. Das Zusammentreffen mit dem Kunden, mit der Nachfrage, erfolgt auf dem Markt, also dort, wo Marktwirtschaft stattfindet.


    Umgekehrt addieren und summieren sich die betriebswirtschaftlichen und hauswirtschaftlichen Daten, also die privatwirtschaftlichen Daten einschließlich der Marktdaten zu den Gesamtdaten einer Volkswirtschaft, das heißt, sie liefern in der Summe die Daten der Makroökonomie. Die Makroökonomie hat in der Tat eine gesamtwirtschaftliche Ausrichtung, ist also sowohl Ökonomie als auch Katallaxie, ist also eigentlich Volkswirtschaftslehre.


    Die Märkte selbst liefern selten Daten, die in offizielle Statistiken eingehen. Messen sind die größten Märkte. Messe-Veranstalter melden den Erfolg der jeweiligen Messe durch die Bekanntgabe von Auftragszahlen oder anderen Highlights, wie die Zahl der Aussteller oder die Zahl der Besucher.


    Marktdaten sind nackte Geldwerte. Lebendig werden die Zahlen, wenn manipulative Größen mitspielen: Anzahl der verkauften Autos, Anzahl der Beschäftigten oder der Arbeitslosen (Arbeitsmarkt), Verbrauch an Material (Tonnen) oder Einsatz von Flächen (Hektar), Einsatz von Kapital (Euro), Energieverbrauch (Megawatt), Investitionsvolumen oder Gewinne. Sie ergeben in der Summe jeweils makroökonomische Werte, die gesamtwirtschaftliche Aussagen zulassen.


    Der zweite Teil des Bofinger-Buches ist dann der Makroökonomie gewidmet. Das Kapitel 2 im ersten Teil trägt die Überschrift: »Die ›unsichtbare Hand‹ des Marktes: Wie kommt der Aktienkurs für die Hyper-Tec AG zustande?«, beschäftigt sich also mit dem Finanzmarkt. Bei genauerer Betrachtung erweist sich der Aktienmarkt jedoch als untypisch. Der Aktienmarkt wäre vergleichbar mit einem Markt für Gebrauchtwagen, die nicht altern. Aktien sind allerdings auch keine Oldtimer oder Youngtimer, die ihren wachsenden Wert aus der altersbedingt wachsenden Knappheit beziehen. Aktien sind Wertgegenstände, die schwankende Renditen abwerfen, deren Bewertung politischen und anderen relevanten Tagesmeldungen unterworfen ist. Der Aktienmarkt ist untypisch, weil die Produkte nicht verbraucht werden, wie Brötchen oder Benzin, also nur einmal auf einem Markt auftauchen und dann nie mehr, sondern weil sie nur hin und her geschoben werden, von einem Portefeuille zum anderen – und vielleicht eine Stunde oder Sekunde später schon wieder zurück. Die Anbieter und die Nachfrager auf dem Aktienmarkt sind identisch. Auch hat auf dem Aktienmarkt, anders als auf dem Markt für Neuwagen beispielsweise, niemand auf seine Kosten eine Marge aufgeschlagen, um am Verkauf regelmäßig etwas zu verdienen. Der Verkäufer kann den künftigen Preis nicht kalkulieren und festsetzen, sondern er muss ihn gänzlich dem Markt überlassen. Ein solider Kaufmann geht solchen Spekulationen aus dem Wege, es sei denn, er sucht eine werterhaltende Geldanlage für Gelder aus seinen Gewinnen. Aktienkauf ist kein Geschäft. Die Käufer und Verkäufer von Aktien sind Spekulanten oder allenfalls Vermögensverwalter. Vermögensverwaltung ist privater Einkauf und Verkauf, das ist Erwerb, um es zu besitzen, nicht um es zu gebrauchen oder zu verbrauchen, auch wenn die Absicht besteht, die Aktien in zehn Jahren mit Gewinn zu verkaufen. Allein der Markt macht den Preis, nicht der Kaufmann. Anders ist es lediglich bei Neuemissionen, die jedoch selten vorkommen. Dort kann man von einem Erlös im Sinne eines Markterlöses sprechen. Man kann es sich auch klarmachen, indem man die Buchungen betrachtet: Gekaufte Aktien gehen sofort »auf Lager«, also in die Bilanz ein. Der Erlös der Verkauften wird gegen den Kaufpreis gestellt. Die Differenz ist die positive oder negative Einnahme, der eigentliche Umsatz. Selbst wenn ein professioneller Day-Trader das Geschäft betreibt, der von morgens bis abends die Marge zwischen Einkaufspreis und Verkaufspreis abgreift, wird aus dem Börsenparkett kein Markt, keine Tauschregion im Rahmen irgendeiner Art von Arbeitsteilung. Der Aktienmarkt ist kein Markt, sondern ein Barometer für die Vermögens- und Stimmungslage von Aktienbesitzern.


    Der Einzige, der am Aktienmarkt regulär gewerblich tätig ist und der dafür als Dienstleister honoriert wird, ist der Börsenmakler auf dem Parkett – so es ihn überhaupt noch gibt und er nicht durch elektronischen Handel ersetzt ist. Sein Preis, sein Lohn, sein Honorar, seine Provision ist ein Marktpreis, hinter dem ein regelmäßiger Gewinn steckt. Er ist auf dem Markt der Börsenmakler tätig, wo er durch Provisionen Umsätze erzielt.


    Zu widersprechen ist auch dort, wo behauptet wird, der Staat würde in die Funktionsweise des Marktes eingreifen. Denn Faktum ist, dass der Staat durch die Rechtsordnung erst den Handel mit Fremden ermöglicht, also die Voraussetzung schafft. Dahinter steht die Adam Smith’sche Vorstellung, dass der Markt etwas Natürliches, also Gottgegebenes ist. Das ist so falsch wie die Vorstellung, dass sich die Zehn Gebote aus der Natur ergeben. Natürlich gibt es ein ­unkodiertes Naturrecht, aber die Zehn Gebote sind geschriebene Regeln, die sich die Menschen gegeben haben, um als sesshafte Nachbarn friedlich nebeneinander leben zu können. Und nicht anders ist es mit der Rechtsordnung, insbesondere dort, wo sie sich auf das Marktgeschehen bezieht. Die Regeln sind aus Erfahrungen entwickelt, in Verbindung mit der Natur, aber sie sind nirgendwo abgeschrieben. Sie bilden die Voraussetzung für geordnetes Marktgeschehen, stellen keine Eingriffe dar.


    Auch der nächste Satz, bei dem es um Güter geht, »die vom Markt nicht angeboten würden«, offenbart das marktzentrische Denken, das Primat des Marktes. Realiter ist es jedoch so, dass der Markt ein kleiner Lebensausschnitt ist, der in der urdörflichen Gemeinschaft, die ohne Fremde auskommt, sogar überflüssig ist, weil die notwendige Arbeitsteilung auch ohne Markt funktioniert. Man kann sogar sagen, dass die wichtigen Dinge alle nicht vom Markt angeboten werden, auch wenn Märkte vorhanden sind. Der Markt bietet Gewehre und Panzer, aber keine organisierte Abwehr von Feinden (Landesverteidigung), der Markt bietet käufliche Liebe, aber keine wahre Liebe, der Markt bietet Champagner und edle Früchte, aber keine Familienfeste, der Markt bietet Medizin, aber keine Gesundheit, der Markt bietet Straßenbau, aber kein System für eine funktionierende Infrastruktur, der Markt bietet Flugzeuge und Fluggesellschaften, aber der Staat stellt die Vorschriften und die Infrastruktur (Luftkorridore) et cetera. Daraus ist ersichtlich: Der Markt hat stets nur eine dienende Funktion, ist die primitive Versorgungsschiene, auf die wir angewiesen sind, aber die uns nicht regieren darf.


    Im nächsten Punkt heißt es bei Bofinger zu den »Eingriffen« des Staates in die Funktion des Marktes22:


    »Er sorgt mit Steuern oder Produktionsauflagen dafür, dass Produzenten bei der Produktion auch die Kosten jener Güter berücksichtigen, für die es keinen Marktpreis gibt. Das wichtigste Beispiel hierfür ist die Umweltpolitik.«


    Dem ist in zweierlei Hinsicht zu widersprechen. »Produktionsauflagen« sind keine »Eingriffe« des Staates. Der Staat beziehungsweise die Staaten sind, was die Umwelt anlangt, von Beginn an »allverantwortlich«. Ein Grundstückseigentümer mag berechtigt sein, sein Grundstück relativ frei zu nutzen, aber was ab zwei Meter unter dem Grundstück ist, das gehört nach wie vor dem Staat. Darüber ist der Staat verfügungsberechtigt. Und dasselbe gilt für den Himmel über dem Grundstück, wo der Staat beispielsweise Flugkorridore kontrolliert. Wer sich im Bereich der großen Modellflugzeuge auskennt, kann ein Lied davon singen. Das sind keine staatlichen »Eingriffe«, sondern Bereiche, in denen der Staat seine Rechte wahrnimmt oder schützt. Und dasselbe gilt natürlich für allgemeine Produktionsauflagen, die die Außenwirkung (Emissionen in die Luft) beschränken. Da gilt erst einmal die Freiheit des Berechtigten, des Staates, etwas zuzulassen, oder zu untersagen. Schließlich sind wir alle davon betroffen. Wir haben ein Interesse an einer ordnungsgemäßen Umweltpolitik. Und die wird nicht von Ökonomen gemacht:


    Vor einigen Jahren tauschte ich mich mit einem Juristen eines großen deutschen Chemieunternehmens aus, der dort für Umwelt zuständig war. Auf meine Bemerkung, dass der Staat für den Schutz der Ressourcen zuständig sei, meinte er, das sei ein Feld, das man leider den Ökonomen überlassen hätte. Auf meine Frage, wer es denn besser könne, kam prompt die Antwort: »Die Juristen«. Und in der Tat lässt sich leicht nachweisen, dass die Umwelt kein Thema ist, das der Markt regeln kann. Vielmehr ist es so, dass ein Staat, der das Thema Umwelt mit Steuern (Ökosteuer) oder Marktlösungen (CO2-Abgabe) zu bewältigen versucht, stets ins Leere läuft. Es mag sein, dass der genervte Verbraucher bei einem durch die Steuer erhöhten Benzinpreis sich beim Autofahren zurückhält, zugleich erhöht er aber beim Tanken die Staatseinnahmen, die an anderer Stelle zu Ausgaben, also zu Umweltbelastung führen. Dasselbe gilt für CO2-Abgaben. Etwas anderes wäre es, wenn das eingenommene Geld verbrannt würde – was ja gar nicht geht.


    Welche gigantischen Fehlallokationen durch solch eine Abgaben-Politik ausgelöst werden, lässt sich nur ahnen. Der schlimmste Effekt jedoch ist, dass dadurch eine effektive Umweltpolitik verhindert wird, eine Umweltpolitik, bei der der Staat seine Schutzaufgabe unmittelbar ausübt – üblicherweise mit dem gesetzlichen Verbot von Abbau von Ressourcen (auch durch Bauverbote) oder dem Ausweis von Schutzgebieten, die die wirtschaftliche Verwertung wertvoller Umweltgüter prinzipiell verhindern.


    Die wirtschaftliche Folge ist: Der Markt, die Menschen, müssen mit dem verringerten Angebot zurechtkommen – was normalerweise kein Problem ist, im Gegenteil: Die Verknappung des Angebots führt zu höheren Erlösen. Die Anbieter freuen sich, die Märkte prosperieren und die Steuer- beziehungsweise Staatseinnahmen auch, abgesehen davon, dass die höheren Kosten dem technologischen Fortschritt förderlich sind: Denn mit höheren Preisen rechnen sich die Entwicklungskosten!


    
      6.3 Makroökonomie

    


    Typisch ist die Überschrift über dem Kapitel 16: »Wie kommen das gesamtwirtschaftliche Angebot und die gesamtwirtschaftliche Nachfrage ins Gleichgewicht?« 23Allein hinter der Frage nach einem gesamtwirtschaftlichen Gleichgewicht aber steht schon wieder die Vorstellung, dass der Ausgleich von Angebot und Nachfrage über den Markt zu erfolgen hat. Da steht auf der einen Seite das »Produktionspotenzial«24, auf der anderen Seite die »gesamtwirtschaftlichen Nachfragepläne«.25


    Für die praktische Erläuterung komplexer Zusammenhänge geeignet ist die Beschreibung von Extremsituationen. Eine solche Extremsituation war die Nazizeit zu Beginn im Jahr 1933 und an ihrem »Höhepunkt« während des Zweiten Weltkrieges. Der Beginn (und wohl auch eine wesentliche Ursache) der Naziherrschaft war wirtschaftlich gekennzeichnet durch circa sechs Millionen Arbeitslose. Sieben Jahre später, zu Beginn des Krieges, war die Arbeitslosenquote praktisch bei Null. Ursache war Hitlers aktive Kriegswirtschaft, finanziert von einer »grandiosen« Politik der Verschuldung. Eines der Phänomene während der ersten Kriegsjahre war, dass es, was die Versorgung der Bevölkerung mit Waren des täglichen Bedarfs betraf, kaum Mängel gegeben hat. Natürlich kann man zur Erklärung den Einsatz von Kriegsgefangenen und KZ-Inhaftierten heranziehen. Ohne zynisch sein zu wollen: Wo und wie soll es hier irgendwann und irgendwie auch nur ansatzweise ein gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht gegeben haben beziehungsweise einen Punkt, den man als solchen näherungsweise hätte bezeichnen können? Wenn man die Entwicklung richtig interpretiert, hat eine Diktatur, die sich auf betrügerische Weise Geld beschaffte, dieses Geld in die Wirtschaft gepumpt und damit die Menschen nicht nur von der Straße geholt, sondern außerdem ein gigantisches Produktionspotenzial geschaffen und genutzt.


    Diese Wirtschaft hat zwar mit Mitteln der Marktwirtschaft funktioniert, aber die Marktwirtschaft war nicht der Kern ihrer Existenz. Der Kern lag außerhalb der Märkte, er lag im Bereich des Privaten und des Betriebswirtschaftlichen und des Haushaltswirtschaftlichen, des Kapitals, auch des wirtschaftlichen Staatshaushalts, letztlich also im Bereich der Privatsphäre, wobei man auch dem Staat und seinen Institutionen eine Privatsphäre zubilligen muss. Niemand darf ungefragt militärisches Gelände betreten. Auch auf Polizeigelände haben Fremde keinen Zutritt. Die staatliche Organisation im Zusammenspiel mit der Wirtschaft (der viel geschmähte Korporatismus), den Unternehmen und den wirtschaftlichen Organisationen (Verbänden) schuf die wirtschaftliche Explosion von Produktion und Expansion, unterstützt durch eine hörige, expansive Finanzwirtschaft. Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage, basierend auf gepumptem Geld, hatte das gesamtwirtschaftliche Angebot erzeugt. Wirtschaftliches Wachstum fast ohne Ende, beziehungsweise ist das Ende bekannt. Der wirtschaftliche Neuanfang begann mit einer Entschuldung des Staates, also einer Währungsreform. Die Reichsmark wurde im Jahr 1948 durch die D-Mark ersetzt.


    Das Beispiel zeigt erneut, dass die Märkte makroökonomisch eine untergeordnete Rolle spielen. Ihre Aufgabe, die Tauschaufgabe, ist funktionaler Natur. Das Leben findet außerhalb statt. Der Tausch, das Do-ut-des des Marktes, spielt außerhalb der Märkte kaum eine Rolle. In der Privatsphäre ist das wichtigste Phänomen die Solidarität, die Zusammenarbeit, das Zusammenwirken, in gewissem Umfang auch die Selbstlosigkeit. In der Privatsphäre gelten die Regeln des Kommunismus, der Kommandowirtschaft, wenn man so will, der Planerfüllung, der betrieblichen beziehungsweise betriebswirtschaftlichen, organisatorischen Planerfüllung, auch wenn das unter unseren zivilisierten Verhältnissen nicht mehr militärisch kommandohaft abläuft. Aber Organisationen sind hierarchisch aufgebaut, das Weisungsrecht des Arbeitgebers ist dessen wesentlicher Bestandteil.


    Bofinger sieht in den Alternativen »Markt« und »Hierarchie« zwei Lösungsansätze für wirtschaftliche Betätigung, also eine Art Wahlrecht zwischen kurzfristigen und langfristigen Verträgen.26 Er verweist in diesem Zusammenhang auf die Erkenntnisse der Neuen Institutionen-Ökonomie (Abkürzung: NIE), aber beide verkennen, dass es sich nicht um Alternativen, sondern um unterschiedliche Welten handelt. In der »Hierarchie« geht es um das Funktionieren der Einheiten, um die Produktivität, egal ob es Betriebe sind oder Verwaltungen. Beim »Markt« geht es um den wertäquivalenten Tausch. Die Regeln des Marktes gehören nicht in die Betriebe und Organisationen, die das Hinterland der Märkte bilden. Das Positive an der NIE ist, dass sie sich überhaupt mit den Nicht-Markt-Verhältnissen und ihren Einflüssen befasst, aber einfacher wäre es, wenn man die Erkenntnisse der Organisationslehre und Betriebswirtschaftslehre anwenden würde. Dann käme man auch nicht mehr auf die Idee, überall zu liberalisieren. Denn wer überall liberalisiert, indem er meint, die Gesetze des Marktes anwenden zu müssen oder zu können, der erzeugt in den Haushalten und Betrieben die Kälte des reinen Tauschs, der vernichtet das Wunder der Solidarität und landet im Raubtier-Kapitalismus. Amerika lässt grüßen.


    
      6.4 Ökonomie und Ökologie

    


    Bevor wir fortfahren, darf ich rekapitulieren. Wir haben festgestellt: Der Markt ist der öffentliche Ort der überregionalen Arbeitsteilung. Die Versorgung der Menschen geschieht nicht auf dem Markt, sondern über dem Markt in den Haushalten, aber nicht nur. Die Versorgung erfolgt außerdem aus der Umgebung, aus der Natur, aus der Umwelt (Licht, Luft, Wasser). Der Markt ist ein reiner Tauschort, bei dem rechnerisch identische Werte ausgetauscht werden. Über die Marktbewegung ist man in der Lage, reale Werte in Zahlen auszudrücken, aber der Bezug zwischen den Zahlen und den realen Werten schwindet mit der Zeit. Außerdem hat die markterzeugte Bewertung in Geld nur einen geringen Bezug zu den realen Werten. Der momentane Ausdruck von Knappheit ordnet ein Gut nur ein, zeigt seinen rechnerischen, seinen relativen Wert im Verhältnis zum Wert der anderen auf dem Markt angebotenen Güter. Das ist eine Momentaufnahme, die rein gar nichts über den realen Wert eines Gutes aussagt. Ein gutes Beispiel dafür sind Dumpinglöhne aufgrund eines Überangebots von Arbeitskräften. Der reale Wert der Arbeit, die eingebrachte Lebensarbeitszeit, steht zu den bezahlten Löhnen oft völlig außer Relation.


    Der Markt hat weder ein soziales noch ein ökologisches Gewissen, denn das findet man nur im Hinterland der Märkte, in der Privatsphäre. Wirtschaftliches Wachstum ist lediglich das Wachstum des Geld- und Warenumschlages auf den Märkten. Da der Mensch vieles, wenn nicht gar das Meiste an Versorgung mit realen Werten nicht über die Märkte bezieht, haben Umsatz- und Wachstumszahlen nur einen sehr begrenzten Aussagewert. Dann wäre die nächste Frage jedoch: Was macht man aus der ganzen Erkenntnis über die Prozesse am Markt? Wie kann man das alles noch gedanklich weiterspinnen?


    Wenn man einen ganz großen Bogen spannt, kann man sagen: Der Mensch hat einen Haushalt, der ihn versorgt, und die Natur hat den Naturhaushalt. Die Klimaveränderung ist die Folge unserer Eingriffe in eben diesen Naturhaushalt. Diese Eingriffe sind realer Art, in erster Linie die Hebung und Verwertung fossiler Rohstoffe, Kohle, Öl und Gas. Die Erde hat in ein paar Milliarden Jahren mithilfe der Biosphäre den Kohlenstoff, der sich ursprünglich in der Erdatmosphäre befand und dort als CO2 etwa 29 Prozent des Volumens ausmachte, fast komplett stofflich in stabilen Kohlenstoffverbindungen gespeichert und unter der Erde abgelagert. Wir Menschen haben die Kraft entdeckt, die als abgespeicherte Sonnenenergie darin steckt, denken Sie beispielsweise an das Benzin, mit welcher Kraft es aus einem kleinen Motor heraus stunden- und tagelang tonnenschwere Fahrzeuge bewegen kann.


    Wie gesagt, das CO2 war fast komplett aus der Erdatmosphäre verschwunden und oberhalb und unter der Erde vergraben. Die Erde hatte sich mehr oder weniger in einem Gleichgewichtszustand befunden, wobei seit etwa sechstausend Jahren der Mensch insofern schon eine Rolle spielte, als er durch den großflächigen Ackerbau für eine stabile Erdwärme an vielen Stellen der Oberfläche sorgte. Aber das war alles noch Kreislaufwirtschaft. Erst die Exploration der fossilen Bodenschätze durch den Menschen und deren Rückablagerung in der Erdatmosphäre, das Verbrennen, war und ist der Eingriff in den Naturhaushalt, der zu dramatischen Gegenbewegungen innerhalb desselben führte und immer noch führt. Letztlich wird hier die erdgeschichtliche Entwicklung zurück abgewickelt. Und wir benutzen dafür in erster Linie unsere internationale Arbeitsteilung, also die globalen Märkte. Die Märkte verteilen, was im Hinterland exploriert wird und was dorthin auch wieder zwecks Verarbeitung (Betriebe) oder zum Verbrauch (Haushalte) geliefert wird. Zu den Dingen, die über die Märkte gehen, gehören Arbeitskräfte, Technologien, Flächen et cetera, aber eben auch Rohstoffe. Die Ökonomie hat kein ökologisches Gewissen. Sie nimmt alles, was sie bekommen kann, verarbeitet es für sich oder der Kaufmann arbeitet es so auf, dass er es auf dem Markt in Geld verwandeln, zu Geld machen kann. Denn das ist ja das, was Aufgabe und funktionale Bestimmung des Kaufmanns ist. Der Kaufmann – und damit sind auch die riesigen Ölexplorationsfirmen Exxon und Co gemeint – hat kein ökologisches Gewissen, nur eine Aufgabe.


    Das ökologische Gewissen, das sind wir alle, wobei »alle« der Staat ist und der Mensch, eben nicht der Kaufmann in seiner Verteilfunktion. Aber an allererster Stelle steht der Staat, die Staatengemeinschaft, und das bis in die untersten staatlichen Ebenen, die Gemeinden und seine Behörden. Das sind Dinge, die bei uns eigentlich schon alle wunderbar geregelt sind. Es beginnt beim Baurecht, das heißt, niemand darf so einfach irgendwo eine Hütte hinstellen. Wir haben ein Bauverbot für den Außenbereich, wir haben echte Schutzgebiete für Wasser, für Landschaften et cetera. Auch international kann man beobachten, dass sich das ökologische Gewissen der Menschen entwickelt, wenn man hört, dass ganze Regionen um Hawaii, die Seychellen oder anderswo unter absoluten Naturschutz gestellt werden. Absolut heißt dann: Niemand darf das Gelände oder die Unterwasserregion mehr betreten. Zugleich fragt man sich aber, warum das für das Nordkap noch niemandem eingefallen ist oder für den Golf von Mexiko, oder wenn man hört, dass die unersättlichen Industrien jetzt die Tiefsee-Manganknollen im Visier haben. Es müsste sich doch herumgesprochen haben, dass da unten alles kaputt geht, wenn wir mit dem großen Hebegerät anrollen. Deshalb müssen diese Werte erfasst und von der Staatengemeinschaft so verwaltet werden, dass irreparable Schäden oder Kollateralschäden vermieden werden.


    Ich sehe im Zeitalter von Google Earth und Wikipedia kein Problem darin, die Ressourcen dieser Welt vollständig zu erfassen. Danach muss eine globale Planung aufgestellt werden, die am Ende einen dauerhaften Erhalt der Substanz, also des eigentlichen Kapitals, gewährleistet. Die globale Planung kann für ein paar Jahrzehnte noch einen Ressourcenverbrauch in der Weise gestatten, wie er heute üblich ist, um Brüche in der Versorgung zu vermeiden, aber dann muss es für manche Bereiche absolute zeitliche Grenzen geben.


    Genau an dieser Stelle fragt man sich, woher die Verantwortungslosigkeit der Staaten kommt, dass sie ihre Aufgaben nicht wahrnehmen, dass sie die Zerstörung nicht verhindern, sondern sogar befördern. Dafür gibt es unterschiedliche Gründe, je nachdem, in welcher Situation sich ein Staat befindet. An erster Stelle steht der Versorgungsgedanke. Ein Staat mit einer unterdurchschnittlich armen Bevölkerung kann eine Genehmigung nicht verweigern, die die Versorgungssituation seiner Bevölkerung zu verbessern verspricht.


    
      6.5 Armutsfalle und Reichtumsfalle

    


    Aber auch ein Staat wie unserer mit einem überdurchschnittlichen Versorgungsniveau steckt in einer Klemme. Eine hoch entwickelte Industrie benötigt den Druck, den wirtschaftliches Wachstum erzeugt, um seine Beschäftigungsverhältnisse zu stabilisieren. Ohne Wachstum verlieren schnell große Teile der arbeitenden Bevölkerung ihre Beschäftigung, weil kein Aufbau mehr stattfindet. Unsere Einkommensverteilungssysteme sind darauf nicht eingerichtet. Nur kleine Teile der Bevölkerung und der Politik können sich vorstellen, dass es ein Einkommen gibt, das ohne Bedingung ausbezahlt wird, also ohne Marktberührung, also ohne Tausch, sondern direkt, obwohl die Erde uns die Ressourcen kostenlos zur Verfügung stellt, und obwohl viele Maschinen Tag und Nacht laufen und produzieren, ohne dass sie mehr brauchen als Strom und ein wenig Aufsicht. Die Arbeit macht die Maschine. Aus dem Beschäftigungs- und Wachstumsdruck erwächst für den Staat die Notwendigkeit, abzuwägen zwischen der Wahrnehmung der Schutzaufgabe für die Natur und der Wahrnehmung der Versorgungsaufgabe für die Bevölkerung.


    Der reiche Staat steckt sozusagen in einer Wohlstandsfalle. Sowohl die Armutsfalle des armen Staates wie auch die Reichtumsfalle des reichen Staates ist unüberwindbar, wenn es den Staaten nicht gelingt, Systeme zu installieren, die sie aus den Fallen befreien. Die Staaten müssen in die Lage versetzt werden, sich zu exkulpieren, sie müssen ihre Unschuld wiederherstellen, sie müssen sich von der ökonomischen Erbsünde befreien, die da heißt: Versorgungsstaat. Denn in Wahrheit ist die Schaffung von Wohlstand Sache der Eigenversorger, also der Haushalte (zu denen auch der Staatshaushalt gehört) und der Kaufleute, also der Betriebe, die für die arbeitsteilige Fremdversorgung zuständig sind. Der Versorgungsstaat ist das Problem!


    Der Versorgungsstaat ist eine Art Krankheit, die aus den besagten Gründen immer mehr um sich greift. Von dieser Krankheit müssen sich die Staaten befreien. Der Weg aus dem Versorgungsstaat geht über die Haushalte und Betriebe, also über das leistungsfähige private Hinterland. Das Hinterland ist für die Versorgung zuständig. Allerdings nur, wenn dessen finanzielle Versorgung, also ihre Versorgung mit Geld, sichergestellt ist, kann sich der Staat auf seine Schutzaufgabe zurückziehen. Die Einkommensverteilung muss stimmen. Die Frage ist natürlich, wie das zu geschehen hat, denn diese Antwort klingt ja wie der Versorgungsstaat selbst.


    
      6.6 Das Wunder der Solidarität

    


    Der Gedanke, der aus dem Dilemma herausführt, heißt Solidarität. Wir haben diesen Gedanken bei der Erörterung der Sozialen Marktwirtschaft bereits kennengelernt: Es kommt darauf an, innerhalb der Betriebe zwecks Versorgung der Haushalte die Einkommen so zu verteilen, dass sie für die Haushalte auskömmlich sind. Dafür ist es auch erforderlich, die Einkommen zwischen den Betrieben über Kartellvereinbarungen (Spielregeln für den Markt) so zu verteilen, dass möglichst vielen ein Überleben ermöglicht wird.


    Man könnte jetzt meinen, dass wir uns hier wieder einmal dem Sozialismus nähern, aber das Gegenteil ist der Fall: Dadurch, dass die Betriebe selbst für auskömmliche Einkommen sorgen, entfällt die Versorgungsaufgabe des Staates. Übrig bleibt lediglich die staatliche Fürsorge für die Mitglieder der Bevölkerung, die aus gesundheitlichen Gründen nicht in der Lage sind, am Erwerbsleben teilzuhaben. Die Inanspruchnahme des Staates wird subsidiär. Im Grunde müssen wir ansonsten zu dem Zustand zurück, wie er vor Bismarck herrschte: Dem Staat ist die soziale Frage egal, das regelt die Haus- und Betriebswirtschaft, die Bevölkerung selbst.


    Der zweite Gedanke, der aus dem Dilemma herausführt, heißt: Hohe Preise sind gut und nützlich. Dieser Gedanke ist erforderlich, weil die Zurückhaltung des Staates oder der Staaten bei der Genehmigung des Abbaus von Ressourcen zwangsläufig zu höheren Preisen führt. Man könnte meinen, dass höhere Preise die Bevölkerung wiederum verarmen lassen. Das ist jedoch nicht der Fall, weil die höheren Preise in den Betrieben zu höheren Umsätzen, also zu höherer Wertschöpfung führen. Das heißt, das Volumen an Geld, das zur Umverteilung zur Verfügung steht, steigt. Der Zahler (Verbraucher) war vorher beziehungsweise ist zugleich der Nutznießer. Das Entscheidende ist die Marge, die Wertschöpfung, der Mehrwert, der die höheren Einkommen schafft, allerdings in Kombination mit einer funktionierenden Solidarität, sprich: Verteilungsgerechtigkeit innerhalb der Betriebe und Unternehmen. Hier spielen große und kleine Verantwortlichkeiten eine Rolle. Wo die soziale Komponente beim Unternehmer unterentwickelt ist, wo die Unternehmensethik unterentwickelt ist, der Unternehmer also nicht für ausreichend Einkommensgerechtigkeit sorgt, tritt bei uns die Tarifautonomie in Kraft. Es ist dann Aufgabe der Gewerkschaften, mit Ausübung von Druck einen echten Interessenausgleich herbeizuführen. Gewerkschaften sind nicht immer ausreichend unternehmensinteressenorientiert, wie sie es eigentlich sein sollten, aber im Allgemeinen schon, vor allem im Hinblick auf ganze Branchen.


    Etwas genauer betrachten kann man noch die Frage, ob hohe Preise nicht ein Nullsummenspiel sind. Wer mehr verdient, muss ja auch mehr bezahlen. Die Erläuterung ist nicht ohne Weiteres verständlich, aber man kann es sich wieder mit einer Extremdarstellung klarmachen: Viele Produkte durchlaufen einen mehrstufigen Produktions- und Verteilungsprozess. In den großen Konferenzen wird immer wieder die Frage nach dem Anteil der einzelnen Stufen an der sogenannten Wertschöpfung gestellt. Das Beispiel sei die Milch beziehungsweise der Milchpreis. Wenn nun der Konkurrenzkampf im Einzelhandel die Preise so drückt (der Kunde, der Verbraucher ist glücklich), dass dem Handel keine Marge bleibt, dann leiden erst einmal nur die Handelsbetriebe, am Ende die Löhne ihrer Mitarbeiter. Natürlich gibt der Handel den Druck weiter bei den Verhandlungen mit den Molkereien. Jetzt leiden die, beziehungsweise deren Mitarbeiter müssen Einkommensverluste hinnehmen. Die letzten sind die Milchbauern, denen die Molkereien die Preise vorschreiben, das heißt, auch hier wird der Druck weitergegeben. Von allen Stufen aus führt der Einkommensausfall der Mitarbeiter an der Wertschöpfung irgendwo anders zu Nachfrageausfall, der dann auch dort zu Einkommensausfall führt. Man kann den Gedanken bis dahin ins Extrem fortführen, indem die Milch als Zugabe an der Kasse verschenkt wird, also keinen Preis mehr hat. Dann ist die Wertschöpfungskette verschwunden und die Einkommensverteilung am Ende. Das imaginäre Ziel aller Preissenkungen ist immer Null. Der Verbraucher nimmt alles und am liebsten, wenn er es geschenkt bekommt (Zugaben). Aber seine Freude ist vorschnell, denn der Verlust an Einkommen trifft ihn am Ende selbst. Ein gutes Beispiel sind die Ausgaben für Lebensmittel, die in Deutschland nur noch zwölf Prozent bei den Haushaltsausgaben ausmachen – eine Folge des staatlich gewollten Preiskampfes (Verbot von Festpreisen, Wegfall des Rabattgesetzes und der Zugabenverordnung), der ein Ausbluten der ganzen Lebensmittelbranche zur Folge hatte und hat.


    Deshalb sind hohe, angemessene Preise wichtig, also der Wohlstand der Unternehmen, und nicht vorrangig der Vorteil des Verbrauchers. Denn im Ergebnis wird der Staat von einer prosperierenden Wirtschaft, letztlich also in einem sozialen Kapitalismus, den wir heute Soziale Marktwirtschaft nennen, von der Notwendigkeit des Versorgungsdenkens befreit, weil die Unternehmen die Versorgungsaufgabe übernommen haben. Deshalb: Der Staat kann die Umwelt schützen, ohne auf den Ruf der Bevölkerung nach Erleichterung durch niedrigere Preise oder Hilfe durch zusätzliche Einkommen zu hören. Da die vonseiten des Staates erzeugte Knappheit den Ressourcenverbrauch reduziert und die neue Mangelsituation zugleich zusätzliche Leistungen, also Beschäftigung, erfordert, wird der Staat auch aus der Wachstumsfalle befreit.


    Wenn man also der Gemeinschaft, den staatlichen und überstaatlichen Behörden, die Aufgabe stellt, den begrenzt verfügbaren Teil der Welt zu schützen und seinen Verbrauch so zu beschränken, dass der Naturhaushalt nicht gestört werden kann, dann wäre damit die staatliche Aufgabe formuliert.


    
      6.7 Bedingungsloses Grundeinkommen (basic income)

    


    Die halbwegs gerechte Einkommensverteilung innerhalb der Gesellschaft benötigt allerdings noch eine Komponente, die auch außerhalb der Betriebe für einen Ausgleich der Einkommensungleichgewichte sorgt. Ein solcher Ausgleich zwischen Haushalten, also ein Ausgleich der Haushaltseinkommen untereinander, kann nur staatlicherseits organisiert werden, weil alle Haushalte einbezogen werden müssen. Ich spreche vom viel besprochenen bedingungslosen Grundeinkommen (BGE).


    Ich bin ein Anhänger des BGE, allerdings mit einem eigenen Modell. Ich meine, dass die heute diskutierten Modelle allzu sehr von Anspruchsdenken geprägt sind, namentlich vom Anspruch auf ein Existenzminimum. Ein BGE hat nichts mit Sozialhilfe zu tun. Es hat damit zu tun, die Wertschöpfung halbwegs gerecht – quasi als Dividende – auf die Bevölkerung zu verteilen. Bei einer Dividenden-Zahlung fragt auch kein Unternehmen den Aktionär: »Reicht Dir das zum Leben?«, sondern der Empfänger bekommt das Geld einfach so, einzige Bedingung: Er ist im Besitz einer Aktie. Genauso ist das beim BGE: Voraussetzung ist: Du bist ein erwachsener Mensch. Es wäre Unsinn, an jemanden ein BGE auszubezahlen, einen Einkommensausgleich herzustellen, wenn er selbst nicht am Einkommensprozess teilnehmen kann.


    Für mich ist ein BGE eine gesellschaftliche Umverteilung von Einkommen, aber ganz stringent angebunden an die Leistungsfähigkeit und die Leistungswilligkeit einer Gesellschaft. Die Einkommen werden gemessen an den Zahlungen, die über den Markt gehen. Der Staat kassiert davon Einkommensteuer. Diese Staatseinnahmen aus Einkommensteuer sollte man erst teilweise, am Ende vollständig für die Zahlung eines BGE verwenden.


    Wer viel verdient, zahlt heute hohe Steuern, die der Staat kassiert und verbraucht. Wenn man die Staatseinnahmen im Wesentlichen auf die Umsatzsteuer beschränkt und die Einkommensteuer zurückverteilt, würde gesellschaftlich insgesamt dadurch eine Versorgungsgröße geschaffen, die den Staat noch stärker von der Versorgungsaufgabe befreit. Ein BGE wäre auch deshalb wichtiger Bestandteil der Gesamtmaßnahmen, weil die Preis- und Einkommenssteigerungen, die durch die Verknappung des Verbrauchs an Ressourcen ausgelöst werden, besser und schneller gepuffert würden. Auch der Staat würde freier im Hinblick auf die Bewältigung seiner Schutzaufgaben.


    Ein solches BGE hätte nichts mit Sozialhilfe zu tun oder einem existenzsichernden Einkommen. Die Höhe wäre erst einmal weit geringer und außerdem variabel. Es könnte auch monatlich anfangs 31,20 Euro betragen oder 44,89 Euro, was in der Summe jährlich 22,5 oder 32,3 Euro Milliarden wären, also Summen, die in Relation zu unserem Bundeshaushalt stehen. Sollte nämlich ein solches Einkommen die Menschen veranlassen, weniger zu arbeiten und zu verdienen, was bei dieser Größenordnung noch nicht zu erwarten ist, dann würde das auch sofort in der Höhe der Dividende bemerkbar und würde den Leistungsdruck wieder erhöhen. Ein BGE wäre sozusagen einerseits eine Luxuskomponente der Sozialen Marktwirtschaft, ein kleines Druckventil zur Befreiung des Individuums von Leistungsdruck, andererseits eine Entlastung der Sozialhaushalte von Bund, Ländern und Gemeinden, also ein Weg zur Entbürokratisierung. Der Bürger würde viel lieber als heute Einkommensteuer bezahlen, weil er einen Teil zurückbekommt und in gleicher Weise teilnimmt, als wenn er weniger oder ganz wenig verdient.


    Verteilt wird das, was der Wähler als Anteil an der Steuereinnahme prozentual festlegt. In guten Zeiten werden die Zahlen allmonatlich mehr, in schlechten weniger. Das Wohl und Wehe des Staatshaushalts spiegelte sich im Privathaushalt wider. Das bedingungslose Grundeinkommen dieser Art wäre eine elegante Methode, beim Bürger Staatsnähe herzustellen!


    Wichtig ist auch, dass damit die Frage des Verbraucherschutzes geklärt ist. Niemand muss den Verbraucher vor überhöhten Preisen schützen. Es ist lediglich Aufgabe der Gewerkschaften, die Haushalte vor zu niedrigen Einkommen zu schützen. Die eigentliche Verbraucherschutzaufgabe, der Schutz vor Gift, Verderbnis, Betrug läge dann im Bereich der Innenministerien, der Ordnungsbehörden und der Polizei, also da, wo sie schon lange hingehört – und nicht im Wirtschaftsministerium, wo der Verbraucherschutz das Ministerium im Inneren spaltet.


    
      6.8 Generationengerechtigkeit und Respekt

    


    Auch das nächste Problem hat einen Namen und heißt Generationengerechtigkeit. Um die Schieflage zu erfassen, müssen die etablierten Vermögen in die Betrachtungen einbezogen werden. Wenn sich das Steuersystem allein auf das Marktgeschehen konzentriert, bleiben die wachsenden etablierten Vermögenswerte draußen. Im Grunde hat das Steuersystem schon deshalb eine gewaltige Schieflage, weil es sich auf die Markteinkommen, also nur auf die Geldeinkommen bezieht. Natürlich kann man jetzt fragen: Was macht es für einen Sinn, sich ein Häuschen zu bauen, wenn später der Nutzen bewertet wird und darauf Steuern bezahlt werden müssen? Aber um diese etablierten Vermögen geht es nicht. Es geht um die, die sich aufgrund ihrer Höhe schon längst von der Versorgungsaufgabe abgekoppelt haben, es geht um Privatkapital, das letztlich den Zugang für nachwachsende Generationen aus den besagten Gründen behindert und darüber hinaus genau diese Generation mit den Kosten aus der Vergangenheit belastet.


    Das Argument, das üblicherweise an dieser Stelle auftaucht, lautet: Jetzt sollen wir also auf die Dinge, die wir uns von unserem versteuerten Einkommen gekauft haben, noch einmal Steuern bezahlen. Meine Antwort ist eine biblische. Schon unsere Urväter, die ihre Weisheit im Alten Testament niedergeschrieben haben, hatten eine Lösung für dieses Problem. Sie verteilten die Grundstücke nach sieben mal sieben Jahren neu, nämlich im fünfzigsten Jahr. Das geschah zu einer Zeit, als Landbesitz quasi die einzige Existenzgrundlage der Menschen war, abgesehen davon, dass die Methode – wenn überhaupt – nur eine kurze Zeitperiode der Menschheit lang angewandt wurde. Dennoch: Die theoretische Lösung heißt Realverteilung und nicht Besteuerung. Denn durch Besteuerung wird niemand reicher (außer der Staat), allenfalls jemand ärmer, nämlich der Reiche, der zu zahlen hat. Die Belastung mit Steuern ist daher nicht die richtige Methode. Eine Teilung oder Aufteilung (Realteilung) ist bei unserer Verteilung der Reichtümer in Privateigentum, Firmeneigentum, Staatseigentum, angelegt in Immobilien, Aktien, Finanzpapieren, sonstigen Wertanlagen allerdings nicht realisierbar, außer durch Erbteilung, was aber bei den niedrigen Kinderzahlen kaum noch funktioniert. An seine Stelle könnte das BGE treten, wie es bereits beschrieben wurde.


    Die Jugend ist heute zu Recht stinksauer auf die Politiker in Griechenland, Spanien, Tunesien, Israel, um nur einige Länder zu nennen. Die ökonomischen Theorien bieten keine Lösung an, die in Lindau versammelten Nobelpreisträger (August 2011) zuckten mit den Schultern.27 Sie lassen zu viele Dinge außer Acht, die vom Markt unabhängig sind


    Natürlich leben wir heute von arbeitsteilig herbeigeschafften und bezahlten Produkten, aber das ist nur der kleinste Teil dessen, was wir aus unserer Umgebung empfangen. Wenn wir uns umsehen, ist alles voller Licht, ist es warm, weht ein Wind, leuchten Gebäude, Bäume, lachen oder schreien Kinder, rollen Autos. Was wir auf dem Teller haben, was und wie wir verdauen, davon haben wir Menschen durch die Wissenschaft eine ungefähre Vorstellung, aber was wirklich vor sich geht, wenn ein Fingernagel wächst oder ein Apfel verdaut wird und seine Stoffe in den Körper gelangen, wissen wir nicht. Ohne all das Gott-gegebene könnten wir nicht leben, wäre sofort alles zu Ende. Was ich damit sagen will: Das Kommerzielle ist in unserem Bewusstsein viel zu sehr in den Mittelpunkt gerückt. Die Märkte sind ein winziger Pups gegen die Allmacht von Wind, Wetter und Meereswellen. Wir haben uns mithilfe der Technik und der Segnungen der Arbeitsteilung von den Unbilden der Natur befreit, wir sterben kaum noch jung, frieren kaum noch, hungern kaum noch (jedenfalls in unseren Breiten) und nehmen dafür in abenteuerlichem Umfang Eingriffe in die Natur in Kauf, eben mit viel zu wenig Beachtung des Wertes an sich, den die Dinge wirklich haben, das Meer, die Berge, die Flüsse und Seen, die Landschaften.


    Bei der Betrachtung quasi fest eingeschweißter Mastschweine, vollgekoteter Lachsfarmen, fettleibiger Mastkühe, künstlicher Giftseen für die Aufbereitung von Öl aus Ölsand und riesiger, auf dem Meer schwimmender Plastikinseln, erkenne ich nur noch eine gigantische Respektlosigkeit und den Verlust des Verständnisses vom Wert an sich. Und meine Vermutung ist, dass dahinter unter anderem die ökonomischen Theorien stecken, meine Vermutung ist aber auch, dass das unter anderem buchhalterische Gründe hat. Wer alles in Zahlen ausdrückt, hat am Ende nur noch Respekt vor Zahlen. Aber mit ihnen lassen sich nur bedingt Wissen, Weisheit, Durchblick und am Ende Ehrfurcht oder Gerechtigkeit herstellen.


    Man könnte den schwarzen Peter jetzt den Kaufleuten zuschieben, weil die das Zahlensystem erfunden haben, aber das ist zu kurz gedacht. Die Kaufleute sind die Menschen, deren Beruf es ist, uns mittels Arbeitsteilung über Märkte mit Gütern zu versorgen. Die Kaufleute sind keine Denker, keine Politiker, keine Philosophen, keine Gutmenschen. Sie haben die Aufgabe, Geld zu verdienen, also für Wertschöpfung, für Geldmehrung zu sorgen. Die Kaufleute nehmen den Raum wahr, den ihr die Gemeinschaft, die Politik, lässt. Sie sind so fehlbar wie Verbraucher, die nur ihren Vorteil kennen, sie sind auch nur Menschen. Aber so, wie es keine Kindererziehung ohne Grenzen und Respekt gibt, so darf es auch sonst keine Grenzenlosigkeit und keine Respektlosigkeit geben. Schon gar nicht gegenüber der Natur, denn die Natur ist ein Wert an sich.


    Nebenbei gesagt – sind auch die Verbraucher gegenüber den Kaufleuten und der Natur respektlos, wenn sie alles billig haben wollen, das heißt, sie wollen deren Leistungen fast umsonst. Dass der Schuss nach hinten losgehen muss, haben wir schon erörtert. Deshalb: Die Politiker und die Ökonomen sind schuld, weil sie sich an den Zahlen orientieren, also an den Geldwerten anstatt an den Werten, obwohl ein kleines Umdenken ja schon feststellbar ist. Sie geben den Kaufleuten und dem Kaufmännischen einen zu hohen Stellenwert. Gleichzeitig behandeln sie sie schlecht. Staat und Politik können sich vom Geldwertdenken nicht lösen, weil das Geld der einzige gemeinsame Nenner ist. Andere Werte, Arbeitslosenzahlen, Neuemissionen, Zulassungszahlen für Kraftfahrzeuge, Baugenehmigungen et cetera werden zur Kommentierung herangezogen, sind auch nicht ganz ohne Bedeutung, aber können, weil es objektiv keine Gewichtung gibt, nicht zu einem Gesamtindikator zusammengefasst werden.


    
      6.9 Die Vielfalt der realen Wirtschaft und die Einfalt der Theorien

    


    Zurück zum normalen Marktprozess, zum Geschäft des Kaufmannes, also des Anbieters und dem des Nachfragers, der die Märkte besucht. Mit der Vorstellung, dass die Kunden das Gold in der Tasche haben, auf das es der Kaufmann abgesehen hat, um das er sich bewirbt, bekommen wir ein anderes Gefühl für das, was den Verbraucher ausmacht. Bei uns ist der Verbraucher üblicherweise das arme Würstchen, das dem Monopolisten oder Oligopolisten gegenübersteht, auf ihn angewiesen ist und von ihm ausgebeutet wird. Die Sicht ist jedoch jetzt erst einmal ins Gegenteil gedreht. Der Verbraucher hat das wertvolle, goldwerte Universaltauschmittel in der Tasche, das ihm der Kaufmann aus der Tasche locken will. Der Goldbesitzer geht von Geschäft zu Geschäft, von Markt zu Markt und genießt seine Position als goldgekrönter »König Kunde«. Der Kaufmann ist erst mal machtlos, weil an Ware und Ort gebunden. Er hat eine Ware oder zwei oder 30 000, die er dem Goldbesitzer zum Tausch anbietet. Wenn der nicht will und das Geschäft verlässt, ohne sein Gold dazulassen, ist der Kaufmann wehrlos. Der arme Verbraucher, der zu viel bezahlt, ist deshalb eine Schimäre.


    Ich will damit nicht die Armen verhöhnen. Natürlich gibt es ihn, den armen Verbraucher. Den muss man nicht erfinden, wir haben schließlich ein wachsendes Prekariat durch die Öffnung der Einkommensschere. Aber es ist doch Unsinn zu glauben, dass der Kaufmann den armen Kunden reich machen kann, indem er ihm etwas billig verkauft? Wenn es in Deutschland und wahrscheinlich auch anderswo eine wachsende strukturelle Armut gibt, dann kann das nicht daran liegen, dass die Kaufleute zu teuer verkaufen. Das liegt doch vielmehr daran, dass sie zu wenig verdienen, dann Leute entlassen, Billiganbieter gründen (Airlines), oder pleitegehen (Schlecker).


    Die Einnahmen des Kaufmanns, sein Umsatz, kommen seinem Hinterland zugute, seinen Mitarbeitern, seinen Lieferanten, seiner Region. Wenn er an der Front ein Opfer bringt, eine soziale Wohltat in Form von Niedrigpreisen gewährt, wird das zwangsläufig nach hinten weitergereicht. Am Ende erreicht es denjenigen, der sich den billigen Einkauf gewünscht hat. Die Leute im Hinterland werden doch ausschließlich dann wohlhabend, wenn vorne an der Front etwas verdient wird, wenn Margen realisiert werden, das heißt viel Gold eingesammelt wird, was nach hinten weitergereicht wird. Der Gedanke ist doch naheliegend, dass der Margen-Druck die Einkommen im Hinterland mindert, dass dadurch die Gerechtigkeit in der Einkommensverteilung leiden muss, und dass so das Prekariat entsteht. Das kann doch kein Kaufmann durch soziale Wohltaten aufhalten, nicht einmal eine ganze Branche, die nur noch niedrigpreisige Ware anbietet, kann das. Derlei führt doch zwangsläufig in die Armut. Deshalb geht nichts über ein Hochlohnland. Wer hohe Löhne bezieht – und erst recht hohe Einkommen – kann doch auch hohe Preise bezahlen. Das alles hier sind doch am Ende Überlegungen, mittels derer es den Menschen besser gehen soll. Da wird nichts weggenommen, sondern dazugegeben.


    Was den ärmeren Menschen fehlt, ist das Gold in der Tasche. Die Frage ist doch nicht, wie halte ich die Preise niedrig, sondern wie halte ich die Einkommen hoch. Hier sind wir bei der Einkommensgerechtigkeit, die wir mit Bezug auf Herrn Ackermann, aber auch durch die Erwähnung der Gewerkschaften, schon einmal angerissen haben. Das Thema lautet bei uns Soziale Marktwirtschaft, weil sie Systeme des sozialen Ausgleichs beziehungsweise auch Gleichgewichts beinhaltet, nämlich Solidarsysteme und Sozialgesetze. Es ginge zu weit, wenn wir das jetzt im Einzelnen auch noch ausführen würden. Aber grundsätzlich kann man sagen, wenn die Menschen mit etwas mehr Geld/Gold in der Tasche über die Märkte schlendern würden, dass sie dann auf jeden Fall weniger zu Aldi gingen, weil ihnen andere Angebote vielleicht nicht unbedingt von der Produktqualität her, aber sicherlich an Vielfalt und Service eine ganz andere Qualität bieten.


    Wenn wir das Marktgeschehen bisher als juristische und buchhalterische Veranstaltung gesehen haben, dann ist das zwar der ökonomische Rahmen, der gesteckt wurde, aber das Marktgeschehen hat doch mit mehr zu tun als mit Buchungssätzen. Wenn wir in ein Croissant beißen oder einen Schluck Wein trinken, dann spielen die Ökonomie, also das Bezahlen, und die Ökologie, also der Energieverbrauch, zwar ein Rolle, aber das Wichtigste an beiden Produkten ist ihre Qualität, ihr wahrer Inhalt und dessen Ausdruck, der Geschmack, die Anmutung, das Kauferlebnis, die Verlässlichkeit, die Reinheit. Was hilft es, wenn der Wein billig ist und nach Essig schmeckt, oder die Wohnung billig, aber zu laut, oder wenn ein Kleid zwar passt, aber modisch zehn Jahre zurückliegt? Wir legen an unterschiedliche Produkte unterschiedliche Maßstäbe an, und nicht nur das. Ein jeder hat andere Prioritäten, andere Geschmackssensoren, andere finanzielle Möglichkeiten. Deshalb reicht es bei Weitem nicht aus, dass der Kaufmann, der Unternehmer, rechnen kann, dass er mit Geld umgehen kann. Es kommt noch eine zweite, eine substanzielle Seite hinzu, die die Sache farbig und unendlich vielfältig macht.


    Und auch hier setzt meine Kritik an den bestehenden volkswirtschaftlichen Theorien an. Sie erfassen in keiner Weise, was Wirtschaft eigentlich ist. So wenig die Finanzrechnung für das realwirtschaftliche Haushalten ausreicht, umso eindrucksvoller sind doch die strukturellen Unterschiede der Märkte. Man denke an die tausend Reissorten in Thailand oder die zweitausend Käsesorten in Frankreich. Jedes Produkt hat eigene Märkte, jede Branche hat ihre Eigenheiten, ihre Gesetzmäßigkeiten. Um nur einige Produkte zu nennen: Milch, Stahl, Produktionsmaschinen, Automobile, Reifen, Benzin, Pharma, Fensterglas, Fassaden, Hochbau, Textilien, Schuhe, Taschen, Strom, Kraftstoffe, Haushaltsgeräte, Baustoffe, Betonteile, Matratzen, Gase, Häuser, Möbel, Süßwaren, Lebensmittel et cetera. Es werden wohl circa 500 000 Produkte oder mehr sein und ebenso viele Märkte. So unterschiedlich die Behandlung der Produkte bei ihren Nutzern, den Haushalten und Betrieben ist, so unterschiedlich strukturieren sich die Märkte. Betriebswirtschaftliche Argumente der Qualität, der risikofreien Herstellung, Lagerung und Verteilung, der regionalen Präferenz und Begabung (Krabbenkutter an der Nordsee, Autohersteller im Schwabenland et cetera) tauchen in den aktuellen Theorien nicht auf, werden ignoriert. Die Volkswirtschaftslehre ignoriert die Vielfalt der Produkte und die Unterschiedlichkeit der Märkte, träumt von einer vollständigen Information und schert sie über einen Kamm, hat für alles nur ein Modell.


    Die Angebots- und Nachfragekurve ignoriert zum Beispiel auch die zeitliche Komponente, die im täglichen Marktgeschehen manchmal die allergrößte Bedeutung hat: Früchte, die morgens um sechs auf dem Großmarkt nicht verkauft werden, sind wertlos, auch wenn sie zwei Stunden vorher noch für fünf Euro je Kilo angeboten wurden. »Mode ist wie Frischobst«, sagte einst der deutsche Modekönig Eickhoff. Das reine Skigebiet hat außerhalb der Wintersaison keinen Marktwert. Das Restaurant ist morgens leer, Bahnhöfe und Flughäfen nachts, gewichtige Investitionsgüter haben eine lange Lebensdauer, ihre Produzenten sind immer die ersten Opfer einer Krise, weil sich die Investitionen verschieben lassen, die Zeitung von gestern ist auch Schnee von gestern. Die Lehre träumt von vollständigem Wettbewerb und vollständiger Transparenz. Nicht einmal der Kaufmann selbst hat vollständige Transparenz! Und vollständige Konkurrenz macht jede Arbeitsteilung sinnlos. Denn Arbeitsteilung soll Knappheiten ausgleichen beziehungsweise beseitigen. Bei einer quasi unbegrenzten Vielzahl von Anbietern gibt es keine Knappheiten mehr. Da können doch nur wieder ganz viele nach Hause gehen und sich andere Angebote überlegen, weil es ohne Knappheit nichts zu verdienen gibt.


    Die Zahl der Produkte, vor allem der Endprodukte, ist begrenzt. Betrachten Sie ein Einfamilienhaus und seinen Inhalt beziehungsweise seinen Verbrauch. Da haben Sie alles zusammen. Und für jedes einzelne Teil gibt es schon immer viele Anbieter. Und darüber hinaus ist es nicht so einfach, ein produziertes Produkt auszuwechseln. Der Bauer kann auf einem Feld unterschiedliche Früchte anbauen, aber eben auch nur das. Wenn sich Landwirtschaft nicht mehr lohnt, kann er doch nicht anfangen, Sportwagen zu bauen, selbst wenn die gerade knapp sind. Aber genau das verlangt der Volkswirt. Die Menschen werden durch Effizienzsteigerung freigesetzt und können sich neuen Aufgaben widmen, dadurch steigt in der Summe der Wohlstand, sagt er. Da ist natürlich auch etwas Wahres dran, aber das Entscheidende ist zum einen die betriebswirtschaftliche, also die tatsächliche Bewältigung der Umstellung, und zum anderen die bereits erörterte Frage, ob das zahlenmäßige Wachstum eine Steigerung des Wohlstands ausmacht oder eine Verringerung. Denn wer seine berufliche Aufgabe verliert, verliert nicht selten seinen Lebensinhalt oder die Identität einer Region oder das seit Jahrhunderten aufgebaute, wunderbare Know-how.


    Die Modelltheorien fassen das kaufmännische Leben in Geldwerten zusammen, weil sie es nicht anders zusammenfassen können. Die Gewerbetreibenden erleichtern es ihnen, weil sie alles in Geldwerten festhalten und dadurch der Schein entsteht, dass wir es hier mit der Realität zu tun haben. Der Lehre fehlt die Bescheidenheit zu sagen: was wirklich passiert, können wir nicht in Zahlen fassen, sondern nur beschreiben. Stattdessen hat sie ein Zauberwort erfunden: ceteris paribus, alles andere bleibt gleich. Dann findet sich die Realität auf einer Linie wieder, wo eigentlich ein ganzes Büschel oder Bündel gezeichnet sein müsste. Weil nirgendwo irgendetwas gleich bleibt, ist die Anwendung der ceteris-paribus-Klausel jedoch generell unzulässig. Die hier formulierte Kritik an den Modelltheorien ist übrigens uralt und wurde einst Methodenstreit genannt.


    Der Methodenstreit ging für die Historische Schule genauso verloren, wie der Erste Weltkrieg für Deutschland verloren ging. Ihr wichtigster Protagonist, Gustav Schmoller, starb im Jahr des Kriegsendes 1917. Die Krise 1929 gab ihrer Idee den Rest. Fortan kamen die großen Ideen aus dem angelsächsischen Raum, Keynes, Galbraith, ­Friedman, um nur einige zu nennen, während vor dem Ersten Weltkrieg noch alle Welt nach Deutschland gereist ist und den Dialog mit den hiesigen Gelehrten gesucht hat. Danach spielten noch die europäischen Liberalen um von Hayek und von Misses eine gewisse Rolle, aber an der Dominanz der anglo-amerikanischen Ökonomik ändert das nichts, es verstärkt sie wahrscheinlich sogar noch. Allerdings regt sich seit einigen Jahren innerhalb der europäischen Wissenschaft Widerstand. Da gibt es Leute, die bezeichnen die herkömmliche Lehre als autistisch, meinen damit ihre Enge, ihre Scheuklappen und haben eine Bewegung, die Post-Autisten, gegründet. Ich sehe bisher allerdings nicht, dass sie sich wirklich von der Methodik der Neoklassik lösen können, da sie in den regulären Wissenschaftsbetrieb eingebunden sind. Der Harvard-Ökonom John Kenneth Galbraith ersann vor 22 Jahren eine erfolgreiche Kunstfigur, die erkannte, dass man keine Professur auf Lebenszeit bekommt, »wenn man zu nah am richtigen Leben forscht«28. So ist das wohl auch bei den Post-Autisten. Aber man soll ja die Hoffnung nicht aufgeben. Jedenfalls formulieren sie ihre Kritik heftig, und die Zahl ihrer Mitstreiter wächst.
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      7. Das unselige Kartellrecht (occupy antitrust)

    


    Zuletzt ist es gerechtfertigt, noch einmal auf ein Thema zurückzukommen, das in seiner negativen Bedeutung nicht hoch genug eingeschätzt werden kann: Das Kartellrecht, ursprünglich im Jahr 1881 in den USA eingeführt als Sherman Antitrust Act. Der Siegeszug nach Europa nach dem Jahr 1956 war eine Kriegsfolge. Darauf wurde schon eingegangen. Aber weshalb ist das Kartellrecht im Kern so falsch, so verwerflich? Die Verfechter des Kartellrechts argumentieren damit, dass es den Wettbewerb schütze. Der Wettbewerb als Motor der Innovation sei unverzichtbar.


    Der gedankliche Fehler des kollektiven Wettbewerbsrechts liegt in der Überhöhung, in der Ideologisierung des Begriffs »Wettbewerb« und die Konzentration auf einen einzigen Aspekt, nämlich das konkrete Verhalten des einzelnen Marktanbieters auf dem Markt. In den zahllosen Diskussionen wurde ich von den Befürwortern unseres Kartellrechts nicht selten als Erstes gefragt, ob ich gegen Wettbewerb sei, was ich stets wahrheitsgemäß verneinte beziehungsweise mit der Gegenfrage beantwortete, welche Art von Wettbewerb denn gemeint sei. Denn nach meinen Beobachtungen und Überlegungen gibt es eine Vielzahl von Einflussfaktoren, die am Ende konkreten Einfluss auf das Marktgeschehen haben, insbesondere auf das Angebot, auf dessen Qualitätsstruktur und natürlich auch auf die Preisbildung. Die wichtigsten Einflussfaktoren liegen alle außerhalb der Marktsphäre, der Katallaxie. Sie liegen im Bereich der Haus- und Betriebswirtschaft, im Bereich von Forschung von Wissenschaft, in der staatlichen Planung oder Weichenstellung. Besonders wichtig sind die strategischen Komponenten, man denke nur an die gigantische deutsche »Energiewende« (Röttgen hin – Altmaier zurück?), die aus großen Monopolisten (Eon, Vattenfall, RWE, et cetera) arme Würstchen mit Milliarden-Verlusten gemacht hat. Oder auch im »Kleinen« ist der staatliche Einfluss dominierend: Man denke nur an das staatliche Planungsrecht, die Baunutzungsvorordnung oder den Flächennutzungsplan, die das Flächenangebot für Handel, Gewerbe, Industrie, Wohnen und Verkehr regeln. Hier nehmen Tausende von Gemeinderäten tagtäglich in allen Bereichen gezielt Einfluss auf die Wettbewerbssituationen.


    Was das Wettbewerbsrecht auch ignoriert, weil es gar nicht fassbar ist, ist der Wettbewerb der Märkte untereinander. Gemeint ist damit nicht nur der »substitutive Wettbewerb«, also der zwischen Fisch und Fleisch, zwischen Nudeln und Kartoffeln, zwischen Bahn und Auto, sondern auch der, der aus dem Nebeneinander und untrennbaren Übereinander der Märkte entsteht, aus dem Nebeneinander der Geschäfte an der Straße oder den vielen Angeboten im Internet. Sie alle bieten dem Konsumenten parallel die Wahl zwischen Pelzmantel und Mallorca-Reise, zwischen Fünf-Sterne-Menü und Handtasche, zwischen Konzertbesuch und Ayurveda-Massage – und auch wieder alle Angebote beziehungsweise Alternativen untereinander. Was soll es den verschiedenen Anbietern von Mallorca-Reisen nutzen, wenn sie sich zu einem einzigen großen Anbieter zusammentun und so die Möglichkeit bekommen, Mondpreise zu verlangen? Es kann sein, dass sie vorübergehend »absahnen« können, aber auf Dauer katapultieren sie sich aus dem Gesamtangebot heraus. Und das passiert allen, die es übertreiben, das heißt, es gibt immer einen Wettbewerb, der alle Einzelanbieter diszipliniert (sie zu »ehrbaren Kaufleuten« macht), weil im Grunde alle Märkte untereinander im Wettbewerb stehen, und die Märkte zusammen ein Orchester bilden, wo falsche Töne im Konzert auf Dauer immer auffallen. Natürlich gibt es auch Ausnahmen dort, wo es diesen Wettbewerb der Märkte nicht gibt: In der Wüste, wo es keine Alternative zur Oase gibt. Aber schon die Möglichkeit eines Umwegs beim nächsten Besuch diszipliniert den Besitzer der Oase auf Dauer, weil sich viele für andere Wege entscheiden, wenn er übertreibt.


    Die heutigen »Hüter des Wettbewerbs«, die Kartellbehörden, verfolgen lediglich direkte Vorgänge unter Marktteilnehmern, die sie als »Preisabsprachen« bezeichnen, die eine vermeintlich »natürliche Preisbildung« verhindern. Das viel zu enge marktzentrische Denken der Wettbewerbs- und Preistheorie setzt sich im ignoranten Handeln der Behörden fort, die schon jegliche betriebswirtschaftliche Argumentation ignorieren. Ihre Eingriffe, insbesondere die Geldbußen, sind dramatisch, sie gehen mittlerweile in die Milliarden. Vor ein paar Jahren wurde die Methode der Kronzeugenregelung eingeführt, um die Effizienz der Verfolgung zu fördern. Dabei handelt es sich im Prinzip um nichts anderes als um Denunziation, bei der ein Kaufmann den anderen verpfeift, wodurch schon viele Branchen vergiftet wurden, Branchen, die seit 125 Jahren und mehr zusammengearbeitet haben. Dem Gesetzgeber und den Behörden sind die ethisch und moralisch verwerflichsten Methoden recht, um die theoretischen Vorstellungen der Wettbewerbstheorie durchzusetzen. Das neueste Instrument ist eine Internetplattform des Bundeskartellamts, auf der ein jeder anonyme Anzeigen platzieren kann, ohne Gefahr zu laufen, erkannt zu werden. Für mich ist das strafbare Aufforderung zur Offenbarung von Geschäftsgeheimnissen. Die Wettbewerbstheorie erweist sich so als Ideologie, weil der Realität eine Theorie, eine Überhöhung des Wettbewerbsgedankens, aufgezwungen werden soll. Verschiedene sozialistsich-totalitäre Staatsgebilde aus Vergangenheit und Gegenwart lassen grüßen.


    Meine Argumentation unterscheidet erst einmal zwischen Preis- und Qualitätswettbewerb. Denn: Der von den Kartellbehörden geforderte und geförderte Preiswettbewerb ist in Wahrheit kein Wettbewerb, sondern ein Wettkampf, der zum Ausscheiden des Mitbewerbers führt, also tendenziell Monopolisierung fördert. Denn im Preiswettbewerb überlebt immer der finanziell Stärkere, der den anderen preislich unterbieten kann. Das Vorbild ist nicht das Fußballspiel, bei dem der Bundesliga-Verein im nächsten Jahr wieder antreten kann, wenn auch die schlechteren nur in der 2. Liga, sondern der Gladiatoren-Kampf, bei dem der Besiegte vom Platz getragen wird.


    Das Problem daran ist außerdem, dass die Herstellung eines Produkts sich selten in demselben Maß verbilligen lässt, wie die Preise verfallen können. Die Folge ist ein Qualitätsverfall (sichtbar beispielsweise bei Lebensmitteln), der dem Hersteller aufgezwungen wird. Des Weiteren fördert der Preisverfall noch aus einem anderen Grund die Monopolisierung: Eines der Grundgesetze der Wirtschaft sind die sogenannten »economies of scale«, auch Skalenerträge genannt. Sie besagen, dass der Anteil der Fixkosten je produzierter Einheit immer kleiner wird, oder anders ausgedrückt: Je größer die Fabrik, desto kleiner die Stückkosten. Wenn nun der Preisdruck auf dem Markt steigt, dann ist es unumgänglich, dass die Produktionseinheiten wachsen. Bei konstanter Absatzmenge sinkt also zwangsläufig die Zahl der Anbieter. In der Realität bedeutet das, dass kleinere, vermeintlich schwächere Anbieter ausscheiden, indem sie in die Insolvenz gehen und/oder von den größeren Wettbewerbern aufgekauft werden. Verloren geht die Vielfalt des Angebots und vor allem im Lebensmittelbereich die Qualität der Produkte.


    Oder noch einfacher beschrieben: Der Unternehmer merkt, dass er mit seiner Ausstattung auf dem Markt preislich nicht mehr bestehen kann, zur Vermeidung seines persönlichen Untergangs verkauft er sein Unternehmen noch schnell an einen der drei Marktführer. Der kauft sich damit Marktanteile dazu. Der Unternehmer kassiert die Millionen und zieht sich damit in die Schweiz oder auf Mallorca zurück, ein Vorgang, den wir bei uns in den letzten Jahrzehnten in allen Branchen beobachten konnten. Und es gibt noch einen unerfreulichen Nebeneffekt, den auch jeder nachvollziehen kann: Während es sich bei den kleineren Unternehmenseinheiten durchweg um eigentümergeführte Unternehmen handelt, handelt es sich bei den größeren Gesellschaften, also den Aufkäufern, überwiegend um Gesellschaften, die finanziell vom Kapitalmarkt gefüttert, sprich: finanziert werden. Kapitalgesellschaften werden von Managern geführt, nicht mehr von Eigentümern. Die Eigentümer-Verantwortlichkeit wird eliminiert. Joseph Schumpeter sah darin die Ursache dafür, dass alle Wirtschaft tendenziell im Sozialismus enden würde.


    Ich kenne persönlich mehrere Unternehmer, die in ihrem Leben noch nie einen Mitarbeiter entlassen haben – es sei denn, sie mussten es aus zwingenden Gründen (Kriminalität oder Ähnlichem) tun. Das ist eine Haltung, die moralisch und ethisch den Kapitalismus als Wirtschaftssystem rechtfertigt. Dieselben Unternehmer haben natürlich auch schlechte Zeiten erlebt. Aber ihre Reaktion war nicht: Ich muss aus betrieblichen Gründen kündigen und treffe deshalb eine Sozialauswahl, sondern ihre Reaktion war und ist: Wir müssen da durch, wir müssen gemeinsam den Gürtel enger schnallen, es kommen auch wieder bessere Zeiten! Das ist die solidarische Haltung, die auch im Großen für die Soziale Marktwirtschaft steht: In der Krise 2008/2009 hat die Bundesregierung das Kurzarbeitergeld zeitlich verlängert, dadurch für den Erhalt von Millionen von Arbeitsplätzen gesorgt und damit den Grundstein für den Erfolg des nächsten Aufschwungs gelegt. Das war mustergültig, aber eben auch landesweite Solidarität im Großen.


    Das Nächste ist die Reaktion des angestellten Managers in derselben Situation. Der Manager ist dem Eigentümer gegenüber verpflichtet, Gewinne zu machen. Man kann nicht sagen, dass es dem Eigentümer egal ist, wie das geschieht, aber der Eigentümer hat, je weiter er sich vom Unternehmen entfernt, immer weniger Einfluss und auch immer weniger Empfinden für das, was im Unternehmen geschieht. Das Extrembeispiel sind US-amerikanische Pensionsfonds unendlicher Größe und Finanzkraft, die die sogenannten Hedgefonds mit Geld ausstatten, damit die ihnen ansehnliche Renditen erwirtschaften. Da ist der Abstand zwischen dem eigentlichen Eigentümer, dem US-amerikanischen Arbeitnehmer und dem inländischen Arbeitnehmer so groß, das Kapital so anonym, dass jegliche Verantwortung – außer für den Gewinn – verloren geht.


    Verkürzt kann man sagen: Das Kapital in Form von Eigentum erzeugt Verantwortlichkeit, das Kapital in Form von Geld, also Finanzkapital, erzeugt Verantwortungslosigkeit. Dasselbe geschieht übrigens mit dem ausgeschiedenen und ausbezahlten Unternehmer. Aus dem echten Kapitalisten mit Verantwortung wird ein verantwortungsloser Finanz-Kapitalist. Natürlich nicht wirklich absichtlich, sondern eher aus Gedankenlosigkeit.


    Als Reaktion werden in den Unternehmen Ethik-Seminare veranstaltet, weil alle merken, dass die Moral verloren gegangen ist. Aber das Ergebnis ist nicht, dass der Manager die Mitarbeiter behält, sondern dass der Manager die Mitarbeiter mit einem schlechten Gewissen entlässt, seine Grundargumentation aber unangetastet bleibt. Alles wird dem unternehmerischen Ziel untergeordnet, wobei dieses Ziel nicht auf das Wohl der Firma und ihrer Mitarbeiter ausgerichtet ist, sondern auf das Wohl des Shareholders. Das ist aber der, der mit dem Unternehmen direkt gar nichts zu tun hat.


    Heute jedoch geht die Verfolgung von Verbraucherinteressen mithilfe des Kartellrechts so weit, dass der Gegenpart, der Lieferant, der Hersteller, der Anbieter, schon bald gar keine Rechte mehr hat. Das ist diese unsägliche Vorstellung Adam Smiths, die sich in der Nationalökonomie als Allgemeingut verbreitet hat, dass die Wirtschaft nur für den Verbraucher da ist, zu seinem Nutzen, dass der Verbraucher über seine Nachfrage die Wirtschaft lenkt, quasi alle Macht hat und sie ihm auch zusteht.


    Diese Vorstellung ist fatal, denn der Lieferant ist derjenige, der schuftet und macht und tut, der früh aufsteht und sich Tag für Tag um sein Geschäft kümmert, der an sein Produkt, seine Mitarbeiter und seinen Standort gebunden ist, der sorgt und der die Verantwortung trägt. Der Kunde, der Nachfrager, der Verbraucher, der mit dem Gold in der Tasche, ist derjenige, der diese Schwächeposition des Anbieters gnadenlos ausnutzt, indem er den Anbieter wechselt, wie er will. Ich empfehle an dieser Stelle das Gespräch mit Zulieferern der Großindustrie (Auto, Elektro, Chemie et cetera), wie diese als Kunden und Nachfrager mit ihren Lieferanten und Dienstleistern umgehen. Fairness ist da ein Fremdwort.


    Die Großabnehmer in Industrie und Handel sind die vermeintlich größten Nutznießer dieser irrigen Vorstellung, dass alles nur für den Kunden da ist. Denn übersehen wird, dass auch Preisstabilität ein wichtiges Gut ist, genauso wie Lohnstabilität. Wie der Arbeitnehmer Anspruch auf relativ stabile Einkünfte hat, genauso haben auch Arbeitgeber, die Lieferanten und Hersteller Anspruch auf (halbwegs) stabile Verhältnisse. Und das ist nicht ein Anspruch auf Übersättigung, sondern ein Anspruch, der seiner Position in der Lieferkette entspricht. Der Hersteller, bevorzugt Eigentümer und damit Kapitalist (dazu gehören auch Bauern und Handwerker), steht in Verantwortung zu seiner Umgebung (Mitarbeiter, Familie, Gemeinwesen) und er nimmt sie auch wahr. Er produziert beziehungsweise stellt etwas zur Verfügung, etwas, das der Verbraucher ganz genauso oder noch viel mehr braucht als das Produkt, das er billig erwerben will. Er produziert Arbeitsplätze, soziale Sicherheiten, strukturierte Geldverteilungssysteme, soziales Wohlbefinden, Orientierung, also Privilegien. Das alles gerät in Gefahr, wenn man ein Primat des Verbrauchers postuliert. Dann ist der Lieferant nur noch ein Funktionsträger, der automatisiert sein Produkt im Regal des Supermarktes abliefert. Dann ist alles nur noch eine Preisfrage, das heißt, wer billiger liefert, ist der Beste, dann setzen sich die »economies of scale« ungebremst durch, dann siegt der Wettbewerb beziehungsweise der Wettbewerber. Die Privilegien des Mitbewerbers gehen unter, dann versammeln sich die Marken unter Großfirmen (z. B. Procter & Gamble ), werden austauschbar und sind am Ende fast wertlos. Eine grafische Übersicht über die Marken der Lebensmittelindustrie und die Markensammler veranschaulicht das eindrucksvoll.


    Aber den größten Schaden richtet das Kartellrecht an der Umwelt an. Das Verbot von Absprachen der Anbieter untereinander sorgt für den permanenten Preiskampf, also Niedrigstpreise, die den Verbrauch fördern. Die USA sind so zum größten Energieverbraucher der Welt geworden. Das Kartellrecht ist deshalb maßgeblich für die Klimakatastrophe verantwortlich. Und es ist nirgendwo ein politischer Ansatz zu erkennen, dass sich das bald ändern könnte. Im Gegenteil, das System der Verschwendung, das Kartellrecht, die Wettbewerbs-Ideologie, der Kompetitionismus wurde in alle Welt exportiert und stabilisiert dort die institutionalisierte Verantwortungslosigkeit.
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    … and therefore:


    believe in Trust!
&

    believe in God!
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